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Vorwort. 



Die deutsche Rechtssprache fasst mit dem Ausdrucke „Immu- 
nität der Volksvertreter" zwei in ihrem inneren Wesen von einander 
verschiedene Rechtsinstitute zusammen, die Unverantwortlichkeit 
der Volksvertreter in Bezug auf ihre Berufsübung einerseits, die 
privilegirte Stellung derselben in Bezug auf Verhaftung und Ver- 
folgung wegen ausserhalb des Berufes begangener strafbarer Hand- 
lungen andrerseits. Das einigende Band beider Rechtsinstitute liegt 
in dem ihnen gemeinsamen, politischen Zweck, die Unabhängigkeit 
und Unbefangenheit parlamentarischer Berufsübimg zu gewährleisten. 
Für die juristische Bearbeitung bildet dieser Dualismus des Gegen- 
standes die natürliche Grundlage der Systematik. 

Beide Theile des Rechtsinstitutes gehören dem Staatsrechte im 
engeren Sinne des Wortes an; sie enthalten Bestimmungen über 
rechtliche Attribute von Staatsorganen v I^e Wirkung geht wohl 
über das Staatsrecht hinaus auf fast alle Gebiete des Rechtslebens, 
insbesondere auf das Gebiet des Straf- und Strafprocessrechtes. 
Allein diese haben die leitenden Principien des Rechtsinstitutes als 
staatsrechtlich gegebene Voraussetzungen anzuerkennen und auf 
sich wirken zu lassen. In diesem Sinne erscheint die vorliegende 
Abhandlung als eine staatsrechtliche. 

Fragen des Immunitätsrechtes mannigfacher Art sind in den 
letzten Jahren wiederholt in Oesterreich und in Deutschland Gegen- 
stand praktischer Entscheidung geworden. Zur Zeit liegt dem 
österreichischen Abgeordnetenhause ein aus der Initiative des- 
selben hervorgegangener Gesetzentwurf vor, welcher wichtige Aen- 
derungen des geltenden Rechtes in Antrag bringt. Es darf daher 
gerade im gegenwärtigen Augenblicke für die vorliegenden Unter- 
suchungen neben den hohen theoretischen auch ein bedeutendes, 
actuelless Interesse in Anspruch genommen werden. 

Wien, im October 1890. 

Der Verfasser. 
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Geschichtliche 
Entwicklung des Immunitätsrechtes 

der Mitglieder der Vertretungskörper in England, Frankreich, 
Belgien, den Deutschen Staaten und Österreich. 



Erstes Capitel. 
Das englische Recht 

§. i. 

Das Privileg parlamentarischer Redefreiheit nach 

englischem Rechte. 

Nach dem Urtheile Thomas May's, den Grladstone den 
grossen Classiker parlamentarischen Wissens genannt hat, ist Rede- 
freiheit ein wesentliches Recht jedes Parlamentes. Sie ist der 
gesetzgeberischen Thätigkeit so unentbehrlich, dass, wenn sie auch 
nie ausdrücklich verbürgt worden wäre, sie dennoch als vom Parla- 
mente untrennbar, als ein Bestandtheil seiner Verfassung anerkannt 
werden müsste. Diese Auffassung beherrscht das englische Staats- 
leben seit den Anfängen parlamentarischer Wirksamkeit bis zur 
Gegenwart. Es gibt eine geschichtliche Entwicklung der Immunität 
parlamentarischer Berufstibung im Sinne einer fortschreitenden Aus- 
bildung des Rechtsinstitutes nicht, es kann höchstens von einer 
Geschichte der Rechtstibung und der Codification des seit jeher 
geltenden Rechtes gesprochen werden. Dieses Recht besteht abej 
wie sofort hervorgehoben werden soll, nicht in der Ungebunden- 

l* 

777 
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4 Erstes Capitel. 

heit und Freiheit der Parlamentsmitglieder, Alles sagen zu dürfen, 
was ihnen beliebt, sondern vielmehr darin, dass jedes der beiden 
Häuser des Parlamentes sich als das ausschliesslich competente 
Tribunal betrachtet, über die parlamentarische Berufsübung seiner 
Mitglieder zu urtheilen. Es hat an Versuchen der königlichen 
Gewalt, das Privilegium des Parlamentes zu brechen und einzu- 
schränken, nicht gefehlt, allein alle diese Versuche endigten mit 
dem schliesslichen Siege des parlamentarischen Rechtes. 

Rechnet man das Ende des dreizehnten Jahrhunderts als den 
Zeitpunkt, in welchem aus der Concentration der Factoren der 
Selbstverwaltung neben und zu dem magnum concilium der geist- 
lichen und weltlichen Barone das Parlament als Centralrepräsentanz 
des englischen Volkes hervorgegangen war, so begegnen wir kurz 
darauf, im Jahre 1301 unter Edward I. dem ersten Fall der Verfolgung 
eines Parlamentsmitgliedes wegen missliebiger Reden seitens des 
Königs. Es ist der Fall des Henry Keighley, der auf Befehl des Königs 
in den Tower gesetzt wurde. l ) Es ist nicht bekannt, ob das Parla- 
ment irgend eine Äction zu seiner Freisetzung unternahm, wir 
finden ihn aber bald in Freiheit. Auch der zweite Fall, betreffend 
die Verhaftung von Peter de la Mare, Vorsprecher des guten Parla- 
mentes von 1376 ist nicht genügend aufgehellt. Es scheint, dass die 
Verhaftung unter der gesetzlichen Form der Personalexecution ge- 
schah, dabei aber eigentlich den Zweck verfolgte, einen gefähr- 
lichen Gegner zum Schweigen zu bringen. Da das Parlament auf- 
gelöst war, verlangten die Bürger von London eine ordentliche 
Untersuchung. Im folgenden Parlamente, in welchem die gegne- 
rische Partei in der Mehrheit war, verlangte die Minderheit seine 
Freilassung, aber ohne Erfolg. Peter blieb bis nach dem Tode 
Eduard HI. in Haft, und wurde erst unter Richard II. frei- 
gelassen und hierauf wieder im ersten Parlamente dieses Königs 
zum Sprecher gewählt. Dagegen sind wi r besser unterrichtet üb er 
den Fall des Thomas Haxey/der 1397 unter Richard H. wegen 
Einbringung einer Bill, naolrwelcher die ausserordentliche Last der 
konlghTfam Holhaltung gemindert werden sollte, in Haft genommen 

*) Hierüber, so wie über die folgenden Ausfiihrungen siehe : Stubbs, The con- 
stitutional history of England, III. Bd., Seite 489 ff. und MayTDas englische Par- 
lamentsverfahren, 4. Capitel. 
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wurde, und dessen Bestrafung als eine Verletzung der Freiheiten 
der Gemeinen aufgehoben wurde. l ) 

Noch sei des Falles Strode aus dem Jahre 1512 erwähnt, der 
wegen Einbringung einer Bill von dem Stannary-Gerichtshof ver- 
urtheilt worden war, worauf ein Gesetz erlassen wurde, welches 
die Verhandlungen des Stannary-Gerichtshofes für nichtig erklärte 
und bestimmte, dass alle Anklagen, Verurtheilungen, Vollstreckungen, 
Strafen etc. gegen Mitglieder des Parlamentes wegen ihres Ver- 
haltens im Parlamente durchaus nichtig und wirkungslos seien. 2 ) 
Da das Gesetz das gerichtliche Verfahren für nichtig erklärte, so erhellt 
daraus, dass das Privilegium des Parlamentes schon als bestehend 
angenommen und nicht erst durch das Gesetz geschaffen wurde. 3 ) 



*) Rotuli Pari. III. S. 430 sagen über diesen Fall: r De volunte du dit roy 
le dit Thomas estoit adjugez traitour, et forfaita toutz, qu'il avoit, encontre droit 
et la curse, quel avoit este devant en parlement" ; an späterer Stelle: es geschah 
„en anientisement des custumez de les communes." Die Restauration wurde ge- 
fordert „si bien en accomplissement de droit comme pour salvation des libertez 
de les dits communes." Stubbs, a. a. O. 

*) Gneis t, „Englische Verfassungsgeschichte tf , Berlin 1882, Seite 484 er- 
wähnt den Fall Strode, als den ersten, in welchem ein Localgericht ein Parla- 
mentsmitglied wegen einer eingebrachten Bill verurtheilte. 

3 ) Weitere Fälle sind nach Stubbs (a. a. O) und May (a. a. O): Der Fall 
des Thomas Youfcg 1451, Mitglied für Bristol, in welchem die Gemeinen zur 
Wahrung ihres Rechtes eine Petition einbrachten, ohne dass ihnen Genugthuung 
wurde; der Fall des Thomas Thorpe, Sprecher des Parlamentes im Jahre 1453, 
der unter den Formen der PertWWBSwiilibn verfolgt wurde, so dass May den 
Fall nicht als Verletzung der Redefreiheit, sondern als Verletzung der Immunität 
in Bezug auf das ausserberufliche Verhalten anführt; der Fall Strickland 1571; 
derFallCope und Wentworth 1586; der Fall Sir Edwin Saudis 1621; den 
letzten Fall bildet die Verurtheilung von Sir John Elliot, Danzin Hollis, 
Benjamin Valentine durch King's Bench im 5. Jahre Karl I. — Gneist (a. a. O.) 
erwähnt noch einer Anklage aus 2. Mary gegen Mitglieder des Parlamentes vor der / 

King's Bench, weil dieselben wegen der Verhandlungen über die Religionsfrage / 

das Parlament eigenmächtig verlassen hatten, sowie eines Versuches Elisabeths aus / 

dem Jahre 1571, ein Parlamentsmitglied durch königlichen Befehl von den Sitzungen 
auszuschliessen. 

Nach Hume's history (V c. 40) missachtete Elisabeth das Privileg bisweilen, 
gab aber nach auf die Vorstellung, dass die Parlamentsmitglieder nicht als Privat- 
männer, sondern als Repräsentanten des ganzen Landes und Volkes sprechen und dass 
über ihre Aeusserungen und Anträge das Unterhaus „the only competent tribunal 1 * sei. ' 
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6 Erstes Capitel. 

Seit Eröffimng des Parlamentes von 1541 unter Heinrich VIEL 
wurde es Gewohnheit, dass der Sprecher in seiner Anrede an den 
König die Bitte um Gewährung des Privilegs vorbringt, welche der 
König gewährt. 1 ) 

Aus der Reihe von Resolutionen, welche das englische Unter- 
haus über die parlamentarische Redefreiheit in den verschiedensten 
Zeiten gefasst hat, sei nur die Erklärung vom 11. December 1667 
hervorgehoben, welche geeignet ist, einen Einblick in die Auffassung 
vom Wesen dieses Privilegs zu gewähren. Sie lautet: 

„Niemand kann zweifeln, dass, was einmal gesetzlich bestimmt 
worden, Gesetz ist. Nichts aber kann zum Gesetze erhoben werden, 
was nicht zuvor von Jemand in Vorschlag gebracht ist. So wenig 
ein Gesetz Unrecht thun kann, so wenig kann es der, 
welcher den Vorschlag zum Gesetze macht. Die Mit- 
glieder des Hauses müssen so frei sein, wie dieses selbst. Ein act 
of parliament kann nicht gegen die Staatsordnung sein, ebensowenig 
die Debatte, aus welcher er hervorgeht. Denn bevor ein Gesetz zu 
Stande kommt, muss es in Antrag gebracht und discutirt werden. a 

Wie May treffend bemerkt, durfte ein so wichtiges Privileg 
nicht allein auf abstracten Principien oder auf altem Recht und 
Brauch des Parlamentes beruhen. Es wurde vielmehr im 9. Ar- 
tikel der bill of rights als Landesgesetz anerkannt und bestätigt, 
wie folgt : „That the freedom of speech and debates or proceedings 
ought not to be impeached or questioned in any court or place out of 
parliament. a Das ist in England Rechtens bis zum heutigen Tage. 2 ) 

Um die rechtliche Natur des in Rede stehenden Privilegs 

des englischen Parlamentes beurtheilen zu können, ist es nothwendig, 

.die Stellung der beiden Häuser des Parlamentes als Geric htshöfe in 

ihren eigenen Angelegenheiten in Betracht zu ziehen. Ganz abge- 



') May (a. a. O). Nach Stubbs (a. a. O.) ertheilte schon König Heinrich IV. anf 
eine diesbezügliche Petition des Oberhauses die Antwort: r and he would have been 
a bold king indeed, who had attempted to stop discu«sion in the house of lords. u 

*) Man kann diese Bestimmung der bill of right als eine Consequenz der 
allgemeinen Maxime des Parlamentsrechtes betrachten, welche von Eduard Coke 
in seinen Institutionen so formulirt wird: „tbat whatever matter arises concerning 
either house of parliament, ought to be examined discussed, and adjudged in 
that house, to which it relates, and not elsewhere." (4 Inst. 15). 
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Das englische Recht. 7 

sehen von der Stellung des Oberhauses als Oberster Gerichtshof 
des allgemeinen Rechtes, die hiemit in gar keinem Zusammenhange 
steht, ist jedes der beiden Häuser des Parlamentes selbständiger 
Gerichtshof über die Berufsübung seiner Mitglieder und über jeden 
gegen das Parlament gerichteten Privilegienbruch. Hiebei wird 
der Begriff des Privilegienbruches (contempt) in einem sehr ausge- 
dehnten Sinne verstanden. Man begreift darunter nicht nur directe 
Verletzungen der Parlamentsprivilegien, sonden auch alle Aeusse- 
rungen der Missachtung, wie Ungehorsam gegen seine Befehle, 
Schmähungen des Parlamentes, Beleidigungen seiner Mitglieder auf 
dem Wege zum oäer vom Parlamente, oder in Bezug auf das 
Verhalten derselben im Parlamente u. dgl. x ) 

Während die beiden Häuser des Parlamentes die Berufsübung 
ihrer Mitglieder als Gegenstand ihrer ausschliesslichen Ge- 
richtsbarkeit in Anspruch nehmen, und in Gemässheit der bill of 
rights die Competenz jedes anderen Gerichtshofes oder irgend 
welcher andern Gewalt im Staate ausgeschlossen ist, kann es ge- 
schehen, dass das Parlament die strafgerichtliche Verfolgung wegen 
Missachtung seiner Privilegien durch den attorney general bei den 
ordentlichen Gerichten veranlasst. 

Das Recht, welches das Parlament als Gerichtshof zur An- 
wendung bringt, ist die lex et consuetudo parliamenti, wie sich 
dasselbe aus Uebung und Herkommen ergibt, und nicht etwa das 
allgemeine Strafrecht. 2 ) 

*) Es ist von Interesse, dass auch der Souverän selbst sich eines Privilegien- 
bruchs schuldig machen kann, z. B. wenn er seine Unzufriedenheit mit Mitgliedern 
wegen ihrer Aeusserungen im Parlamente ausspricht. Jefferson bei S ch 1 ei d e n, die 
Disciplinar- und Strafgewalt parlamentarischer Versammlungen, S. 16. 

2 ) Blackstone, Commentaries 1. Buch, 2. Cap., §.163 Anm. sagt über dieses 
Parlamentsrecht: 

„The law of parliament is part of the general law of the land, and must 
be discovered and construed like all other laws. The members of the respective 
houses of parliament are in raost instances the judges of that law; and like the 
judges of the realm, when they are deciding upon past laws, they are under the 
mo8t sacred Obligation to enquire and decide, what the law actually is, and not 
what in their will an^pleasure, or even in their reason and wisdom, it ought 
to be. When they are declaring what is the law of parliament, their character is 
totally different from that with which, as legislators they are invested, when 
tbey are framing new laws. 
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Die Gerichtsbarkeit der Häuser des Parlamentes über die 
Berufsübung ihrer Mitglieder erstreckt sich aber nicht nur auf die 
Reden derselben, sondern auf ihr Verhalten im Berufe im Allge- 
meinen. Die Annahme einer Bestechung oder Geschenkannahme 
seitens eines Parlamentsmitgliedes wurde im Parlament jederzeit 
mit den schwersten Strafen, die es in Anwendung bringt, mit Kerker 
und Ausstossung geahndet. l ) In neuerer Zeit ist das Unter- 
haus in der Wahrung der Integrität seiner Verhandlungen einen 
bedeutungsvollen Schritt weiter gegangen, indem es am 22. Juni 
1858 resolvirte: 

„Es ist dem Gebrauche entgegen und mit der Würde des 
Hauses unverträglich, dass eines seiner Mitglieder eine Angelegen- 
heit oder Massregel in diesem Hause in Anregung bringt, fördert 
oder unterstützt, bei welcher es betheiligt, oder flir pecuniären 
Vortheil oder für Belohnung thätig gewesen ist." 

Auch gegenüber denjenigen, welche sich der Bestechung eines 
Parlamentsmitgliedes schuldig machen, nimmt das Parlament die 
Gerichtsbarkeit wegen schweren Privilegienbruches für sich in 
Anspruch. Schon am 2. Mai 1695 hatte das Unterhaus den fol- 
genden Beschluss gefasst: 

„Wer Geld oder andere Vortheile einem Mitgliede des Parlar 
mentes anbietet, um eine im Parlament anhängige oder zu verhan- 
delnde Angelegenheit zu fördern, macht sich eines schweren Ver- 
brechens schuldig, das auf den UmsttBK der Verfassung Englands 
gerichtet ist." 

Die Parlaments-Geschichte bietet mehrere Fälle der Verurthei- 
lung und Bestrafung wegen solcher Handlungen. 

Beide Häuser des Parlamentes betrachten hiebei stets jeden 
Zweig der Executivgewalt für verpflichtet, wenn es sich um Aus- 
führung ihrer Erlässe handelt, Beistand zu leisten und nahmen den- 
selben wiederholt in Anspruch. 



') Eine historische Berühmtheit hat der Fall des Sir John Trevor, Spre- 
cher des Unterhauses unter Wilhelm in., der aus dem Parlamente ausgestossen 
wurde, weil er überwiesen worden war, von der City den Betrag von 1000 
Guineen für die Beschleunigung einer Localbill angenommen au haben. Ma- 
^ caulay, Geschichte Englands seit Jakob II. 10. Bd., S. 17. 
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Das englische Recht. 9 

Hinsichtlich der Redefreiheit hat das Parlament stets das 
weitest gehende Maass in Anwendung gebracht. Sobald nur die 
Form nicht Verletzt, die Würde des Hauses gewahrt und Persön- 
lichkeiten vermieden werden, wird die Freiheit des Wortes nach 
May's Zeugnis in vollem Umfang gewahrt. Gleichwohl sind die 
Fälle sehr zahlreich, in welchen das Parlament Mitglieder wegen 
ihrer Aeusserungen gestraft und je nach der Schwere des Falles 
Verweis, Haft, selbst Ausstossung verhängt hat. 

Ein ferneres Moment, durch welches auf die rechtliche Natur 
des Privilegs einiges Licht geworfen wird, ist darin gelegen, dass 
die Sitzungen des Parlamentes seit Alters de jure als nicht öffent- 
lich gelten, und demgemäss auch einer ausserhalb des Parlamentes 
stehenden Autorität rechtlich die Möglichkeit nicht gegeben ist, von 
den Vorgängen im Parlamente Kenntnis zu haben, geschweige denn 
ein Mitglied wegen derselben zur Verantwortung zu ziehen. 

Es hat daher auch einen sehr guten Sinn, wenn das Unter- 
haus im zweiten Jahre Heinrich' s IV. eine Petition an den König 
richtete, er möge von keinem Berichte, welcher ihm über die Verhand- 
lungen im Parlamente hinterbracht würde, Kenntnis nehmen. Der 
König gewährte diese Petition, indem er versprach, er werde Nie- 
mand Gehör und Glauben schenken, bevor dergleichen Angelegen- 
heiten auf Anrathen und mit Zustimmung der Gemeinen vor ihn ge- 
bracht würden. 

Von diesem Standpunkte aus war es auch vollkommen conse- 
quent, wenn nicht nur ausserhalb des Parlamentes stehende Bericht- 
erstatter, sondern auch Parlamentsmitglieder, die ihre im Parlamente 
gehaltenen Reden veröffentlichten, vor den allgemeinen Gerichten 
verfolgt werden konnten. Erst in unseren Tagen ist diesbezüglich 
eine freiere Auffassung anerkannt worden, und wahrheitsgetreuen Parla- 
mentsberichten das Privilegium der Immunität zuerkannt worden. *) 



*) Eine Verordnung aus 3. und 4. Vietoria, welche in Folge der Entschei- 
dung von Queen's Bench in dem denkwürdigen Processe Stockdale ca Hansard er- 
gangen war, bestimmt, dass jedes Civil- und Criminalverfahren wegen Veröffent- 
lichung von Urkunden, welche auf Befehl eines der Häuser des Parlamentes ge- 
druckt sind, sofort eingestellt werden solle, sobald ein beglaubigtes Attest dar- 
über beigebracht werde, dass die Veröffentlichung auf Befehl eines der Häuser 
des Parlamentes erfolgt ist. May a. a. O. S. 123. 
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Nach dem Bisherigen ist es unschwer, den rechtlichen Charak- 
ter der Immunität hinsichtlich der parlamentarischen Berufsübung 
nach englischem Rechte zu kennzeichnen. Das Wesen dieser 
Immunität besteht darin, dass die parlamentarische 
Berufsübung von den Gerichten des allgemeinen Rech- 
tes eximirt und der ausschliesslichen Comp etenz des 
Parlamentes unterworfen ist. 

Schon nach dem Wortlaute des oben citirten Art. 9 der bill of 
rights zeigt es sich, dass es sich nicht um ein persönliches Privileg der 
Parlamentsmitglieder handelt, in völliger Ungebundenheit bei Aus- 
übung des parlamentarischen Berufes Alles sagen zu dürfen, sondern 
bloss um die Sondergerichtsbarkeit des Parlamentes, welches aus- 
schliesslich über Alles, was die parlamentarische Berufsübung be- 
trifft, zu entscheiden berufen ist. Es verdient, hervorgehoben zu 
werden, dass die bill of right nicht einen persönlichen Gerichts- 
stand der Parlamentsmitglieder, sondern einen sachlich abgegrenzten 
Gerichtsstand begründet, der sich auf die parlamentarischen Ver- 
handlungen als solche bezieht. Damit hängt es zusammen, wenn 
die Gerichtsbarkeit des Parlamentes, wie bereits erwähnt, im Falle 
einer Bestrafung von Parlamentsmitgliedern auch die ausserhalb des 
Parlaments stehenden Mitschuldigen erfasst. Noch viel deutlicher geht 
dies daraus hervor, dass auch Zeugen, welche vor dem Parlamente 
ausgesagt haben, durch das Privileg geschützt werden. Die englische 
Parlamentsgeschichte enthält mehrere Fälle, in welchen Personen, 
die Zeugen wegen ihrer Aussagen vor dem Parlamente gerichtlich 
zu belangen suchten, wegen Privilegienbruches bestraft wurden. *) 

Als weitere Folge der oben dargestellten Grundsätze des Parla- 
mentsrechtes erscheint es, wenn kein Beamter des Parlamentes vor 
Gericht geladen werden darf, um über Verhandlungen im Parlamente 
Zeugnis abzulegen, bevor das Parlament es erlaubt hat. 2 ) 

Anm. Dem englischen Rechte im Wesentlichen nachgebildet ist das Parlaments- 
recht der vereinigten Staaten von Nordamerika. Die Verfassung vom 21. Juli 1788 
(Section 6, §, 1) bestimmt: . . . and for any speech or debate in either house, they 



*) So wurde nach May (a. a. O.) schon am 23. November 1696 Meggot 
aus diesem Grunde vom Parlamente wegen Privilegienbruches gestraft. Ausserdem 
sind bei May zahlreiche Fälle aus späterer Zeit angeführt. 

2 ) Siehe May a. a. O. S. 143. 
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ßhall not be questioned in any other house." Jedes der beiden Häuser übt ganz 
nach Art des englischen Parlamentes die Gerichtsbarkeit über die Berufsübuog 
seiner Mitglieder in Gemässheit des Art. I, Sect. ö, §. 2: Each house may deter- 
mine the rnles of its proceedings, punish its members for disorderly be- 
haviour and with the concurrence of two thirds expel^ a member^ Siehe Schlief, 
Verfassung der Nordamerik. Union und Hols t, das Staatsrecht der Verein. Staat, 
von Nordamerika in Marquardsen, Handbuch. 

§. 2. 

Die Immunität der Mitglieder des englischen Parlamentes 

hinsichtlich ihres ausserberuflichen Verhaltens. 

Die geschichtliche Entwicklung der Immunität hinsichtlich des 
ausserberuflichen Verhaltens der Mitglieder des englischen Parla- 
mentes führt auf zwei verschiedene Wurzeln zurück. Einerseits 
genossen die Personen, welche zu des Königs Hof oder zu des 
Königs Rath geladen waren, schon seit den ältesten Zeiten einen 
erhöhten Schutz ihrer persönlichen Sicherheit, wie Stubbs sich 
ausdrückt eine sanctity nach Art der Gesandten, andererseits 
hatten die Barone des Reiches das persönliche Vorrecht, nicht in 
Schuldhaft gesetzt zu werden. Der erstgenannte Grundsatz reicht 
in die ältesten Zeiten der englischen Geschichte zurück. Schon nach 
einem Gesetze E thelbert's aus dem Jahre 600 *) muss im Falle 
eines Angriffes gegen einen zu des Königs Eath Geladenen der An- 
greifer die doppelte Busse an den Angegriffenen und ausserdem eine 
Busse an den König zahlen. 

Auf demselben Grundsatze beruht eine Vorschrift des Königs 
Knut (1016 — 1035), welche die zu und von des Königs Rath Ziehen- 
den unter besondern „Frieden 44 stellte. 2 ) 

Hieher gehört endlieh ein Gesetz aus der Zeit Eduard des 
Bekenners: „ad synodos venientibus, sive summoniti sint, sive per se 
quid agendum habuerint, sit summa pax. u 

Es entsprach daher nur dem allgemeinen Rechtsbewusstsein, 
wenn diejenigen, an welche die Einladungen (writs) zu den Raths- 



l ) Stubbs „Select Charters" S. 61. Anno Dei 600 Kent. Etbelbert cap. II. u 
If the King call his „leod u to him 

*) Stubbs a a. O. S. 74. Anno Dei 1016—1036 Canute. „Secular dooms" 
Cap. 83. („And I will, that every man be entitled to „grith" to the gemot and irom 
the gemot, except he be a notorious thief. u ) 
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Versammlungen ergangen waren, die Parlaments-Mitglieder der 
ältesten Zeit, unter dem besonderen Schutz des Königs standen, der 
sie geladen hatte. Und es erscheint demgemäss nur als Anwendung 
eines allgemein anerkannten, bestehenden Grundsatzes, wenn ein 
Gesetz aus 5 Heinr. IV. c. 6 eine Person, die den Diener eines 
Parlamentsmitgliedes geschlagen und verwundet hatte, mit derselben 
Strafe belegte, die nach dem oben citirten Gesetze Ethelbert's 
vorgesehen war. 2 ) Ein Gesetz aus 2 Heinr. VI. c. 2 brachte neuerlich 
eine allgemeine Normirung der diesbezüglichen Bestimmungen. 

Es war ein bedeutungsvoller Schritt, als ein Gesetz Eduard I. 
aus dem Jahre 1290 anlässlich eines besondern Falles verordnete, 
dass während der Dauer des Parlamentes, sowie einer entsprechen- 
den Zeit vor Beginn und nach Schluss desselben kein Mitglied des 
Parlamentes im Wege der Civilexecution gerichtlich eingezogen 
werden sollte. (Befreiung mittels writs of supersedeas). Waren alle 
bisherigen Bestimmungen darauf gerichtet, die Parlamentsmitglieder 
gegen ungesetzliche Angriffe unter erhöhten Schutz zustellen, 
so wurde ihnen durch das genannte Gesetz ein Privileg gegen ge- 
setzliche Haft eingeräumt. Allerdings muss hervorgehoben werden, 
dass die Executionshaft in Civilangelegenheiten vorzüglich als Privat- 
sache des Gläubigers aufgefasst wurde, so dass die Befreiung von 
derselben mehr das Zurückdrängen des Privatinteresses gegenüber 
dem öffentlichen Interesse als die Befreiung von einer öffentlichen 
Rechtspflicht bedeutete. Wie sehr man im Uebrigen in dieser Be- 
stimmung nur eine Folge des allgemeinen Grundsatzes, die Mit- 
glieder des Parlamentes unter des Königs besondern Schutz zu stellen, 
erblickte, geht daraus hervor, dass das Parlament im 17. Jahre 
Eduard IV. erklärt, die Befreiung von gesetzlicher Haft in Civil- 
sachen gründe sich auf Herkommen „seit Menschengedenken." 

Die englische Parlamentsgeschichte der altern Zeit kennt eine 
grosse Zahl von Fällen, in welchen das Privileg, von Civilexecution 
während der Dauer des Parlamentes befreit zu sein, nicht nur für 
die Parlamentsmitglieder in Person, sondern auch für die Diener 
und für das Vermögen derselben, mitunter allerdings ohne Erfolg 
in Anspruch genommen wurde. Das Parlament hatte hiebei nuc 



J ) Es ist dies der Fall des Richard Chedders. Siehe Stubbs III, IS. 489 ff. 
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das Mittel der Petition, sein Recht zu wahren, beziehungsweise ein 
writ of supersedeas zu erhalten. 

Nach dem Zeugnisse HatselFs (Prec. I. 53) war dies der Rechts- 
zustand am Ende der Regierungszeit Eduard IV. x ) 

Den Peers des Reiches kam das Privileg, wie bereits hervor- 
gehoben, nicht in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Parlamentes, 
sondern als Barone des Reiches zu ; dem entsprechend war dasselbe 
auch nicht auf die Zeit des Parlamentes beschränkt. 

Da die Ausdehnung des Privilegs auf die Diener und das Ver- 
mögen der Parlamentsmitglieder immer mehr als unberechtigte 
Bevorzugung empfunden wurde, verordneten zahlreiche Gesetze aus 
dem 17. und 18. Jahrhundert die Beschränkung des Privilegs 
ausschliesslich auf die Person der Parlamentsmitglieder. 

Währendes ferner in älterer Zeit, wie gezeigt wurde, erst eines 
writ of supersedeas bedurfte, um ein Parlamentsmitglied aus der Haft 
zu entlassen, ist in dem Gesetze 12 Wilh. III. c. 3 normirt, dass 
eine solche Haft ipso jure unzulässig sein sollte, „irregulär ab initio tt , 
nach dem Ausdruck Blackstone's. Es ist damit endgiltig ausgespro- 
chen, dass das Interesse des Privatgläubigers an der Schuldhaft der 
Parlamentsmitglieder dem Interesse des Staates an der ungestörten 
Berufsübung derselben absolut nachstehe. 

In Bezug auf Criminalhaft hatte das Privileg seit jeher 
grundsätzlich keine Geltung. Die ältere Rechtssprache erklärte 
das Privileg ausgeschlossen in den Fällen ofindictable crimes 
(Vergehen, in Betreff deren eine Anklage-Jury thätig sein muss) 
oder, wie es häufig ausgedrückt wird, in den Fällen von treason, 
felony und breach of the peace. 

So stellten die Gemeinen in einer Conferenz vom 17. August 
1641 die folgenden Regeln auf. 2 ) 



! ) „When a member or his servant has heen imprisoned, the house of com- 
mons have never proceeded to deliver such person out of custody by virtue of 
their own authority; but if the member has bten in execution, have applied for 
an act of parliament. to enable the chancellor to issue his writ for his release, or 
if the party was confined only on mesne process, he has been delivered by his 
writ of privilege r to which he was entitled at common law. 44 Stubbs, the const. 
bist. a. a. O. 

2 ) May a. a. O. 
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1. Im Falle des Friedensbruches zwischen Privatpersonen ist 
das Privileg ausgeschlossen, um so mehr in dem des Friedens- 
bruches gegen den Staat. 

2. Das Privileg kann nicht gegen eine Anklage wegen einer 
ausserhalb des Parlamentes begangenen Handlung schützen, denn 
alle Angeklagten sind contra pacem domini regis. 

3. Da$ Privileg de» Parlamentes soll das Staatswohl fördern, 
nicht aber zu dessen Beeinträchtigung dienen. 

4. Ein jedes Privileg liegt in der Hand des Parlamentes, des- 
halb kann das Parlament es auch versagen, wenn das Staatswohl 
es erheischt. 

Nach der Meinung Blackston e's scheint damit das Privileg 
bei allen Criminalsachen ausgeschlossen, da alle Vergehen nach 
dem Gesetze contra pacem domini regis Verstössen. x ) Und es be- 
steht nach Blackstone das Privileg des Parlamentes in solchen 
Fällen nur darin, unverzüglich von der Inhaftnahme eines Mit- 
gliedes, sowie von den Gründen derselben in Kenntnis gesetzt zu 
werden. 

Während also bei Geltung des gemeinen Rechtes von einer 
Privilegirung der Parlamentsmitglieder in Strafsachen keine Rede 
ist, ist es charakteristisch, dass die verschiedenen Gesetze, welche 
die Habeas-Corpus-Acte zeitweilig ausser Kraft setzten und die 
Macht der Executive gegenüber der individuellen Freiheit bedeutend 
erweiterten, regelmässig Bestimmungen enthielten, dass kein 
Parlamentsmitglied während der Tagung des Parla- 
mentes verhaftet werden dürfe, bevor die Verdachts- 
gründe dem Hause mitgetheilt wären und das Haus 
die Zustimmung ertheilt hätte. Das englische Recht erblickt 
also in dem gemeinen Rechte eine genügende Garantie für die 
( Sicherheit und Unabhängigkeit seiner Parlamentsmitglieder und pri- 
1 vilegirt dieselben nur gegen Verhaftungen (nicht auch gegen 
; gerichtliche Verfolgungen) zur Zeit des Ausnahmezustandes. In 
\ jenen Fällen, welche von diesen Gesetzen nicht berührt werden, ist 



! ) I 8. 166 Whereby it seems to have been understood that no privilege 
was allowable — — in any crime whatsoever, for all crimes are treated by 
the law as contra pacem domini regis. 
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es unbestrittene Uebung, die Ursachen der Verhaftung dem be- 
treffenden Hause des Parlamentes erst nach deren Vollzug mitzu- 
theilen. Der Privilegienausschuss des Jahres 1831 hat es neuerlich 
ausgesprochen, und es gilt seitdem als feststehend, dass bei Fällen 
von indictable offence das Privileg nicht vorgeschützt werden 
dürfe. 

In Bezug auf die Fälle des contempt (Unehrerbietigkeit, Un- 
gehorsam gegen einen Gerichtshof) war die Praxis früher zweifel- 
haft. Gegenwärtig gilt die Verhaftung wegen contempt seitens eines 
hohen Gerichtshofes nicht als Privilegienbrueh. Der letzte dies- 
bezügliche Fall betraf die Verhaftung des Mr. Gray im Jahre 1882, *) 
worüber der Privilegienausschuss die Meinung aussprach, dass kein 
Grund vorliege, welcher die weitere Aufmerksamkeit des Hauses 
in Anspruch zu nehmen geeignet sei. 

Die rechtlich bedeutsamen Momente des Privilegs lassen sich 
demnach in Kürze wie folgt kennzeichnen. Erstens: Das Pri- 
vileg erstreckt sich während der Geltung des gemeinen Rechtes 
ausschliesslich auf Schuldhaft. Hier aber gilt die Befreiung unbe- 
dingt und ohne dass eine Auslieferung seitens des Parlamentes 
möglich wäre. Es handelt sich demnach bei dem Privileg nicht 
um eine Schutzmassregel gegen missbräuchliche Anwendung der die 
Schuldhaft verordnenden richterlichen Gewalt, sondern um die ge- 
setzliche Entscheidung, dass im Falle einer Collision der beiden 
Interessen, Theilnahme an den Verhandlungen des Parlamentes und 
Schuldhaft, das erstere das letztere überwiege. Es steht das Pri- 
vileg hierin auf gleicher Linie mit der Befreiung der Parlaments- 
mitglieder während der Session des Parlamentes von der Geschwo- 
renenpflicht, Zeugenpflicht u. dgl. Zweitens: In Criminalsachen 
wird ein Privileg nur zu Zeiten der Suspendirung der Habeas- 
Corpus-Acte in Anspruch genommen, aber ein Privileg ganz anderen 
Inhaltes. Es handelt sich bei diesem nicht, wie bei der Schuldhaft 
um Befreiung, sondern um vorherige Genehmigung der Verhaf- 



l ) Bericht des Privilegien-Ausschusses, 1882, Nr. 406 P. P. 
Allerdings hatte eine Minorität des Ausschusses einen Gegenantiag gestellt, 
welcher die Verhaftung als unzulässig erklärte. 
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tung seitens des betreffenden Hauses des Parlamentes. Während 
der Geltung des gemeinen Rechtes besteht ein Privileg in Criminal- 
sachen nicht, sondern bloss die Verpflichtung des Gerichtes, die 
geschehene Verhaftung sammt Gründen dem betreffenden Parla- 
mentshause zur Kenntnis zu bringen. 

Anmerkung 1 . Dem englischen Rechte auch in dieser Beziehung durchaus 
nachgebildet ist das Recht der Amerikanischen Union. 

Section 6, §. 1 der Verf. 21. Juni 1788 „They (Senatores and Repraesentantices) 
shall in all cases, except treason, felony and breach of the peace, be priviliged 
from arrest during their attendance at the Session of their respective houses." 



Zweites Capitel. 
Die Entwicklung des französischen Rechtes. 

§• l. 

Das Immunitätsrecht der Mitglieder der Volksvertretung im 
Lichte der publicistischen Ideen des 18. Jahrhundertes. 

Es hat wohl kaum mehr eine Zeitperiode gegeben, in welcher 
die Einwirkung der publicistischen Schriftsteller auf die praktische 
Gestaltung der öffentlichen Verhältnisse eine so unmittelbare und 
mächtige gewesen ist, wie während der französischen Revolution. 
Taine hat in seinem Werke über die Entstehung des modernen 
Frankreich in ausführlicher Weise die Gründe dargelegt, welche 
„die Ausbreitung der Doctrin" gerade zu jener Zeit in so überaus 
günstiger Weise gefördert haben. l ) In Bezug auf die publicistischen 
Ideen lassen sich zwei Hauptströmungen unterscheiden, welche sich 
unbeschadet ihres innern Gegensatzes parallel neben einander ent- 
wickeln und die Geister gefangen nehmen. Einerseits war es 
die Lehre von der strengen Theilung der Gewalten und das Ideal- 



l ) H. Taine. Deutsch von L. Katscher, 1. Band, 4. Buch „Die Ausbreitung* 
der Doctrin. u 
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bild der englischen Verfassung, welche man sich insbesondere aus 
Montesquieu und de Lolme geholt hatte. Andererseits waren 
es die Theorien Rousseau' s über die Volkssouverainetät und das 
Verhältnis der Regierung zum Volke, welche die Auffassung über 
die Rechtsgrundlagen des Staates und der Gesellschaft beherrschten. 
Für die Verbreitung des englischen Rechtes wirkte ausser Montes- 
quieu und de Lolme die schon 1777 erfolgte Uebersetzung Black- 
stone's ins Französische, sowie die von Mirabeau mit Unter- 
stützung Brissot's herausgegebene Zeitschrift „Analyse des papiers 
anglais", welche nach dem Ausdrucke Brissot's dazu bestimmt 
war, bei den Franzosen Ideen heimisch zu machen,' welche England 
eine Verfassung gesichert hatten und denen auch Frankreich eine 
solche danken sollte. *) 

Wollen wir nun die Codifieation des Immunitätsrechtes der 
Mitglieder der Nationalversammlung, die überall mit dem bezeichnen- 
den Ausdrucke „inviolabilite" benannt wird, in ihrer Entwicklung 
verstehen, so erscheint es nach der Darstellung des englischen Rechtes 
noch erforderlich, auf die Lehren Montesquieu's zurückzugehen, 
um so die letzten Wurzeln blosszulegen, aus denen die Gesetzgebung 
dieses Theiles des Verfassungsrechtes sich herausgebildet hat. Die 
Lehre Rousseau' s kommt hiebei nicht in Betracht, sie leugnet 
die rechtliche Möglichkeit einer Volksrepräsentanz, 2 ) und damit entfällt 
für sie die Frage nach der rechtlichen Stellung derselben, beziehungs- 
weise der einzelnen Volksrepräsentanten. Die Gesetzgebung ist ein 
unveräusserliches Attribut der Volksversammlung, und die Heilig- 



') Mirabeau's Leben von Stern, I, S. 256. 

2 ) Contrat social III livre Chap. XV. Des Deputes ou Repräsentants. „La 
souverainete ne peut §tre represente'e, par la m&ne raison qu'elle ne peut ötre 
alienee; eile consiste essentiellement dans la volonte' generale, et la volonte* ne 
se repräsente point: eile est la mSme, ou eile est autre; il n'y a point de milieu. 
Les d£put& du peuple ne sont donc ni ne peuvent e'tre ses repräsentants, ils ne 
sont que ses commissaires ; ils ne peuvent rien conclure d^finitivement. Toute 
loi que le peuple en personne n'a pas ratifiee, est nulle; ce n'est point une loi. 
Le peuple anglais pense etre libre : il se trompe fort, il ne Test que durant l'election 
des membres du Parlement; sitöt qu'ils sont &us, il est esclave, il n'est rien. 
Dans les courts moments de sa libertd, Fusage qu'il en fait, me'rite bien qu'il la 
perde. 

Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper. 2 
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keit und Unverletzlichkeit der Gesetzgeber kommt allen Mitgliedern 
derselben im gleichen Maasse zu. ') 

I. Die Lehre Montesquieu's. 

Wenngleich Montesquieu des Immunitätsrechtes der Volks- 
vertreter nicht besonders Erwähnung thut, wie er überhaupt die 
Rechtsinstitute der constitutionellen Monarchie im Einzelnen nicht 
erörtert, und sich auf die Darstellung der leitenden Principien seiner 
Lehre von der Theilung der Gewalten beschränkt, so fällt es doch 
nicht schwer, zu zeigen, welche Auffassung des Immunitätsrechtes 
sich aus den Lehren Montesquieu's nothwendig ergeben musste. 
Hiebei kommen zwei Momente in Betracht: erstens die Auffas- 
sung von der rechtlichen Natur der Volksvertretung, zweitens 
die Auffassung von dem Verhältnisse der drei Gewalten im Staate 
zu einander. 

Die Theorie Montesquieu's über das Wesen der constitutionellen 
Monarchie, beziehungsweise über die Theilung der Gewalten ist 
das Ergebnis einer genialen Intuition, welche das geltende öffentliche 
Recht Englands, zum Theile auch das Frankreich^ im achtzehnten 
Jahrhundert mit den Ideen der Publicisten des 16. und 17. Jahr- 
hunderts zu einem einheitlichen Ganzen in Verbindung brachte. Das 
Zusammenwirken von Königthum und Parlament bei Handhabung 
der Staatsgewalt in England stellte sich Montesquieu dar als Mi- 
schung der drei Aristotelischen Staatsformen, der Monarchie, 
der Aristokratie (vertreten im Hause der Lords) und der Demo- 
kratie (vertreten im Hause der Gemeinen). Der maassgebende An- 
theil des Parlamentes in der Gesetzgebung gegenüber der unmittelbar 
von den Ministern des Königs geleiteten Verwaltung bot sich dem 
von den diesbezüglichen Ideen John Locke's erfüllten Geist Mon- 
tesquieu's als Theilung der gesetzgebenden und vollziehenden Ge- 
walt dar, während er für die selbständige richterliche Gewalt einer- 



J ) A. a. O. III. 14. „A Tinstant que le peuple est legitimement assem- 
ble* en corps souverain, tonte juridiction du gouvernement cesse, la puissance 
executive est suspendue et la person^e du demier citoyen est aussi 
sacre'e et inviolable que celle du premier magistrat, parcequ'ou se 
trouve le represente il n'y a plus de representant. 
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seits in den Parlamenten Frankreichs, l ) andererseits in den Ge- 
schworenen Englands 2 ) das lebende Vorbild fand. 

Was nun insbesondere die Auffassung Montesquieu's von der 
rechtlichen Natur der zur Innehabung der gesetzgebenden Gewalt 
berufenen Volksvertretung betrifft, so erblickte dieselbe in der 
Volksvertretung die Repräsentantin des gesammten Volkes, mittels 
deren dasselbe die ihm zustehende Regierungsgewalt zur Ausübung 
bringt. b ) Wie Gierke *) überzeugend nachgewiesen hat, reicht diese 
Auffassung bis in die Zeiten des frühen Mittelalters zurück und 
hängt mit der romanistisch-canonistischen Corporationstheorie zu- 
sammen, welche die Ausübung der Rechte jeder universitas durch 
eine Repräsentantenversammlung mit Hilfe der Stellvertretung juri- 
stisch zu erklären versuchte. 6 ) 

Nach dem Stillstande, welcher mit dem Siege des Absolutismus 
im 17. Jahrhunderte auf dem Continente in der Entwicklung der 



*) Wohl im Hinblicke anf die Parlamente seines Vaterlandes schreibt Mon- 
tesquieu, esprit des lois, (livre XI, eh. 6) „Dans la plupart des royaumes de l'Europe 
le gouvernement est modere', parceque le prince, qui a les deux premiers pouvoirs 
(nämlich die gesetzgebende und die vollziehende) laisse a ses sujets l'exercice du 
troisieme (nämlich der richterlichen). Siehe auch Ranke „Zur Geschichte der 
Doctrin von den drei Staatsgewalten" in seinen „Abhandlungen und Versuche". 
Erste Sammlung. Leipzig 1872, S. 266 ff. 

*) Es erinnert an die Bildung der Geschworenen-Bänke in England, wenn 
Montesquieu a. a. O. sagt: r Il faut meme que dans les grandes aecusations 
le criminel concourrement avec la loi se choisisse des juges; ou du raoins 
qu'il en puisse recuser un si grand nombre que ceux, qui restent, soient censes 
ötre de son choix." Siehe über die Geschworenengerichte Englands im 18. Jhdt. 
Blackstone Commentaries III. Buch 23. Cap., der die Gründe der Ablehnung von / / 

Geschworenen (challingef) ausführlich behandelt. J I 

s ) Siehe ausser Montesquieu (a. a. O.) noch Ranke (a. a. O.) Mohl „Ge- ' 

schichte und Literatur der Staatswissenschaften" I. Bd., S. 278 ff. und Gierke r Jo- 
hannes Althusius" Seite 221 ff. 

4 ) Johannes Althusius Seite 211 ff. 

*) Nach dieser Theorie erscheint schon das Concil als Vertreter der ge- 
sammten Christenheit, „cum in eum translata sit jurisdictio et potestas universi 
orbis" ; nach dieser Theorie wurde die Stellung der Kurfürsten im deutschen Reiche 
und ihre Befugnis zur Kaiserwahl auf Repräsentation des an sich berechtigten ge- 
sammten Reichsvolkes begründet; nach dieser Theorie wurden die ständischen Ver- 
sammlungen, welche die Volksrechte gegenüber dem Landesherrn zur Geltung zu 
bringen hatten, als Repräsentanten des gesammten Volkes aufgefasst. Gierke a. a. O. 

2* 
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Theorie des Repräsentativprincipes eingetreten war, erscheint Mon- 
tesquieu unmittelbar unter dem Einflüsse der englischen Publicisten 
des 17. Jahrhunderts, eines Locke, Milton, Sidney, als der Erneue- 
rer des repräsentativen Gedankens. l ) 

Nach Montesquieu sollte die Gesetzgebung der Volksgesammt- 
heit selbst zustehen und nur die Unthunlichkeit ihrer Zusammen- 
kunft erheischt es, dass das Volk dieselbe durch Repräsentanten 
ausüben lasse. 2 ) Der grosse Vorzug der Repräsentanten ist, dass 
sie fähig sind, die Angelegenheiten zu discutiren, wozu das Gesammt- 
volk ungeeignet ist; worin ein grosser Nachtheil der Demokratie 
gelegen erscheint. s ) Aus Gründen der Opportunität verdienen Be- 
zirkswahlen den Vorzug vor allgemeinen Volkswahlen; man kennt 
besser die Bedürfnisse seiner Stadt, als die anderer Städte, und 
beurtheilt besser die Fähigkeit seiner Nachbarn, als die anderer 
Mitbürger.*) Ebenso sind es nur Grunde der Opportunität, wenn 
die Repräsentanten, die von ihren Wählern eine Generalinstruction 
erhalten haben, nicht für jede besondere Angelegenheit 6 ) eine Special- 



') Gierke a. a. O. S. 221. 

*) Comme dans un ätat libre tout homme qui est cense avoir une äme 
libre doit §tre gouveme' par lui meme, il faudrait que le peuple en corps eüt la 
puissance legislative; mais comme cela est impossible dans les grands Etats, il 
est sujet ä beaucoup d'inconv^nients dans les petits, il faut que le peuple fasse 
par ses repre'sentants tout ce qu'il ne peut faire par lui-meme. 

s ) Le grand avantage des repre'sentants, c'est qu'ils sont capables de dis- 
cuter les affaires. Le peuple n'y est point du tout propre: ce que forme nn des 
grands inconvenients de la democratie. 

4 ) L'on connait beaucoup mieux les besoins de sa ville que ceux des autres 
villes, et on juge mieux de la capacite de ses voisins que de celle de ses autres 
compatriotes. II ne faut donc pas que les nembres du corps legislatif soient tire's 
en- ge'n&al du corps de la nation, mais il convient que dans chaque Heu principal, 
les habitants se choisissent un repr&entant. 

5 ) II n'est pas necessaire, que les representanta, qui ont recu de ceux qui 
les ont choisis une instruction ge'ne'rale, en recoivent une particuliere sur chaque 
affaire, comme cela se pratique dans les diätes d'AUemagne. II est vrai, que 
de cette maniere la parole des depute's serait plus l'essprexion de la voix de la 
nation; mais cela jetterait dans les longueurs intimes, rendrait chaque depute^ le 
maitre de tous les autres; et dans les occasions les plus pressantes toute la force 
de la nation pourrait etre arötöe par un caprice. 
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Instruction erhalten und ihren Wählern nicht Rechenschaft zu 
legen verpflichtet sind. l ) 

Die Functionen des gesetzgebenden Körpers haben sich zu be- 
schränken auf die Gesetzgebung und die Controle der Executive, 
von der Executive selbst soll derselbe principiell ausgeschlossen sein, 2 ) 
während er an der richterlichen Gewalt in drei Ausnahmsfällen 
Theil hat b ). Das Verhältnis der Gesetzgebung zu den beiden 
andern Gewalten ist in der folgenden Weise gedacht. Die richter- 
liche Gewalt ist in einem gewissen Sinne keine selbständige Gewalt. 4 ) 
Die Richter der Nation sind der Mund, welcher die Worte des Ge- 
setzes ausspricht. 6 ) "Es bedarf zur Ausübung des Richteramtes keines 
permanenten Organes, es genügt, wenn ein Gerichtshof zu be- 
stimmten Zeiten des Jahres aus den Volksgenossen gebildet wird. 6 ) 
So wird die richterliche Gewalt zu einer unpersönlichen und un- 
sichtbaren. 7 ) Man fürchtet die Magistratur und nicht die Magistrate. 
Aus der Function der richterlichen Gewalt, die Worte des Gesetzes 



*) Quand les deputes, dit tres bien M. Sidney, representent un corps de 
penple comme en Hollande, ils doivent rendre compte a ceux, qui les ont commis : 
c'est autre chose lorsqu'ils sont deputes par des bourgs, comme en Angletterre. 

2 ) Le corps representant ne doit pas Stre choisi non plus pour prendre 
quelque resolution active, chose, qu'il ne ferait pas bien, mais pour faire des lois, 
on pour voir si Ton a bien execute* Celles qu'il -a faites, chose, qu'il peut tres bien 
faire, et qu'il n'y a möme que lui qui puisse bien faire. 

3 ) Diese drei Ausnahmen sind: 1. Das Oberhaus ist Richter der Grands 
oder Nobles, da diese der Missgunst ausgesetzt wären, wenn sie von Richtern aus dem 
Volke gerichtet würden; 2. als Billigkeitsgerichtshof in Fällen, wo die 8trenge des 
Gesetzes gemildert werden soll ; 'S. die Anklage des Unterhauses vor 3em"0Fe7Eause 
im i'aüe der Verletzung derVolksrechte in öffentlichen Angelegenheiten. 

1 ) Des trois puissances, dont nous avons parle*, celle de juger est en quelque 
facon nulle. II n'en reste que deux. 

5 ) Mais les juges de la nation ne sont, comme nous avons dit, que la 
bouche, qui prononce la parole de la loi. 

d ) La puissance de juger ne doit pas etre donnee ä un se'nat permanent, 
mais exercee par des personnes tir£s du corps du peuple, dans certams temps 
de l'anne'e, de la maniere presente par la loi, pour former un tribunal qui ne dure 
qu'autant que la necessite le requiert. 

7 ) De cette facon, la puissance de juger, si terrible parmi les hommes, 
n'e'tant attachee k un certain e*tat, ni a une certaine profession, devient pour ainsi 
dire, invisible et nulle. On n'a point continuellement des juges avant les yeux; 
et Ton craint la magistrature, et non pas les magistrats. 
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auszusprechen, ergibt sich die zunächst rein sachliche functionelle 
Unterordnung derselben unter die gesetzgebende Gewalt. Allein 
dieses Verhältnis ergreift die Tribunale selbst, welche gegenüber 
der gesetzgebenden Gewalt als „inferieurs" bezeichnet werden, ') 
ohne dass dieser tiefere Rang der Tribunale die Unterordnung der- 
selben unter die gesetzgebende Gewalt, und damit die Vernichtung 
ihrer Selbständigkeit bedeuten würde. Diese Gewalten sind in ihrem 
Bestände von einander völlig unabhängig, sie bedeuten eine förm- 
liche Dreitheilung der Staatsgewalt und damit zugleich die Preis- 
gebung der einheitlichen Staatspersönlichkeit. Die eine Gewalt ver- 
mag die andere zu hemmen, nicht aber zur einheitlichen Staatsthätig- 
keit zu vereinigen. 

Nicht der Staat handelt, sondern immer nur eine der selb- 
ständigen Staatsgewalten, und die Harmonie ihrer Handlungen hat 
keine andere Garantie, als die Notwendigkeit der Verhältnisse. 2 ) 
Um die Executive vor Erdrückung seitens der gesetzgebenden Ge- 
walt zu sichern, hat die erstere das Vetorecht gegenüber den Be- 
schlüssen der letzteren. h ) Aber es ist nicht nothwendig, dass die 
gesetzgebende Gewalt das gleiche Recht habe gegenüber der Exe- 
cutive, da diese durch ihre eigene Natur bereits beschränkt sei. 4 ) 

In Bezug auf das Immunitätsrecht der Volksvertreter musste 
man unter dem Einfluss der eben entwickelten Lehren Montes- 
quieu's einerseits auf Grund der Auffassung von der rechtlichen 
Natur der Volksvertretung, andererseits auf Grund der Auffassung 



*) In dem S. 21, Anm. 3, sab. 3 angeführten FaUe der Gerichtsbarkeit des ge- 
setzgebenden Körpers wirft Montesquieu die Frage auf: Mais devant qui accusera-t 
eile? (nämlich die gesetzgebende Gewalt) Ira-t-elle s'aba isser devant les tribunaux 
de la loi, qui lui sont inferieurs . . . . ? 

2 ) Ces trois puissances devraient former un repos ou une inaction. Mais 
comme par le mouvement necessaire des choses elles sont contraintes d'aller, elles 
seront forceps d'aller de concert. 

8 ) Si la puissance executrice n'a pas le droit d'arrSter les entreprises du corps 
legislatif, celui-ci sera despotique ; car comme il pourra se donner tout le pouvoir 
qu'il peut imaginer, il aneantira toutes les autres puissances. 

4 ) Mais il ne faut pas que la puissance legislative ait reciproquement la 
faculte d'arreter la puissance executrice ; car l'execution ayait ses limited par sa 
nature, il est inutile de le borner ; . . . . 



Google 



DigitizedbyVjOOQ 
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von dem Verhältnisse der Gewalten zu einander zu dem folgenden 
Schlüsse gelangen. 

Sind die einzelnen Mitglieder der Volksvertretung die juri- 
stischen Vertreter des Volkes, dann ergibt sich, dass dieselben in 
Ausübung ihrer ihnen vom Volke übertragenen Rechte dieselbe 
rechtliche Stellung erhalten, welche dem von ihnen repräsentirten 
Volke zukommt. Und gilt dieses als Träger der gesetzgebenden 
Gewalt für heilig und unverletzlich, so übergehen kraft des Repräsen- 
tationsverhältnisses diese rechtlichen Eigenschaften auf die in Aus- 
übung ihres Berufes befindlichen Volksvertreter. Diese Idee über 
das Wesen des Immunitätsrechtes war, wie sich im Folgenden zeigen 
wird, die allgemein herrschende bei Beginn der französischen Re- 
volution. 

Mit der vollständigen Durchführung der Theorie von der Thei- 
lung der Gewalten wurde für das Immunitätsrecht der Volksver- 
treter eine neue Grundlage gewonnen in der vollkommenen Unab- 
hängigkeit der Träger der einzelnen Gewalten von einander. Auf 
Grund dieser Auffassung kam man dazu, die Unverantwortlichkeit 
der Träger der einzelnen Gewalten gegen einander auszusprechen. 
Und es ist für diese Auffassung bezeichnend, dass in der Verfassung 
von 1799 die Unverantwortlichkeit der Volksvertreter in demselben 
Artikel *) statuirt wird, wie die Unverantwortlichkeit der Consuln, 
Tribunen und Staatsräthe. In strenger Consequenz dieser Auffassung 
wurde die Möglichkeit einer gerichtlichen Verfolgung aller Admini- 
strativbeamten in Bezug auf ihre Berufsübung von der vorherigen 
Zustimmung des Staatsrathes abhängig gemacht. 2 ) Es sollte da- 
durch jedweder Eingriff der richterlichen Gewalt in die Unabhän- 
gigkeit der Executivgewalt ausgeschlossen werden. 



J ) Art 69. 

2 ) Art. 75. Schon die Gesetze vom 22. Dec. 1789, vom 16. August 1790, 
7. October 1790, die Verfassung von 1791, sowie des Jahres III, und das 
Gesetz vom 16 fructidor an III enthielten diesbezügliche Anordnungen; in der 
Verfassung von 1793 wurde das Princip auf alle Administrativbeamten ausgedehnt. 
Ueber die Bedeutung dieses Princips für das geltende französische Recht siehe 
Lebon, „das Staatsrecht der französischen Repulik" in Marqu-irdsen Handbuch, Seite 
21, 22. 
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IL Die in den Instructionen (cahiers) ') der Wählerschaften 

zu den Generalständen enthaltenen Forderungen betreffend 

die Immunität der Volksvertreter. 

A. In Bezug auf die parlamentarische Berufstibung. 

Man kann die in den cahiers enthaltenen Forderungen der 
Wählerschaften zu den Etats gäneraux als den Niederschlag der 
politischen Ideen, von welchen Frankreich unmittelbar vor Beginn 
der Revolution erfüllt war, betrachten. Aus den cahiers lässt sich 
nun am leichtesten der Einfluss ermessen, welchen die publicisti- 
schen Schriftsteller der Zeit auf die Geister genommen hatten. Die 
uns vorliegende Frage betreffend, war in nicht weniger, als 52 2 ) 
cahiers die Forderung nach Unverletzlichkeit der Volksvertreter 
erhoben. Einige cahiers sprechen von Heiligkeit und Unverletzlich- 
keit, alle aber sind von der Auffassung getragen, dass die Volks- 
vertreter in ihrer Eigenschaft als Repräsentanten ihrer Wählerschaft 
dieses Privilegium in Anspruch zu nehmen berechtigt seien. b ) Das 
Vorbild Englands zeigte sich insoferne wirksam, als fast allgemein 
die Unverletzlichkeit in dem Sinne gefordert wurde, dass die Depu- 
tirten den Etats selbst, welchen sie angehörten, verantwortlich sein, 
beziehungsweise dass sie nur nach vorheriger Zustimmung der Etats 



*) Die cahiers befinden sich vollständig in den ersten 6 Bänden der Archives 
Parlamentaires. 

2 ) Es ist von Interesse hervorzuheben, dass darunter 25 cahiers des Adels, 
4 der Geistlichkeit und 23 des dritten Standes waren. 

*) In den cahiers des dritten Standes von Nemours (Bd. 4 der Arch. Pari. 
S. 172) ist gesagt: le repre'sentant est l'image du repr&ente* ; il ne Peut pas ce que 
celui-ci ne pourrait point. . . . H parait au tiers e*tat du bailliage de Nemours que 
cette identite' de droits et de fonctions entre les r^presentes et leurs representants 
est ce qui constitue la representation tant qu'elle dure. 

Der dritte Stand von Pouthien (Arch. Pari. Bd. 5, 8. 437) erhebt die For- 
derung: Que la liberte' individuelle de tous soit inviolable; que le caractere im- 
prime* aux depute's par le choix libre de leurs pairs, devant rendre leur personne 
sacre'e, il ne puisse etre attente* sur eux en aucune maniere, et qu'ils n'aient a 
re'pendre de leur conduite et de la vehemence de leurs expressions qu'aux Etats 
generaux. 
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den Gerichten ausgeliefert werden sollten. Vereinzelt kommt auch 
die Forderung zum Ausdruck, dass die Mitglieder der Et. gen. 
nur von der Nation selbst, als deren Repräsentanten sie erscheinen, 
zur Verantwortung gezogen werden können. 1 ) 

B. In Bezug auf das ausserberufliche Verhalten. 

Zur Sicherung der Berufsübung der Etats generaux wird auch 
Unverletzlichkeit der Mitglieder derselben in Bezug auf das ausser 
berufliche Verhalten gefordert. Einerseits wird, offenbar dem eng- 
lischen Rechte folgend, geltend gemacht, dass die Mitglieder gegen 
Civilexecution gesichert seien, 2 ) beziehungsweise nur nach Zustim- 
mung der Etats gerichtlich verfolgt werden dürfen ; 3 ) (in einem cahier 
allerdings wird das Privileg gegen Civilschulden direct als Missbrauch 
verworfen; 4 ) andrerseits wird die Unzulässigkeit strafgerichtlicher 
Verfolgung während der Dauer der Etats generaux ohne Genehmigung 
derselben ausgesprochen. 5 ) Auch hiefür liegt der Rechtsgrund in 
der Eigenschaft der Gewählten als Repräsentanten des souveränen 
Volkes. Der Adel von Libourne hebt es ausdrücklich hervor, dass 
die Unverfolgbarkeit eine Folge der Stellung der Deputirten ist, 
die in ihrer Person und in ihrem Vermögen unter den Schutz des 



J ) Forderung des Adels von Villefranche de Bourge. Arch. Pari. Bd. 6, S. 
166, Art. 7. 

*) Forderung des 3. Standes von Versailles. Arch. Pari. Bd. 5, S. 182, 
Art. 9. 

Forderung des Adels von Lyon. Arch. Pari. Bd. 3, S. 603. 

Forderung des Adels von Quesnoy, Arch. Pari. Bd. 5, S. 504, Art. 15. 

Forderung der Stadt St. Germain. Arch. Pari. Bd. 5, S. 75, Art. 16. 

s ) Forderung des Adels von Orleans. Arch. Pari. Bd. 4, S. 274, Art. 6. 

4 ) Forderung der Gemeinde d'Ermont. Arch. Pari. Bd. 4, S. 519, Art. 39. 

6 ) Diese Forderung wird in 11 Cahiers erhohen. So heisst es in dem cahier 
des Adels von Libourne: „Les deput^s sont mis sous la sauvegarde de la loi 
dans leurs personnes et dans leurs biens; en consequence nul coup d'autoritä, ni 
dans les trihunaux ne pouvant les frappe'r pour quelque raison que ce soit, et tous 
actes de justice quelconque et jugements les concernants seront interdits ou suspen- 
dus pendant la dure*e de leur mission." 

Adel und dritter Stand von Peronne sprachen aus .... „et que pendant 
letemps de sa mission, il ne peut etre cite* devant aucun tribunal, ä moins 
que les Et. gen. ne l'aient renvoye* a la justice ordinaire, apres avoir ordonne* a 
ses commettants de Je remplacer. 
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Gesetzes gestellt sind. x ) Aber offenbar hatte zur Erhebung dieser 
Forderung, für welche das englische Recht nicht bestimmendes 
Vorbild gewesen sein konnte, da nach diesem, wie wir gesehen 
haben, nur in den Zeiten der Suspendirung der Habeas-Corpus- 
Acte ein Privileg in Criminalsachen, und zwar ein durchaus nicht 
so weit gehendes Privileg, 'als das hier geforderte, in Anspruch 
genommen wurde, das in allen Kreisen der Bevölkerung tief ein- 
gewurzelte Misstrauen gegen die Cabinetsjustiz des Königthums 
das Seinige beigetragen. 

Die in den cahiers enthaltenen Forderungen in Betreff der 
Unverletzlichkeit der Volksvertreter liefern den Beweis, dass es sich 
um durchaus geläufige Rechtsideen handelte, als in der National- 
versammlung aus Anlass concreter Fälle die Frage der Immunität 
zum Gegenstande der Berathung gemacht wurde, und dass daher 
die Gesetzgebung dieser Materie thatsächlich unter dem Ein- 
flüsse der im Vorhergehenden dargestellten politischen Ideen zu 
Stande kam. 

§. 2. 

Entwicklung des Immunitätsrechtes der parlamentarischen 

Berufsübung in Frankreich seit 1789. 2 ) 

Der Ausgangspunkt für die Codification des französischen Im- 
munitätsrechtes der Volksvertreter ist von wahrhaft dramatischer 
Wirkung. Es war in der denkwürdigen Sitzung der französischen 
Nationalversammlung vom 23. Juni 1789. Der König hatte in 
ausführlicher Rede seinen Standpunkt gegenüber den früheren 
Beschlüssen und Forderungen der Versammlung vertreten und hatte 
insbesondere die Rückbildung der Nationalversammlung in die alten 
drei Stände verlangt. Nach dem Abgange des Königs ergriff der 



1 ) Siehe S. 25. Anm. 5. 

2 ) Ueber die Verhandlungen der Nationalversammlung siehe den „Moniteur" 
von 1789, ab, bzw. die weit vollständigeren Archives Parlementaires von 1789 ab. In ' 
der Zeit von der Eröffnung bis zum 27. August 1789 waren die Verhandlungen 
der Nationalversammlung geheim, und wir besitzen officielle Protokolle erst 
von diesem Zeitpunkt ab. Die Berichte bis zu diesem Tage sind ausserofficieUe. 
Siehe die Vorrede zum 8. Bd. der Archives Parlementaires. 
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Ceremonienmeißter desselben M. Brez6 das Wort und forderte die 
Versammlung auf, dem Befehle des Königs Folge zu leisten. Da erhob 
sich Mirabeau, wies das Recht des Redners, in der Versammlung 
zu sprechen, ab und schloss mit den Worten: „nous ne quitterons 
nos places que par la puissance des baionettes." Und unmittelbar 
darauf, geleitet von der Besorgnis, es könnte die Regierung des 
Königs versuchen, die Kühnheit des Sprechers mit Gewalt zu unter- 
drücken, erhob sich Mirabeau von Neuem und beantragte, dass die 
Versammlung die Unverletzlichkeit ihrer Mitglieder ausspreche. 1 ) 
Mirabeau' s Antrag wurde angenommen, und die diesbezügliche De- 
claration der Nationalversammlung bestimmte: 

„L/Assembl6e nationale dfcclare que la personne de chacun 
des deput6s est inviolable, que tous particuliers, toute Corporation, 
tribunal, cour ou commission, qui oseraient, pendant ou apres la 
präsente Session, poursuivre, rechercher, arräter ou faire arreter, 
dätenir ou faire d6tenir un deputfe pour raison d'aucune proposition, 
avis, opinion ou discours par lui fait aux .fltats U6n6ra ux, de meme 
que toutes personnes qui preteraient leur mimstere a aucun desdits 
attentats, de quelque part qu'il fussent ordonnes, sont infames et 
traitres envers la nation, et coupables de crime capital. L/assembl6e 
nationale arrete, que dans les cas susdits, eile prendra toutes les 
m6sures näcessaires pour faire rechercher, poursuivre et punir ceux, 
qui en seront les auteurs, instigateurs ou ex6cuteurs. a 

Wenn das Princip der Volkssouveränetat auch erst in einem 
späteren Zeitpunkte, gelegentlich der Erklärung der Menschenrechte 
am 26. August ausdrücklich formulirt wurde, so ist doch wohl 
kein Zweifel, dass die Mehrheit der Versammlung seit Eröffnung 
derselben von dieser Grundauffassung getragen war, und dass die 
Unverletzlichkeit der Volksvertreter aus diesem Principe ihre Erklär 
rung findet. Art. 3 der Menschenrechte lautete: „Le principe de 
toute souverainetß r6side essentiellement dans la nation. Nul corps, 
nul individue ne peut exercer d'autorite qui n'en 6mane expresse- 



') Mirabeau begründete seinen Antrag in folgender Weise: „Assurons notre 
ouvrage, en declarant inviolable la personne des deputes aux Etats ge'ne'raux. Ce 
n'est. pas manifester une crainte, c'est agir avec prudence, c'est un frein contre 
les conseils violants, qui assiegent le tröne." 
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ment." Es scheint, wie schon früher hervorgehoben von diesem Grund- 
satze aus ganz richtig, dass den Repräsentanten des souveränen Volkes 
eine besondere Heiligkeit zuerkannt wurde. 

Damit stimmt es tiberein, wenn in der angeführten Declara- 
tion die persönliche Unverletzlichkeit der Volksvertreter an die 
Spitze gestellt wird, als leitender Grundsatz für die nähere, inhalt- 
liche Bestimmung des Privilegs. Dieses erstreckt sich nach dem 
klaren Wortlaut der Declaration nur auf die Berufstibung der Volks- 
vertreter, und besteht in dem Verbot an alle öffentlichen Instanzen 
und alle Privaten, die Volksvertreter wegen ihrer Berufsübung 
irgendwie zu verfolgen. 1 ) Die Ausdrücke rechercher, poursuivre, 
arreter, detenir wollen offenbar die verschiedenartigen Mittel der 
Verfolgung erschöpfen. 

Es ist von Interesse, dass die Nationalversammlung nach dem 
Vorbilde des englischen Parlamentes die Verächter des Privilegs 
kraft eigener Autorität mit Strafe bedroht. Ueber eine allfällige 
Verantwortlichkeit der einzelnen Deputirten gegenüber der National- 
versammlung selbst, wie dieselbe in England seitens der einzelnen 
Mitglieder gegenüber den Häusern des Parlamentes besteht, ist nichts 
gesagt. 2 ) 

Das Gesetz über die Organisation des corps legislatif vom 
13. Juni 1791 (Art. 51 und 52), 8 ) sowie die Verfassung vom 3. Sep- 



! ) In der Sitzung vom 9. October 1789 hatte ein Redner der Auffassung 
Raum gegeben, dass auch allfällige Angriffe des Pariser Pöbels auf die Volks- 
vertreter unter die Declaration fallen. Darauf erklärte Mirabeau : . . il me semble 
qu'on ne se fait pas une idee juste du mot inviolabilite ; ce mot ne peut s'en- 
tendre, que pour les poursuites judiciaires ou ministerielles; toute autre inviola- 
bilite ne peut 6tre prononce*e. tt 

2 ) Das Recht des Präsidenten, die einzelnen Abgeordneten zur Ordnung zu 
rufen, war durcn das Reglement vom 29. Juli 1789 vorgesehen. „S'il manque de 
respect ä TAssemblee, ou s'il se livre a des personnalites, le pre"sident le rappe- 
pellere ä l'ordre. 

3 ) Art 51. Les repr&entants de la nation sont inviolables depuis le moment de 
leur election proclamee, pendant toute la dure*e de la legislature, dont ils sont mem- 
bres, et en outre pendant un mois, a compter de Texpiration de cette legislature. 

Art 52. Aucun representant de la nation ne pourra Itre poursuivi devant 
les tribunaux, ni recherche en aucune maniere ni en aucun temps, pour raison 
de ses opinions, ni pour tout ce qu'il aura dit, . feit ou fait dans l'exercice de 
ses fonctions de representant; il n'en est comptable, qu'au corps legislatif. 
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tember 1791 (Cap. L, Tit. III., Section 5, Art. 7) stehen auf dem- 
selben prineipiellen Standpunkte. *) 

Es erübrigt nunmehr, das Verhältnis dieser Verfassungsbe- 
stimmungen zu dem fast gleichzeitig erlassenen Code penal vom 
25. September 1791 ins Auge zu fassen. Dieses Gesetz bedrohte 
jeden Volksvertreter, der mit seinem Amte Schacher treiben sollte, 
mit dem Tode. 2 ) Das Princip der Immunität der Volksvertreter im 
Sinne des englischen Rechtes, dass die Volksvertreter rücksichtlich 
der Ausübung ihres Berufes nicht von ausserhalb des Parlamentes 
stehenden Instanzen verfolgt werden dürfen, erscheint hiemit durch- 
brochen. Fasst man jedoch das Privileg in dem engeren Sinne der 
Unverfolgbarkeit wegen in Ausübung des parlamentarischen Berufes 
gemachter Aeusserungen, dann bleibt dasselbe mit der angeführten 
Strafbestimmung wohl vereinbar, denn diese bedroht nicht die par- 
lamentarische Berufsübung als solche, sondern den Schacher mit der- 
selben. Die strafbare Handlung ist in dem Augenblicke vollbracht, 
in welchem der Volksvertreter die Bestechung angenommen hat ; die 
Annahme der Bestechung und nicht die Uebung des parlamentarischen 
Berufes als solche bildet den Thatbestand des Verbrechens. 3 ) 4 ) 

Auch das vom Nationalconvent erlassene Gesetz vom 1. April 
1793, betreffend die Verfolgbarkeit seiner Mitglieder wegen Com- 
plicität mit den Feinden der Freiheit, Gleichheit und republikani- 

*) Art 7. Les representants de la nation sont inviolables; ils ne pourront 
§tre recherches, accuses, ni jug^s en aucun temps ponr ce qu'ils auront dit, ecrit 
ou fait.dans Pexercice de leurs fonctions de representants. 

2 ) II. Partie, I. Titre, 5. Section, 7. article „Tont membre de la legislatnre 
qui sera convaincu, d'avoir moyennant argent, präsent ou promesse, trafique de 
son opinion sera puni de mort." 

3 ) Selbstverständlich wäre im Falle einer gerichtlichen Verfolgung wegen 
dieses Delictes die Zustimmung , der Nationalversammlung ebenso erforderlich 
gewesen, *,vie hinsichtlich aller andein strafbaren Handlungen im Sinne der Decla- 
ration vom 26. Juni 1790 beziehungsweise des Art. 8. der Verf. v. 3. Sptr. 1891. 
Siehe oben Seite 87. 

4 ) He'lie, „Les constitutions de la France, Paris 1880" S. 124 kenn- 
zeichnet das Verhältnis der verfassungsmässigen Unverletzlichkeit zu der ange- 
führten Strafbestimmung dahin, dass er sagt: „Cette irresponsabilite* . . . . . . ne 

couvre ni le crime, ni le dol u . Das ist unrichtig. Vermöge des Privilegs gibt es 
weder crime noch dol in Ausübung des parlamentarischen Berufes selbst; crime 
und dol der angeführten Strafbestimmung fallen ausserhalb der Berufsübung. 
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sehen Regierung, welches bald zum Werkzeug der Proscription 
werden sollte, hob die Immunität parlamentarischer Berufstibung 
nicht auf. ') 

Ebenso liess auch die Verfassung vom 24 Juni 1793 das 
Privileg unangefochten, obwohl von verschiedenen Seiten Einschrän- 
kungen, beziehungsweise die Beseitigung beantragt wurden. 

Von einer Seite war beantragt, die Immunität auszuschliessen 
gegenüber Meinungen, welche auf die Wiederherstellung des König- 
thums zielten 2 ), von anderer Seite wurde der Wunsch laut, die 
Immunität nicht auszudehnen auf Aeusserungen, welche auf die Zer- 
störung der Einheit und Untheilbarkeit der Republik gerichtet 
waren. b ) Aber auch solche Stimmen Hessen sich vernehmen, 
welche das Privileg principiell verwarfen. „C'est un brevet d'im- 
punite pour tous les mauvais citoyens, qui trahissent les interets 
de la nation. Un r£presentant du peuple ne doit pas etre au- 
dessus de la loi supreme." 4 ). 

Endlich sei noch eines Antrages auf Errichtung einer nationalen 
Jury gedacht, vor welche diejenigen gestellt werden sollten, welche 
gegen die Republik sprechen. Es bestehe sonst die Gefahr, dass 
ein Abgeordneter die Aufhebung der Republik beantrage und der 
Antrag von der competenten Versammlung angenommen werde. L ) 
Den nachdrücklichen Ausführungen Robespierre's, der auf die be- 

1 ) Dasselbe lautete: „La Convention nationale, considlrant que le salut du 
peuple est la supröme loi, decrete que sans avou reard a rinviolabilite" d'un re- 
presentant de la nation francaise, eile doferetera ifaccusation^elui ou ceux de ses 
raembres, contre lesquels il y aura der fortes presomptionsHle sa complicite* avec 
les ennemis de la liberte, de regaliteyet du ^ouvernement^Tepublicain, reWltant 
dS dtoohciation"ou de preuves ecrites dipose*e8 au comite de defense generale, charge* 
des/apports relatifs aux decrets d'acclsation a lancer par la Convention.' Es ist 

y nicht einzusehen, wieso Helie a. a. O. S. 367 hierin eine Derogation der Ver- 

fassungsbestimmungen hins. der Immunität erblicken kann. Die Complicität mit 
den Feinden des Vaterlandes hat doch offenbar nichts mit der parlamentarischen 
Berufsübung zu thun. 

2 ) Es geschah dies von Seiten des Deputirten Rulh: „a moins que ces opinions 
ne tendent a re'tablir la royaute\ tt 

s ) Der Deputirte Thuriot beantragt die Ausnahmen bei Meinungen: „a 
f . d&ruir l'unitä et Tindivisibilite* de la Republique." 

4 ) Antrag des Deputirten Rarron. 

5 ) Antrag des Deputirten Bazeres 
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denkliche Stellung einer gesetzgebenden Versammlung ohne das 
Immunitätsrecht ihrer Mitglieder hinwies, gelang es, die vorgebrachten 
Einwände zu überwinden. Und so blieb es bei dem Bisherigen >), 
woran auch die Verfassung vom 22. August 1795 nichts änderte. 2 ) 

Einen Wendepunkt in der Auffassung des ImimiiHtftterechtes 
bedeutet, wie schon an früherer Stelle bemerkt wurde, die Ver- 
fassung vom 13. December VJ9SP, der sich auch äusserlich hierin 
bekundet, dass dasseHbe unter dem Titel: „De la responsabilite des 
funetionnaire» jrablics" behandelt wird. Gleich den Mitgliedern des 
Tribuaates, den Consuln und Staatsräthen werden die Mitglieder des 
Senates und des Corps legislatif hinsichtlich ihrer Berufstibung der 
Verantwortlichkeit enthoben. Das Princip der Theilung der Ge- 
walten, welches in dieser Verfassung aufs Strengste durchgeführt 
erscheint, führte zu der Consequenz, die einzelnen Gewalten ia 
ihrer Berufsübung von «inander unabhängig zu stellen, indem die- 
jenigen, welchen diese Gewalten vom Volke übertragen wurden, in 
Bezug auf ihre Berufsübung gegen einander unverantwortlich erklärt 
wurden. s ) 

Diese principielle Auffassung der Immunität parlamentarischer 
Berufsübung hat das französische Verfassungsrecht bis zur Gegen- 
wart festgehalten. 4 ) 



l ) Art. 43 der Verfassung vom 24. Juni 1793 lautet: „Les deput& ne 
peuvent Stre recherche*s, aecus^s, nijug^sen aueun temps pour les opinions, qu'ils 
ont anoneees dans le sein du corps legislatif." Es ist bemerkenswerth, dass die 
in den früheren Verfassungsbestimmungen gebrauchte Einleitungsformel n les repre*. 
sentants de la nation sont inviolables tt fehlte. 

*) Art. 110 dieser Verfassung bestimmt: „Les citoyens qui sont ou ont e'te* 
membres du corps legislatif ne peuvent §tre recherche's, accus&, ni jugds en aueun 
temps pour ce qu'ils ont dit ou e'crit dans Texercice de leurs fonetions.** 

s ) Dass der Grundgedanke der Unabhängigkeit der Gewalten von einander 
die französischen Gesetzgeber seit 1789 leitete, wurde bereits ausgeführt. Allein 
hinsichtlich des Immunitätsrechtes der Volksvertreter fand der Gedanke zum 
ersten Mal in der Verfassung von 1799 prägnanten Ausdruck. 

4 ) Die weiteren Wandlungen der Gesetzgebung sind im Einzelnen folgende : 

Die charte constitutionelle vom 4. Juni 1814, sowie der Act additionel vom 
22. April 1816 enthalten keine Normen über die Immunität der Deputirten in 
Ausübung ihres Berufes. 

Erst das Gesetz vom 17. Mai 1819 bestimmte im Art. 21, wie folgt: „Ne 
donneront ouverture a aueune action les discours tenus dans le sein de l'une des 
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Liess die ursprüngliche Auffassung der Immunität als einer 
persönlichen Eigenschaft der Volksvertreter den Schluss zu, dass 
dieselbe nur die persönliche Unverfolgbarkeit der Volksvertreter 
bedeute, so führte die Auffassung des Privilegs im französischen 
Rechte als eine Folge der Beziehungen der Gewalten im Staate zu 
einander zu einer sachlichen. Begrenzung desselben. Nicht weil die 
Volksvertreter persönlich unverletzbar, sondern weil ihre Berufs- 
ühung von den Trägern der Executive und richterlichen Gewalt 
völlig unabhängig gestellt werden soll, besteht das Privileg. Das- 
selbe erheischt daher nicht nur, dass die Volksvertreter, als die 
Subjecte der parlamentarischen Verhandlungen nicht verfolgt werden, 
sondern auch, dass die parlamenta rischen Verhandlungen, objectiv 
gedac ht, nicht Gegenstand der amtlic^^ 

Gewalten im Staate sein können. Die französische Praxis hat bis 
zur XregenwarF diese Auffassung des Privilegs mit der grössten Eifer- 
sucht zu wahren gesucht. 1 ) Damit hängt es zusammen, dass das 
gemeine Recht über Ehrenbeleidigungen in Bezug auf Parlaments- 
reden geändert werden musste. 



deux chambres, ainsi que rapports,' ou toutes autres pieces imprim^es par ordre 
de l'une des deux chambres. u 

Die charte constitut ioneile vom 7. August 1830 enthält, wie ihr Vorbild von 
1814 keine Bestimmung, es blieb offenbar das Gesetz vom 17. Mai 1819 in Kraft. 

Die Verfassung der zweiten Republik vom 4. November 1848 schloss sich 
aufs Engste dem Wortlaut der Septemberverfassung von 1791 an. Art. 36 dieser 
Verfassung lautet: „Les repre*sentants du peuple sont inviolables. Ils ne pourront 
* eitre recherche's, accus^s, ni juge*s en aucun temps pour les opinions, qu'ils auront 
£ «nises dans le sein de l'assemble nationale. " Hieran wurde weder durch die 
Constitution vom 14. Jänner 1852, noch durch das mit Senatus-Consult vom 
7. November 1852 wieder errichtete zweite Kaiserthum etwas geändert. 

Die gegenwärtig bestehende dritte Republik hat in dem Gesetze vom 16. Juli 
1875 durchaus an dem Gesichtspunkt festgehalten, dass die Immunität der Volks- 
vertreter eine Folge der Beziehungen der einzelnen Gewalten zu einander sei. 
Demgemäss ist das .Immunitätsrecht geregelt, in der „loi constitutionelle sur les 
rapports des Pouvoirs publics." 

Art. 13 dieses Gesetzes bestimmt : „Aucun membre de l'une ou de 
Fautre chambre ne peut §tre poursuivi on recherche' ä l'oecaion des opinions ou 
votes e*mis par lui dans l'enercice de ses fonctions." 

■ . ■*) Poudra & Pierre, Trait^ Piatique de Droit Parlementaire, Supplement de 
1879—80 (Seite 63 ff.) enthält einen Fall, auf den ausführlich einzugehen zu weit 
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Während nach Art. 471, AI. 11 des code penal eine Ehren- 
beleidigung nur dann strafbar ist, wenn der Beleidiger nicht provo- 
cirt wurde, wird jede Beleidigung gegen einen Volksvertreter mit 
Rücksicht auf die Ausübung seines Berufes unbedingt, also ohne 
Rücksicht darauf, ob der Beleidiger nicht durch eine Rede des Be- 
leidigten provocirt erschien, gestraft. l ). Das Gericht kommt also 
hiebei nicht in die Lage, über den Inhalt der Parlamentsreden 
selbst zu urtheilen, wie dies bei Geltung des citirten Artikels des J 
code penal der Fall wäre. 

Ueber Beleidigungen, welche gegen eines der Häuser der Natio- 
nalversammlung begangen wurden, üben diese selbst Gerichtsbarkeit, 
(Art. 15 und 16 Ges. 25 Mai 1822) oder überweisen den Fall der 
ordentlichen Rechtsprechung, ähnlich wie die Häuser des englischen 
Parlamentes in Fällen des Contempt. 

Dagegen steht den Kammern eine Gerichtsbarkeit gegen ihre 
eigenen Mitglieder nicht zu. Die Strafinittel, welche die Geschäfts- 
ordnung kennt, sind rein disciplinärer Art. 2 ). 

In diesem Punkte zeigt sich der bedeutungsvolle Unterschied 
des englischen und französischen Immunitätsrechtes. Gegen- 
über den ausserhalb des Parlamentes stehenden Gewalten hat das 
Privileg der Volksvertreter hinsichtlich der in Ausübung ihres Berufes 
gemachten Aeusserungen in beiden Staaten den gleichen Inhalt ; allein 
das englische Recht hat die Unverantwortlichkeit der Parlamentsmit- 



führen würde, m welchem ein Gericht eine Tagesordnung der Deputirtenkammer 
in einem Strafprocess gegen einen Dritten (Nieht-Deputirten) zum Gegenstande 
seiner Cognition machte, und wo die oberen Instanzen mit aller Schärfe sich gegen 
dieses Vorgehen aussprechen. Der Cassationshof sprach ausdrücklich: „le tri- 
bunal de B. a commis un exces de pouvoir et viole* un principe d'ordre public, 
qu'il etait tenu de respecter. 

*) Ges. 25. März 1822, Art. 6 u. Decr. 11. Aug. 1848, Art. 5. „L'outrage fait 
publiquement, d'une maniere quelconque, a raison de leurs fonctions ou de Jeur 
qualite*, a un ou a plusieurs membres de l'une des deux chambres est puni d'un 
eraprisonnement de quinze jours a deux ans et d'une amende de 100 — 4000 francs. 
a ) Diese Strafmittel sind gegen die Mitglieder des Senates: 1. der Ordnungs- 
ruf; 2. die Censur; 3. die Censur mit zeitweiligem Ausschluss von den Sitzungen 
(Art. 116 des Reglement); gegen die Mitglieder der Deputirtenkammer kommt 
noch hinzu zwischen Ordnungsruf und Censur, der Ordnungsruf mit Eintragung 
ins Protokoll. Poudra et Pierre, a. a. O. S. 459. 

Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper. 3 
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glieder nie im Sinne absoluter Straflosigkeit verstanden, sondern 
die Unverantwortlichkeit nach aussen durch die strafrechtliche, 
und nicht bloss disciplinäre Verantwortlichkeit nach innen, gegen- 
über dem Parlamente selbst ersetzt. Das französische Recht ist 
hierin nicht gefolgt und hat eine absolute Unverantwortlichkeit 
der Volksvertreter statuirt. Während also das englische Recht 
das Maass der Redefreiheit dem Parlamente zu bestimmen überlässt, 
hat das französische Recht auch diese Schranke der individuellen 
Freiheit der einzelnen Volksvertreter beseitigt, und anerkennt keine 
andere rechtliche Macht über der parlamentarischen Berufsübung, 
als das Gewissen der einzelnen Deputirten. 

Der sich hier offenbarende Gegensatz ist kein zufälliger, er 
hängt vielmehr aufs Engste zusammen, mit der Grundauffassung 
politischer Freiheit, welche die französische Gesetzgebung seit 1789 
von der Auffassung politischer Freiheit im englischen Staatsleben 
unterscheidet. Hier hat die geschichtliche Entwicklung der Jahr- 
hunderte den Begriff politischer Freiheit im Sinne activer 
Theilnahme an der öffentlichen Gewalt gezeitigt, in Frank- 
reich erzeugte die Opposition gegen den Druck eines unerhörten 
Absolutismus ein Idealbild politischer Freiheit im Sinne indivi- 
dueller Unabhängigkeit von jeder Gewalt. 



§•3. 

Entwicklung der Immunität der Volksvertreter 

hinsichtlich des ausserberuflichen Verhaltens im französischen 

Rechte seit 1789. 

Die Rechtsauffassung, welche in den Mitgliedern der National- 
versammlung von 1789 die unverletzbaren Repräsentanten des sou- 
veränen Volkes erblickte, hatte, wie wir gesehen, dazu geführt, 
jede Verantwortlichkeit der Volksvertreter in Bezug auf ihre Aeus- 
serungen in Ausübung des parlamentarischen Berufes für unzulässig 
zu erklären. Wie sollte man sich davor schützen, dass nicht eine 
Verfolgung der Volksrepräsentanten wegen ihres ausserberuf- 
lichen Verhaltens zum Deckmantel eines rechtswidrigen Angriffes 
gegen dieselben missbraucht wurde, um auf diese Weise die Berufs- 
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übung der Volksvertreter unter die Macht der Regierung zu bringen? 
In England hatte die Unabhängigkeit des Riehterstandes seit der 
Revolution 1 ) sowie das Institut der Geschworenen eine solche Be- 
sorgnis nicht aufkommen lassen. In Frankreich dagegen waren 
die Erfahrungen der entfernteren und näheren Vergangenheit, ins- 
besondere mit Rücksicht auf* die berüchtigten lettres de cachet, nur 
allzusehr darnach angethan, Jedermann mit tiefstem Misstrauen 
gegen die Strafjustiz des Staates zu erfüllen. So erscheint es 
ganz erklärlich, wenn die Nationalversammlung, die in erster Linie 
darauf bedacht war, einen Damm gegen den Missbrauch der 
absoluten Staatsgewalt nach allen Seiten hin zu errichten, die 
Möglichkeit strafgerichtlicher Verfolgung ihrer Mitglieder während 
der Dauer ihrer Verhandlungen von ihrer eigenen Zustimmung 
abhängig erklärte. Die Entwicklung war im Einzelnen die fol- 
gende. 

Der Abgeordnete Lautrec war von dem hiezu competenten 
Magistrat der Stadt Toulouse wegen des Versuches, eine Contre- 
Revolution ins Werk zu setzen, verhaftet worden, und der Magistrat 
hatte sich an die Nationalversammlung um weitere Verhaltungs- 
maassregeln gewendet, nicht etwa in Befolgung einer diesbezüglichen 
Norm, denn eine solche gab es nicht, sondern — wie er sich ausdrückte 
— um damit die Achtung vor der Nationalversammlung zum Aus- 
druck zu bringen. Hierüber beantragte der Berichterstatter M. Voydel 
in der Sitzung vom 25. Juni 1790, die Nationalversammlung möge 
aussprechen, Lautrec geniesse nicht die Garantie der 
Unverletzlichkeit. Selbst die Anhänger Lautrec's, die sein 
Vorgehen vertheidigten und die Unstichhältigkeit der gerichtlichen 
Judicien darzuthun sich bemühten, betonten ausdrücklich den 
Standpunkt, dass die mit Decret vom 23. Juni 1789 statuirte Un- 
verletzlichkeit sich nur auf die parlamentarische Berufsübung be- 



*) Seit 13. Wilh. III c. 2 sind die Richter der Gerichtshöfe des gemeinen 
Rechtes nur auf Adresse beider Häuser des Parlamentes, sobald sie eines Ver- 
gehens überfuhrt werden, absetzbar. Von Interesse ist insbesondere auch die 
Eidesformel der englischen Richter, die schon aus den Zeiten des Mittelalters her 
die Stelle enthält: „Recht zu sprechen ohne Ansehen der Person, und Niemandem 
Recht zu weigern, auch wenn der König oder ein anderer durch ausdrückliche 
Worte das Gegentheil befehlen sollte." Fischöl, Die Verf. Englands, S. 195. 

3* 
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ziehe *). Wollte man also die gerichtliche Verfolgung Lautrec's 
für unzulässig erklären, so musste eine Erweiterung der bestehenden 
inviolabilite ausgesprochen werden. Hiefttr trat in erster Linie ein 
Robespierre. 2 ) „Es hiesse das Gebäude der öffentlichen Freiheit 
umstürzen, wollte man zugeben, dass irgend ein Tribunal ohne 
vorherige Genehmigung zur Verhaftung und Aburtheilung eines 
Volksvertreters berechtigt sein solle. Darf es ein Tribunal geben, 
welches die Volksvertreter ohne Weiteres für schuldig erklären 
kann ? Wenn man diese Frage bejaht, so ist es evident, dass dieses 
Tribunal der Richter ihres Geschickes sein wird. Wenn es über 
ihr Schicksal nicht ohne die Form des Processes ent- 
scheiden kann, so wird es dies mit solchen Formen 



') So sagte Garat, l'ain^: „je crois que notre inviolabilite se borne ä ce, 
que nous faisons dans cette assemble'e; ailleurs si nous avons le malheur de 
devenir criminels, nous tombons sous l'autorite' de la loi; il serait indigne de la 
hauteur de notre caractere, de chercher ä donner plus d'^tendue a Tinviolabilite', 
que nous avons prononc^e. 

*).... Quest-ce que Pinviolabilit^? Ce n'est point un privilege, et 
cependant c'est quelque chose de plus que le droit commun des autres citoyens. 
II est de principe qu'aucune puissance ne doit s'elever au-dessus du corps re*pre- 
sentatif de la nation qu'aucun corps, ne peut de'cider des destinees des represens- 
tants. — Mais dira-t-on, s'ils sont coupables, ils doivent ötre punis. Oui, sans 
doute; il faut reduire la question ä ce point: Peut-il exister un tribunal, qui 
puisse declarer coupables les representants de la nation? Si Ton r^pond affiroiati- 
vement, il est evident, que ce tribunal sera Tarbitre de leur destin^e. - S'il ne 
peut decider de leur sort sans forme de proces, il le pourra avec des formes et 
par desjugements iniques; et l'inviolabilite' detruite, l'independence des repre 

sentants de la nation n'existe plus 

Pour que les representants de la nation jouissent de rinviolabilite, il faut 
qu'ils ne puissent etre attaque's par aucun pouvoir particulier; aucun decision ne 
peut les frapper, si eile ne vient d'un pouvoir egal ä eux, et il n'y a point de 
pouvoir de cette nature. II existe un pouvoir superieur aux representants de la 
nation, c'est la nation eile meme. Si eile pouvait se rassembler en corps, eile 
serait leur veritable juge. . . Si vous ne consacrez ces principes, vous rendez le 
corps legislatif de'pendant d'un pouvoir inferieur, qui, pour le dissoudre, n'aurait qu'a 
decreter chacun de ses raembres. II peut le reduire a la nullit^, et toutes ces 
idees si vraies, si grandes d'independance et de liberte ne sont plus que des chi- 
meres. Je conclus a ce qu'il soit declaree qu'aucun re*presentant de la nation ne 
peut Stre poursuivi dans un tribunal, ä moins qu'il ne soit intervenu un acte 
du Corps legislatif qui declare, qu'il y a lieu a l'accusation. 
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und mit ungerechten Urtheilen können; und ist die Un- 
verletzlichkeit einmal gestört, so existirt auch die Unabhängigkeit 

der Volksvertreter nicht mehr. Wohl existirt eine Gewalt, 

die höher steht, als die Volksvertreter, d. i. das Volk selbst. Wenn 
dieses sich in seiner Gresammtheit versammeln könnte, so wäre es 
ihr wahrhafter Richter. 

Wenn diese Principien nicht anerkannt werden, werde der ge- 
setzgebende Körper von einer untergeordneten Gewalt abhängig, 
die zu seiner Auflösung nur die Mitglieder einzeln in Haft zu nehmen 
hätte." 

Kennzeichnend für die Auffassung der rechtlichen Grundlage des 
zu schaffenden Privilegs ist die Meinung eines folgenden Redners, dass 
durch die Zustimmung der Nationalversammlung dem betreffenden 
Volksvertreter die ihm sonst zustehende Unverletzlichkeit entzogen 
und hiemit die Ermächtigung zu seiner Verfolgung ertheilt werde. l ) 

In Gemässheit dieser Ausführungen wird die Angelegenheit 
neuerlich einem Berichterstatter (M. Desmeuniers) zugewiesen, welcher 
in der Sitzung des folgenden Tages die Unzulässigkeit der Ver- 
haftung der Mitglieder der Versammlung ohne vorherige Geneh- 
migung derselben in Antrag bringt. 2 ) 

Der Abgeordnete Freteau stellt den Zusatzantrag, dass die 
Ergreifong auf frischer That zulässig bleiben solle und beruft sich 
darauf, dass selbst nach der berüchtigten Declaration von 1145, 
betreffend die Immunität der Geistlichen, die Ergreifung auf frischer 
That gestattet war. Dieser Zusatz fand gleich dem Antrag des 
Berichterstatters den Beifall der Nationalversammlung, und es 
wurde die folgende Declaration zum Beschlüsse erhoben: 

„L'assemblee nationale, se reservant de statuer en detail sur 
les moyens constitutionels d'assurer Tindependance et la liberte des 
membres du corps legislatif, declare que, jusqu'a Tetablissement de 
la loi sur les jures en matiere criminelle, les deputes ä Passemblee 



') M. Petion: „....eile (die Zustimmung der Kammer) depouille Taccuse* de 
son inviolabilite' et autorise les tribunaux a le poursuivre." 

*} Berichterstatter M. Desmeuniers begründet seinen Antrag wie folgt: „Ces 
dispositions sont importantes, non seulement pour la dignite* et l'independance 
de vos membres, mais encore pour qu'il ne survienne pas d'interruption dans les 
travaux. u 
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nationale peuvent, dans les cas de flagrant delit, etre arretes con- 
formement aux ordonnances; qu'on peut meme, excepte les cas indi- 
ques par le decret du 23. juin 1789, recevoir des plaintes et faire 
des informations contre eu£; mais qu'ils ne peuvent etre decretes 
par aucuns juges, avant que le corps legislatif, sur le vu des infor- 
mations et des pieces de conviction, ait decide qu'il y a lieu ä l'ac- 
cusation." 

So sehen wir den Ursprung des Bechtsinstitutes, welches von 
da ab sich zum wesentlichen Bestandteil des Constitutionalismus 
herausbildete, in dem tiefsten Misstrauen der um die Sicherheit ihrer 
Existenz besorgten Volksvertretung gegen einen durch und durch 
verderbten Absolutismus. Die Nationalversammlung selbst bezeichnete 
den Beschluss als einen vorläufigen, bis zur Erlassung des Ge- 
setzes über das Geschworeneninstitut in Strafsachen. — Offenbar 
fühlte man, dass das Misstrauen gegen die Gerichte des absoluten 
Königs doch nicht ohne weiters auch gegen die neu zu creirende 
nationale Jury berechtigt war. Es wäre in der That ein mehr als 
sonderbarer Vorgang gewesen, der auf durchaus neuen Grundlagen 
umzugestaltenden Gerichtsorganisation schon von vorneherein mit 
einer Maassregel entgegenzukommen, welche auf der Voraussetzung 
basirte, als könnten die Gerichte sich dazu hergeben, unter den 
Formen des Processes Mitglieder der Nationalversammlung zu ver- 
gewaltigen. 

Auch die Ausnahme des Falles der Ergreifung auf frischer 
That beweist, dass es sich nur um eine Schutzmaassregel gegen 
missbräuchliche Anwendung der Regierungsgewalt handelte. 
Bei Ergreifung auf frischer That ist jeder Zweifel über die Be- 
rechtigung der Verfolgung von vorneherein ausgeschlossen und da- 
rum soll dieselbe zulässig bleiben. x ) 

Damit stimmt es tiberein, wenn die Prüfung der Beweismittel 
(sur le vu des informations et des pieces de conviction) als Grund- 
lage der Entscheidung der Kammer über die Zulässigkeit der An- 
klage bezeichnet wird. Schliesslich sei noch hervorgehoben, dass 
der durch das Privileg gemachte Eingriff in das gemeine Recht sich 



l ) Siehe hierüber auch Weismann im 9. Bande der Zeitschrift für die 
gesammte Strafrechtswissenschaft. S. 383. 
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nur auf das decreter beschränkte, die Entgegennahme der An- 
zeige und die Einleitung der Vorerhebungen (faire des informations) 
zulässig bleiben sollte. 

Am 22. März 1791 entschied die Nationalversammlung in Inter- 
pretation ihres Decretes vom 26. Juni 1790, ausdrücklich, dass die 
Unverletzlichkeit der Deputirten die Gerichte nicht hindere, die 
Untersuchung über die von den Deputirten ausserhalb ihres Berufes 
begangenen Delicte einzuleiten (d'informer), sondern sie nur ver- 
pflichtete, die Informationen dem gesetzgebenden Körper zu unter- 
breiten, welcher allein das Recht habe, zur in- Anklage-Versetzung 
eines seiner Mitglieder die Ermächtigung zu ertheilen. 

Wie im Falle Lautrec, so verweigerte die Nationalversammlung 
in der Sitzung vom 2. October 1790 ihre Zustimmung zur Ver- 
folgung Mirabeau's und des Herzogs von Orleans wegen Theil- 
nahme an dem Aufstande in den Octobertagen von 1789. Der 
überaus ausführliche Bericht des Deputirten Chabroux ging auf jedes 
einzelne der vom Gerichte vorgebrachten Beweismittel ein und 
suchte dieselben zu entkräften. Die Nationalversammlung handelte 
also in Uebereinstimmung mit der von ihr gefassten Declaration, 
sur le vu des informations et des pi&ces de conviction die Ent- 
scheidung zu fällen. 

Die Zulässigkeit civilgerichtlicher Verfolgung wegen Privat- 
forderungen wurde von der Nationalversammlung in der Sitzung 
vom 7. Juli 1790 ausdrücklich anerkannt. 1 ) 

Das Gesetz über die Organisation des Corps legislatif vom 
13. Juni 1791, beziehungsweise die Verfassung vom 14. September 1791, 



') Der Präsident hatte dem Hause Mittheilung gemacht von einem Schreiben 
eines gewissen M. Rollin, in welchem derselbe die Frage stellte, ob er gegen ein 
Mitglied der Nationalversammlung die Verfolgung wegen Zahlung einer Weschel- 
schuld fortsetzen könne. Die Versammlung ermächtigte den Präsidenten, Herrn 
Rollin zu schreiben, er sei berechtigt, die Verfolgung fortzusetzen. Ein allgemeiner 
Beschluss wurde nicht gefasst, insbesondere auch nicht das Verbot der Personal- 
haft ausgesprochen. Im Laufe der Debatte hatte der Deputirte M. le Camus ge- 
sagt: „Si nous pr&endons donner aux depute*s une sauve-garde pour ne pas payer 
leurs dettes, il faut que l'Assemblee les paie pour eux. u Der Gesichtspunkt, dass 
es nur um eine Hinausschiebung der gerichtlichen Verfolgung handeln könne, und dass 
eine solche im Interesse der parlamentarischen Berufsübung, wie in England be- 
rechtigt sei, wurde gar nicht geltend gemacht. 
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welche an Stelle der provisorischen Declarationen endgiltige Einrich- 
tungen zu setzen hatten, zeigte sich viel maassvoller, als die im Drange 
der Geschäfte aus Anlass eines concreten Falles gefasste Declaration 
und schränkte das Privileg ein, indem es die Verhaftung 
ohne vorherige Zustimmung zuliess und sich damit be- 
gnügte, dass die Nationalversammlung ohne Verzug hievon in 
Kenntnis gesetzt werden und die Fortsetzung des Verfahrens von 
ihrer Entscheidung abhängig sein sollte. *) Von einer Verfolgung 
ohne gleichzeitige Verhaftung enthält das Gesetz nichts, sie fiel 
daher nicht unter das Privileg. 

Inwiefern man darin dem englischen Muster nachstrebte, lässt 
sich bei dem Mangel jeder Debatte hierüber nicht entscheiden. 
Aber man wird wohl nicht fehlgehen, wenn man hierin eine be- 
wusste Anlehnung an das englische Recht erblickt. Des Ferneren 
hängt diese Einschränkung des Privilegs offenbar damit zusammen, 
dass ein Gesetz über das Verfahren in Strafsachen zu Stande ge- 
kommen war, (loi sur la procedure criminelle) welches die Vornahme 
von Verhaftungen gesetzlich regelte und das Geschworenengericht 
einführte. Trägt dieses Gesetz auch das Datum des 16. September, 
so war es doch schon im Februar von der Nationalversammlung 2 ) 
angenommen, v und es konnte demnach^ bei den Verfassungsberathun- 
gen über das Privileg der Volksvertreter darauf entsprechende Rück- 
sicht genommen werden. 

Die Zulässigkeit civilgerichtlicher Verfolgung wird in Art. 54 
des Ges. vom 13. Juni 1791 ausdrücklich statuirt, 8 ) obwohl es 
dessen offenbar gar nicht bedurft hätte. 

Die Verfassung vom 14. September hat daher ganz mit Recht 
diesen Artikel als selbstverständlich und darum überflüssig fallen 
lassen. 



J ) Art. 63 des Ges. 13. Juni 1791 bzw. fast wörtlich gleichlautend Cap. 
I, titre III, section 6, art. 8 der Verf. v. 14, Septb. 1791. „Ils pourront pour faits 
criminels £tre saisis en flagrant delit, ou en vertu d'un mandat d'arret; mais il 
en sera donne* avis sans delai, au Corps legislatif et la poursuite ne pourra §tre 
continue'e, qu'apres que le corps legislatif aura decide qu'il y a Heu ä accusation. 

«) Helie, a. a 0. S. 316. 

*) Art. 64. r En matiere civile toute contrainte legale pourra Stre execute* 
sur les biens d'un representant ou contre sa personne, tant que la contrainte par 
corps aura Heu, comme contre les autres citoyens. 
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§.4. 
Fortsetzung. 

Das Decret vom 1. April 1793, *) in welchem der National- 
convent den Beschluss ausspricht, ohne Rücksicht auf die Unver- 
letzlichkeit seiner Mitglieder gegebenen Falles auch gegen diese 
die Anklage zu erheben, enthält strenge genommen keine Abwei- 
chung von dem bisher aufgestellten Recht, da ja auch nach diesem 
über Ermächtigung der Nationalversammlung Anklagen gegen Mit- 
glieder derselben zulässig erschienen. 2 ) Eine Aenderung des Immuni- 
tätsrechtes trat erst ein durch die Verfassung vom 24. Juli 1793, welche 
die nach der Septemberverfassung des Jahres 1791 zulässige Verhaftung, 
beziehungsweise Vorführung ohne vorherige Ermächtigung neuerlich 
als unzulässig erklärte, und damit zu dem Standpunkt der Decla- 
ration vom 26. Juni 1790 zurückkehrte, welche die Verhaftung 
als unzulässig erklärt hatte. 8 ) Welcher Grund und ob überhaupt 
ein besonderer Grund für diese Erweiterung des Privilegs vorlag, 
ist nicht zu ersehen. 

Ein Beschluss, den das terroristische Regiment des National- 
conventes am 20 brumaire des Jahres II (10. November 1793) in 
einer Anwandlung zarter Rücksicht gegenüber seinen eigenen Mit- 
gliedern fasste, die Anklage gegen dieselben nicht zuzulassen, ehe 
dieselben im Schoosse der Versammlung gehört worden wären, *) 
wurde schon nach zwei Tagen wieder aufgehoben und hat also in 
des Wortes strengstem Sinne nur ephemere Bedeutung. Nach Er- 
lassung des Gesetzes vom 22 prairial Jahr II (10. Juni 1794) 



*) Siehe oben Seite 30. Anm. 1. 

8 ) Es ist daher unrichtig', wenn Poudra et Pierre a. a. O. 8. 61 an das ge- 
nannte Decret die Bemerkung knüpfen „Au de'but de sa carriere, la Convention 
ne sut pas deYendre rinviolabilite* de ses membres." 

3 ) Art. 44 dies. Verf. 24. 6. § 3 „Ils peuvent, pour fait criminel §tre saisis 
en flagrant delit; mais le mandat d'arret, ni le mandat d' amener ne peuvent etre 
decerne's contre eux, qu'avec l'autorisation du corps legislatif." 

4 ) „1) Aucun representant ne sera mis en accusation qu' apres avois e*te en- 
tendu dans le sein de rAssemble*e, 2) n^anmoins les membres pourront etre mis 
en e*tat d'arrestation sur le rapport d'un des comite's; 3) s'ils refusent d'obe*ir an 
decret d'arrestation ils seront, apres huitaine, decr&e's d'accusatfon." 
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über die Auslieferung aller Verdächtigen an das Revolutionstribunal, 
erklärte der Nationaleonvent ausdrücklich in einer Resolution vom 
11. Juni 1794, dass damit das Immunitätsrecljt nicht geändert 
werde. 3 ) 

Und als nach der Reaction des 9. Thermidor Denunciationen 
gegen Mitglieder des Conventes immer häufiger wurden, wurde zum 
Schutze derselben ein ganz besonderes umständliches Verfahren 
eingeführt. (Declaration vom 29. October 1794.) 2 ) 



') La Convention nationale, sur la proposition d'un membre, tendant a ce 
qu'il soit decret^, que par le decret d'hier, concernant le tribunal revolutionnaire, 
eile n'a pas entendu d^roger aux lois qui defendent de traduire an tribunal re- 
volutionnaire aucun r^presentant du peuple sans qu'au präalable il ait &\& rendu 
contra loi un decret d'accusation — considerant que le droit exclusif de la reprä- 
sentation nationale de d^cr^ter ses membres d'accusation et de les faire mettre en 
jugement est un droit inalienable, d&lare qu'il n'y pas Heu ä d^lib^rer. 

*) „Toute denonciation contre un repi e'sentant du peuple sera port^e ou ren- 
voye«S devant les comites de Salut public, de surete generale et de legislation 
reuüis, et eile lui sera communiquee avant qu'il puisse en Stre rendu compte ä 
la Convention nationale. — Si les trois comites pensent qu'il doit §tre donne 
suite a la denonciation, ils declareront ä la Convention nationale, quils estiment 
qu'il y a lieu ä examen. Cette declaration ne sera point motivee. — II sera imme'- 
diatement apres, nomine* au sort une commission de vingt-un membres de la Con- 
vention nationale pour lui faire un rapport sur les faits denonces et sur les 
preuves produites ä l'appui. — Pour parvenir ä effectuer cette nomination, il sera 
fait un appel nominal de tous les membres de la Convention, distraction faite 
de ceux qui seront en mission ou absents en vertu de decrets, ainsi que des 
membres des trois comites ci-dessus designe's et du prevenu. — Chaque membre 
appele* se präsentera ä la tribune ; il inscrira son nom sur un bulletin dispose ä cet 
effet, qu'il remettra ostensiblement au president Le president en fera lecture, et 
le d^posera dans Turne, qui sera placee sur le bureau. — Si un membre appele* 
n'est pas präsent ä la seance, il sera suple^, pour l'inscription de son nom, par 
Tun des secretaires, qui signera le bulletin. — L'appel nominal termine, le pre- 
sident agitera Turne, et Tun des secretaires en tirera successivemenl vingt-un 
bulletins. Le nom de chaque membre compris dans le bulletin sorti sera v^rifie 
par deux secretaires, et reunis au president, qui le proclamera a haute voix. — 
Aucun des membres designes par le sort ne pourra etre recuse, ni se recuser. Le 
rapport de la commission ne pourra porter que sur les faits compris dans la de- 
nonciation sur laquelle les trois comites auront declar^ qu'il y a lieu ä examen, ou 
r&ultant des pieces remises par eux a la commission. — Avant de präsenter sons 
rapport ä la Convention, la commission entendra le prevenu, lui communiquera les 
pieces, sans d^placement, et lui en fera deiivrer copie s'il le demande. — Apres 



Google 



DigitizedbyVjOOQ 



Die Entwicklung des französischen Rechtes. 43 

Desgleichen umgab die Verfassung vom 22. August 1795 in 
ihren Artikeln 110 — 123 *) die Immunität ihrer Mitglieder mit äusserst 
minutiösen Garantien in Bezug auf die Prüfung der gegen dieselben 
gerichteten Verfolgungen. 



le rapport, s'.U tend au decret d'accusation, la Convention nationale decidera s'il 
y a Heu ä Tarrestation provisoire. — Le rapport et les pieces y relatives seront 
imprimees et distribue'es. La discussion ne pourra s'ouvrir que trois jours apres 
la distribution. — Le preVenu pourra faire imprimer et distribuer aux membres 
de la Convention tels pieces et m^moires, qu'il jugera utiles a sa defense. — Le 
prevenu sera präsent ä la discussion, et y sera entendu sur les faits articules et 
precises, qui devront servir de base a l'acte d'accusation. — II ne pourra £tre 
rendu de decret d'accusation qu'a Pappel nominal. — Si la Convention nationale 
decrete, qu'il y a Heu ä accusation contre le preVenu, la commission presentera 
le lendemain l'acte d'accusation, qui contiendra les faits articules et precises sur 
lesquels le prevenu aura 6t6 entendu dans la Convention nationale, et sur les- 
quels l'instruction devra porter. — Le tribunal qui sera Charge* d'instruire ne 
pourra informer et juger que sur les faits compris dans l'acte d'accusation." 

l ) De la garantie des membres du Corps Legislatif. 

1 1 Les citoyens, qui sont ou ont ete membres du Corps legislatif, ne peu- 
vent etre iecherches, accus^s, ni jug^s en aucun temps, pour ce qu'ils ont dit ou 
ecrit dans l'exercice de Jeurs fonctione. 

111. Les membres du Corps legislatif depuis le moment de leur nomination 
jusqu'au trentieme jour apres l'expiration de leurs fonctions, ne peuvent Stre mis 
en jugement que dans les formes prescrites par les articles, qui suivent. 

112. 11s peuvent pour faits criminels, §tre saisis en flagrant deiit: mais il 
en est donne* avis, sans deiai, au Corps legislatif et la poursuite ne pourra etre 
continuee qu'apre« que le Conseil des Cinq-Cents aura propose la mise en juge- 
ment, et que le Conseil des Ancien l'aura decrete. 

113. Hors le cas du flagrant d&it, les membres du Corps legislatif ne peu- 
vent etre amen^s devant les officiers de police, ni mis en etat d'arrestation, avant 
que le Conseil des Cinq-Cents ait propose la mise en jugement et que le Conseil 
des Anciens l'ait decretee. 

114. Dans les cas des deux articles precedents, un membre du Corps legislatif 
ne peut etre traduit devant aucun autre tribunal que la Haute cour de justice. 

115. Ils sont tradnits devant la meme Cour pour les faits de trahison, de 
dilapidation, de manoeuvres pour renverser la Constitution, et d'attentat contre 
la sürete inte*rieure de la R^publique. 

116. Aucune d&ionciation contre un membre du Corps legislatif ne peut 
donner Heu ä poursuite, si eile n'est redig^e par ecrit signee et adressee au Conseil 
des Cinq-Cents. 

117. Si, apres y avoir deiibere en la forme prescrite par l'art. 77, le Con- 
seil des Cinq-Cents admet la de'nonciation, il le declare en ces termes: 
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Was den Inhalt des Privilegs selbst in Gremässheit dieser Ver- 
fassung betrifft, so brachte derselbe mannigfache Neuerungen. Zunächst 
war die Zulässigkeit einer Verhaftung, abgesehen von der auch hier 
festgehaltenen Ausnahme der Ergreifung auf frischer That, be- 
ziehungsweise die Zulässigkeit einer Vorführung vor die Polizei- 
behörden von der Zustimmung beider Collegien des Corps 16gislatif, 
des Käthes der 500 und des Rathes der Alten abhängig. (Art. 113) 
Im Falle dei* Ergreifung auf frischer That war der Corps 16gislatif 
ohne Verzug zu verständigen und die Fortsetzung des Verfahrens 
nur mit Genehmigung desselben gestattet (Art. 112). Die Dauer des 
Privilegs, deren in den bisherigen Bestimmungen überhaupt nicht 
Erwähnung geschah, wurde auf die ganze Zeit des Mandates, be- 
ziehungsweise noch dreissig Tage nach. Ablauf desselben, und nicht 
bloss auf die Dauer der Session festgesetzt (Art. 111). Auch diese 
Bestimmung ist wohl auf die Vorstellung einer persönlichen Quali- 
fication der Volksvertreter zurückzuführen. Die Haute cour de 
Justice sollte das ausschliesslich competente Gericht sein (Art. 114). 



La denonciation contre .... pour le fait de ... . datee .... signe' de ... est 
admise. 

118. L'ineulpe* est alors appetä: il a pour comparaitre, un de'lai de trois jours 
francs, et lorsqu'il comparait, il est entendu dans Tinte'rieur du Heu de seances 
du Conseil des Cinq-Cents. 

119. Soit que Tinculp^ se soit presente' ou non, le Conseil des Cinq-Cents de*- 
clare, apres ce de'lai, s'il y a Heu ou non ä l'examen de sa conduite. 

1*20. S'il est d&lare' parle Conseil des Cinq-Cents, qu'il y a Heu ä examen, 
le prevenu est appele par le Conseil des Anciens : il a, pour comparaitre un de'lai 
de deux jours francs ; et s'il comparait, il est entendu dans l'interieur du Heu des 
seVmces du Conseil des Anciens. 

121. Soit que le preVenu se soit präsente' ou non, le Conseil des Anciens, 
apres ce de'lai, et apres y avoir d&ibe're' dans les formes prescrites par Tart. 91, 
prononce l'accusation, s'il y a Heu, et renvoie l'accuse' devant la Haute cour de 
justice, laqnelle est tenue d'instruire le proces sans aucun de'lai. 

122. Toute discussion, dans Tun et dans Tautre Conseil, relative a la pre'- 
vention ou a l'accusation d'uu membre du Corps le'gislatif, se fait en comite' geneYai. 

Toute delibeVation sur les memes objets est prise a Pappel nominal et au 

scrutin secret. 

123. L'accusation prononcde contre un membre du Corps le'gislatif entraine 

Suspension. 

S'il est acquitte' par le jugement de la Haute cour de justice, il reprend ses 
fonctions. 
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Die Zulassung der Anklage seitens des Corps legislatif sollte die 
Suspension des betreffenden Mitgliedes bis zum Freisprach durch 
den Gerichtshof herbeiführen (Art. 123). Man war damit insoferne 
noch über die Verfassung des Jahres 1793 hinausgegangen, als 
nunmehr auch im Falle der Ergreifung auf frischer That die 
weitere Verfolgung von der Genehmigung des gesetzgebenden Körpers 
abhängig war. 

Noch ist der Resolution vom 18. Juni 1799 zu gedenken, 
welche die Schutzmaassregeln für die Sicherheit des gesetzgebenden 
Körpers und seiner Mitglieder ergänzte, indem sie bestimmte, dass 
jede Autorität oder jedes Individuum, welches einen Angriff gegen 
die Sicherheit oder gegen die Freiheit des gesetzgebenden Körpers 
oder eines seiner Mitglieder unternehmen würde, ausserhalb des 
Gesetzes gestellt werde. '*) Offenbar fiel jeder Angriff auf 
die Immunität unter diese Bestimmung. 

§. 5. 

Fortsetzung. 

An dem eben dargestellten Rechtzustande nahm die Verfassung 
vom 13. December 1799 in ihrem 70. Art. a ) die folgenden Aende- 
rungen vor: 1. die Ausnahme der Ergreifung auf frischer That wurde 
fallen gelassen; 2. jede Verfolgung (also nicht nur Verhaftung und 
Vorführung) wurde von der Zustimmung der Versammlung, der 
das betreffende Mitglied angehörte, abhängig gemacht ; 3. für den Fall 
der Zulassung der Verfolgung wurde die Judicatur der gewöhn- 
lichen Gerichte wieder eingeführt; 4. das Privileg wurde den Mit- 



l ) „Le conseil des Cinq-Gents. considerant qu'il pourrait etre trame" des com- 
plots contre la sürete de la repräsentation nationale ou de quelqu'on de ses raem- 
bres, de'clare qu'il y a urgence; Furgence declare'e, le conseil prend la rlaolution 
suivante : Toute autorite ou tout individu qui attenterait ä la sürete* ou ä la liberte 
du Corps legislatif ou de quelqu'un de ses membres, soit en donnant l 1 ordre, soit 
en Fexecutant, est mis hors la loi.** 

') „Les delits personnels emportant peine affliction ou infamante, commis 
par un membre soit du Senat, soit du Tribunal, soit du Corps legislatif, sont 
poursuivis devant les tribunaux ordinaires, apres qu'une deliberation du Corps, au- 
quel le prevenu appartient, a autoris^ cette poursuite. 
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gliedern des gesetzgebenden Körpers, des Senates und des Tribu- 
nates gewährt. 

Die mannigfachen Wandlungen, welche das französische Imniu- 
nitätsrecht von hier ab bis zur Gegenwart mit dem Wechsel der 
Verfassungen durchzumachen hatte, *) sind zunächst aus dem Grunde 



*) Diese Wandlungen waren im einzelnen : Die nach dem Sturze Napoleons 
von der provisorischen Regierung in aller Eile ausgearbeitete Verfassung vom 
6. April 1&&L begnügte sich mit der Bestimmung, dass die Verhaftung eines Volks- 
vertretern nur auf Autarieation der Kammer, welcher er angehörte, zulässig sein 
sollte. Der compeUnw» Gerichtshof sollte ausschliesslich der Senat sein. 

Nach den Bestimmungen, äte Yerfasumg vom 4. Juni 1814 konnten die 
Pairs nach Artikel 34 nur mit Zustimmung de« Oberhauses verhaftet und nur 
von diesem in Criminalsachen gerichtet werden* Ammt pair ne peut etre arrete 
que de rautorite* de la Chambre, et juge que par eile es mauere criminelle. 

Die Abgeordneten konnten nach Artikel 62 während der Bauer der Session 
in Strafsachen ohne Gestattung der Kammer weder verhaftet noch verfolgt werden« 
mit Ausnahme des Falles der Ergreifung auf frischer That. Aucun membre de 
la chambre ne peut pendant la dure de la Session §tre poursuivi, ni arrete en 
matiere criminelle, sauf le cas de flagrant delit, qu'apres que la chambre a per- 
mis la poursuite. 

Ferner durfte in Gemässheit des Artikels 51 der Verf. Personalexecution (con- 
trainte par corps) während der Dauer der Session, sowie sechs Wochen vor und 
nachher nicht statthaben. „Aucune contreinte par corps ne peut etre exercee 
contre un membre de la Chambre durant la Session et dans les six semaines, qui 
l'aurait pr^cede'es ou suivies." 

Auf demselben Standpunkte blieben, wie die Acte additionnel vom 22. April 
1816 (Artikel 14 und 15), so auch die Verfassung vom 7. August 1830 (Artikel 43 und 
44). Die Verfassung vom 4. November 1848 nahm in ihrem Artikel 37 neuerlich 
die Bestimmung auf, welche schon in der Verfassung des Jahres 1795 enthalten war 
(s. oben S. 44), dass im Falle der Ergreifung auf frischer That die Versammlung sofort 
zu verständigen sei, welche über die Fortsetzung der Verfolgung zu entscheiden habe. 
Dasselbe gelte im Falle, wo ein in Haft Befindlicher zum Volksvertreter erwählt 
werde. Art. 37. „Ils ne peuvent etre arrete en matiere criminelle, sauf le. cas 
de flagrant de*lit, ni poursuivi, qu'apres que P Assembler a permis la poursuite. En 
cas d'arrestation pour flagrant delit, il en sera immediatement r^fere a l'Assemblee, 
qui autorisera ou refusera la continuation des poursuites. Cette disposition s'appli- 
que au cas, oü un citoyen de'tenu est nomine* re'presentant. 

Man hatte damit die bisherige principielle Grundlage des Immunitäts- 
rechtes erweitert. Hatte es sich bisher darum gehandelt, gewählte Volksver- 
treter vor einem Missbrauch der Strafjustiz zu schützen, so wurde nunmehr die 
Wahl eines gerichtlich Verfolgten zum Volksvertreter unter den Schutz des 
Parlamentes pesteilt. Insoferne die Regierung ihr missliebige Personen mit Rück- 
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überaus lehrreich und interessant, weil sie zeigen, wie sehr die 
Bestimmungen des Immunitätsrechtes mit dem allgemeinen Charakter 
der jeweiligen politischen Verhältnisse in Uebereinstimmung standen. 
Dass nach der Restauration der Bourbonen die Gerichtsbarkeit des 
Senates über seine Mitglieder in Strafsachen eingeführt wurde, 
passt ebenso in den Rahmen seiner Zeit, als die Bestimmung der 
republikanischen Verfassung von 1848, dass die Nationalversamm- 
lung über die weitere Verfolgung eines zum Volksvertreter gewählten 
in Haft Befindlichen zu entscheiden berechtigt sei, ebenso, wie es 
für das zweite Kaiserthum kennzeichnend ist, dass man in der Eile 



sieht auf eine bevorstehende Wahl schon im Vorhinein verfolgte, um auf diese Weise 
ihre Wahl zu verhindern, sollte die Nationalversammlung berechtigt sein, schützend 
dazwischen zu treten. 

Das Gesetz vom 2. Februar 1852 kehrt wieder zu dem Stand der Verfas- 
sungen der Jahre 1814, beziehungsweise 1830 zurück, deren Bestimmungen über 
die Immunität wörtlich reeipirt werden. 

Im Jahre 1858 bemerkte man, dass man in dem Decrete vom 2. Februar 
1852 an die Senatoren vergessen hatte und beschloss mit Senatus-Consult vom 

4. Juni 1858, dass die Senatoren in Strafsachen der Gerichtsbarkeit der Haute 
Cour de Justice unterstehen sollten und bestimmte hinsichtlich der Immunität 
derselben in Artikel 6 desselben Senatus-Cons. wie folgt: 

„Aucun membre du Senat en peut §tre poursuivi ni arrSte* pour crime ou 
de'lit, ou pour contravention entrainant la peine de remprisonnement, qu'apres que 
le Senat a autorise' la poursuite. En cas d'arrestation pour crime flagrant, le 
proces-verbäl est immediatement transmis par le ministre de la Justice au Senat, 
qui statue sur la de'mande d'autorisation de poursuite. Cette autorisation n'est 
pas necessaire, lorsqu'un Senateur est poursuivi pour faits relatifs au Service 
militaire. 

Die Nationalversammlung des Jahres 1870 stand unter dem Gesetze vom 
2. Februar 1862. 

Gegenwärtig gilt Artikel 14 des Gesetzes vom 16« Juni 1875. (Siehe im Text 

5. 48). 

„Aucun membre de l'une ou de Tautre chambre ne peut, pendant la dure'e 
de la session, Stie poursuivi ou arrete en matiere criminelle ou correctionelle 
qu'avec Tautorisation de la chambre dont il fait partie, sauf le cas de flagrant 
de'lit. 

La de'tention ou la poursuite d'un membre de l'une ou de l'autre chambre 
est suspendu, pendant la session, et pour toute sa dure'e, si la Chambre le re- 
quiet. - 

Der Personalexecution in Civilsachen geschieht nicht mehr Erwähnung, da 
dieselbe mit Gesetz vom 22. Juli 1867 allgemein aufgehoben wurde. 
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des Staatsstreiches im Decrete vom 2. Februar 1852\n\eine Be- 
stimmung über die Immunität der Senatoren überhaupt* vergessen 
hatte, und dass man in dem Senatus-Consult vom 4. Juni 1858, 
welches diese Lücke auszufüllen bestimmt war, die Immunität bei 
strafbaren Handlungen, welche sich auf den Militärdienst bezogen, 
überhaupt aufhob. In Bezug auf die Entwicklung des Rechtsm- 
stitutes selbst handelt es sich zumeist um Variationen der schon 
aus dem Bisherigen bekannten Bestimmungen und kommen als 
neue Rechtsgedanken nur in Betracht, dass in der Verfassung vom 
4. Juni 1814 zum ersten Male die Personalexecution der Verfol- 
gung in Strafsachen gleichgestellt wurde, und dass, wie bemerkt, 
in der Verfassung vom 4. November 1848 der Nationalversammlung 
das Recht eingeräumt wurde, eine ausserhalb der Session einge- 
leitete Verhaftung zu suspendiren. 

Das gegenwärtig geltende französische Recht, welches mit dem 
entsprechenden Artikel 45 der belgischen Verfassung nahezu wört- 
lich übereinstimmt, ist im Artikel 14 des Gesetzes vom 16. Juli 
1875 normirt, wie folgt: 

Das Privileg erstreckt sich nach diesem Gesetze auf straf- oder 
polizeigerichtliche Verfolgung oder Verhaftung, hält die Ausnahme 
der Ergreifung auf frischer That aufrecht, und gilt nur für die 
Dauer der Session. Die Kammern sind aber berechtigt, die Su- 
spendirung einer ausserhalb der Session eingeleiteten Verfolgung 
oder Inhaftnahme für die Dauer der Session zu verlangen. Die 
leztgenannte Bestimmung, sowie die Ausdehnung des Privilegs auf 
polizeigerichtliche, beziehungsweise polizeibehördliche Verfolgung, 
finden sich, wie sich im Folgenden ergeben wird, schon in der bel- 
gischen Verfassung vom Jahre 1830, welche demnach in diesen 
Beziehungen das im Uebrigen dem französischen Muster nachgebildete 
Rechtsinstitut selbständig weiter entwickelt hat. 

Welch gewaltigen Gegensatz zum englischen Recht hat die 
französische, oder richtiger die französische-belgische Gesetzgebung 
in dieser Entwicklung gezeitigt. England kennt während der 
Herrschaft des gemeinen Rechtes eine Privilegirung seiner Parla- 
mentsmitglieder in Criminalsachen nicht. Alle Angeklagten sind 
„contra pacem domini regis" und die Parlamentsmitglieder machen 
hievon keine Ausnahme. Nur wenn aus ausserordentlichen Gründen 
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<üe Habeas-Corpus-Acte suspendirt worden, dann pflegt sich das 
Parlament das Recht vorzubehalten, dass die Verhaftung seiner 
Mitglieder nicht ohne seine vorherige Genehmigung erfolgen könne. 
Das französisch-belgische Recht hat die dem berechtigten Misstrauen 
gegen den corrupten Absolutismus des achtzehnten Jahrhundertes 
entsprungene Declaration der Nationalversammlung vom 26. Juni 
1790 zu einem bleibenden Grundsatze des Staatsrechtes der con- 
stitutionellen Monarchie und der Republik gemacht, ohne auf den 
fundamentalen Unterschied in der Stellung der Strafgerichte, der 
eben durch das Verfassungsrecht geschaffen wurde, Bedacht zu 
nehmen. Aber che in der Revolutionsgesetzgebung entstandene 
Declaration erhielt in dem geltenden Rechte noch in einer wesent- 
lichen Beziehung eine Steigerung. 

Dasselbe berechtigt die Kammern zur Suspendirung einer ausser- 
halb der Session eingeleiteten Verfolgung oder Verhaftung für die 
Dauer der Session. Es kann dieser Ausdehnung des Privilegs 
logische Folgerichtigkeit nicht abgesprochen werden. 

Wenn das Parlament des Schutzes gegen den Missbrauch der 
Strafgewalt des Staates bedürftig ist, dann ist die Möglichkeit einer 
der Eröffnung der Session voraufgehenden Verfolgung ebenso ins 
Auge zu fassen, wie eine solche während der Session selbst. Und 
sogar die weitgehende Ausdehnung, welche die herrschende Auf- 
fassung in Frankreich dem Privileg zu Theil werden lässt, ') dass 
die Kammern auch zur Suspendirung der Strafvollzugshaft berechtigt 
sind, steht mit dem Principe des Rechtsinstitutes nicht in Wider- 
spruch. Durchaus verkehrt erscheint aber die von der dargestellten 
Gesetzgebung bewirkte Gleichstellung der Schuldhaft mit der Ver- 
folgung und Verhaftung in Criminalsachen. Die Schuldhaft hat 
regelmässig ein richterliches, Urtheil zur Voraussetzung, und ihre 
Anwendung erfolgt über Einschreiten des Gläubigers zur Realisi- 
rung oder Sicherung seiner Privatforderung. Ein Missbrauch mit 
der Schuldhaft, um auf diese Weise ein Parlamentsmitglied seiner 
Freiheit zu berauben, ist nur schwer denkbar. Deshalb hat das 
englische Recht das Richtige damit getroffen, dass es, das Interesse 
des Staates an der Theilnahme der Parlamentsmitglieder an den 



l ) Lebon, a. a. O. S. 67. 
Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper. 
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Arbeiten des Parlaments höher stellend als das Interesse des Gläu- 
bigers an der Schuldhaft, die Parlamentsmitglieder während der 
Dauer der Session unbedingt von Schuldhaft befreite. Scheut 
man einen solchen Eingriff in die Privatrechtssphäre, dann muss 
man, wie im österreichischen Rechte dazu kommen, die Schuld- 
haft gänzlich aus dem Privileg zu streichen. Die Gleichstellung 
der" Schuldhaft mit der Strafverfolgung hat aber zwei unverkenn- 
bare, positive Nachtheile. Sie fuhrt einerseits bei der ungleich- 
massigen Entscheidung der Parlamente, die je nach der Bedeutung 
des Falles die Schuldhaft als zulässig oder unzulässig erklären, 
zu einer ungleichmässigen und darum ungerechten Behandlung der 
Privatrechte. Diese Gleichstellung hat andrerseits die weitere Folge, 
ass der Interessenstandpunkt, welcher bei der Entscheidung der 
Parlamente über die Zulässigkeit der Schuldhaft leicht in den Vor- 
dergrund tritt, auch übertragen wird auf die Entscheidung über die 
Zulässigkeit von Strafverfolgungen, was mit dem Geiste und der 
Entwicklung des. Rechtsinstitutes in schroffem Widerspruche steht. 
Die Parlamente sollen durch das Privileg vor dem Missbrauch der 
Strafgewalt des Staates geschützt werden, nicht aber berechtigt sein, 
an sich gerechtfertigte Strafverfolgungen nach freiem Ermessen 
wegen eines behaupteten grösseren Interesses der Theilnahme des 
Verfolgten an den Parlamentsverhandlungen hintanzuhalten. 

Vollkommen begreiflich erscheint es dagegen, wenn die fran- 
zösisch-belgische Gesetzgebung das ursprünglich nur auf die Ver- 
folgung seitens der Gerichte beschränkte Privileg, auch auf die 
Strafverfolgung seitens der Polizeibehörden ausgedehnt hat. Bedarf es 
der Garantien gegen die verfassungsmässig unabhängig und unab- 
setzbar gestellten Gerichte, dann bedarf es derselben gewiss nicht 
minder gegen die nicht mit diesen Cautelen unparteiischer Functions- 
übung ausgestatteten Executivorgane des Staates. 

Die österreichisch-deutsche Gesetzgebung hat sich bei Ausgestal- 
tung des Immunitätsrechtes, wie noch im Folgenden darzustellen 
sein wird, wesentlich die französisch-belgischen Einrichtungen zum 
Muster genommen. Es sei gestattet, noch die Frage aufzuwerfen, 
ob wir diese Entwicklung zu beklagen, und vielleicht gar die Be- 
seitigung der diesbezüglichen Bestimmungen zu erstreben haben. 
Diese Frage muss entschieden verneint werden. Das englische 
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Recht kennt in Criminalsachen, worauf es ja in erster Linie an- 
kommt, nur ein vorübergehendes Privileg — während der Suspendi- 
rung der Habeas-Corpus-Acte ; die des Oeftern citirte Declaration der 
französischen Nationalversammlung vom 26. Juni 1790, von welcher 
das Rechtsinstitut in Frankreich seinen Ausgang nahm, bezeichnet 
sich selbst als vorübergehend — bis zur Einführung der Geschwo- 
renengerichte in Strafsachen. Und so glauben wir für das Rechts- 
infitTtrit jrRTi^jij^jyp.in es aussprechen zu dürfen, dass äasselbe "Bfe- 
stimmt ist, eine nur transitorische Bedeutung im Rechtsleben der 
Staaten in Anspruch zu nehmen. Nur darf der Endpunkt nicht in 
irgend einer besondern, vereinzelten Maassregel gesucht werden, er 
wird vielmehr erst dann eingetreten sein, wenn die verfassungs- 
mässigen Einrichtungen in der Rechtstiberzeugung des Volkes so 
feste Wurzeln geschlagen haben werden, dass in dieser selbst, sowie 
in England die beste Schutzwehr für das Recht der Volksrepräsen- 
tanten gelegen sein wird. Gegenwärtig würde jeder Versuch einer 
Einschränkung des geltenden Rechtes nur Misstrauen hervorrufen. 



Drittes Capitel. 

Die Reception des französischen Immunitäts- 
rechtes der Volksvertreter in Belgien, den 
Deutschen Staaten und Oesterreich. 

§• i- 
Das Immunitätsrecht der Volksvertreter in der belgischen 

Verfassung. 

Die belgische Verfassung hat die Ideen der Volkssouveränetät, 
der Volksrepräsentanz und der Theilung der Gewalten in dem Sinne 
der französischen constitutionellen Theorien vollinhaltlich recipirt. l ) 

J ) Am meisten zur Popularisirung und Verbreitung der Ideen der sogenannten 
constitutionellen Theorie hatten die zahlreichen und weit verbreiteten Schriften 
B e n j a m i n C o n s t a n t's, beigetragen. Später erschienen dieselben unter dem Collec- 
tivtitel „Cours'de politique constitutionelle" mit einer Einleitung von Laboulaye, 1861. 

4* 
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Der Artikel 25 der Verfassung, welcheran der Spitze des dritten 
Titels über die Gewalten steht, bringt das Princip der Volks- 
souveränetät in dem Satze zum Ausdruck: „Tous les pouvoirs 
emanent de la nation!" Es ist mit Recht hervorgehoben worden, 
dass dieses Princip gleichwohl nur einen theoretischen 
Wert für die belgische Verfassung hat, indem der unmittelbar 
folgende Art. 26 dem König einen selbständigen Antheil an 
der gesetzgebenden Gewalt zuweist. x ) Allein es soll an dieser 
Stelle aus jenem theoretischen Princip kein anderer Schluss ge- 
zogen werden, als der, dass die Immunität der Volksvertreter sich 
hier wie in Frankreich als logische Folge der Auffassung ergeben 
musste, welche in den Volksvertretern die wahrhaften Vertreter des 
Volkes erblickte. Aber auch das Princip der Theilung der Ge- 
walten fand in der belgischen Verfassung volle Anerkennung und 
musste daher seinerseits eine Rechtsgrundlage für die Immunität der 
Volksvertreter bieten. 2 ) 

So erscheint es als ganz selbstverständlich, dass die belgische 
Verfassung, von den angeführten Rechtsgrundlagen ausgehend, hin- 
sichtlich der Immunität zu denselben Rechtsgrundsätzen gelangt, 
wie das französische Recht. Hinsichtlich des Immunitätsrechtes par- 
lamentarischer Berufsübung normirt Art. 44: „Aucun membre deTune 
ou de Tautre chambre ne peut etre poursuivi ou recherche ä Toccasion 
des opinions et votes emis par lui dans Texerpice de ses fonctions. 

Zur Kennzeichnung der Auffassung I dieser Verfassungs- 
bestimmung seitens der Staatsmänner Belgiens dürfen wohl die Worte 
des belgischen Justizministers (Moniteur vom 23. Juni 1833) an- 
geführt werden: „L'article 44 assure une inviolabilite legale 
ä la per sonne de chaque membre du chef de sa conduite par- 
lamentaire, c'est-ä-dire que ses actes ne peuvent pas devenir la 
matiere d'une poursuite judiciaire." 8 ) 



1 ) Jellinek, Gesetze und Verord., S. 210, Giron, le droit public de la Bel- 
gique I. S. 34, Otto Planck, das Budgetrecht der belgischen Verfassung, S. 32 ff. 

2 ) Leclerq, Memoires bei Thonissen, „La Constitution beige annotee", 
S. 266. „Ce que chacun d'eux (des pouvoirs) fait dans ces limites est presume la vente\ 
est re'pute' conforme au droit et ne peut avoir, sous ce rapport, ä subir la con- 
trole de deux autres. tt 

3 ) Thonissen a. a. O. Art. 44. 
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Hinsichtlich der Immunität des ausserberuflichen Verhaltens 
gilt Art. 45, der nahezu wörtlich mit dem oben citirten Art. 14 des 
französischen Gesetzes vom 16. Juli 1875 tibereinstimmt 1 ), und 
nur hinsichtlich der Civilhaft den Zusatz enthält : „ Aucune contrainte 
par corps ne peut etre exercee contre un membre de Fune ou de 
Tautre chambre durant la session, qu'avec le mCme autorisation." 

Die Schuldhaft in Civilsachen ist damit auf gleiche Stufe gestellt 
mit der strafgerichtlichen Verfolgung, sie ist nur mit Genehmigung 
der Kammern, welcher das betreffende Mitglied angehört, zulässig. 
Ueber die Ungereimtheit einer solchen Gleichstellung, sowie über die 
Bedeutung der im belgischen Rechte gegenüber dem älteren fran- 
zösischen Rechte eingeführten Neuerungen sei es gestattet, auf die 
Bemerkungen am Schlüsse des vorigen Paragrafen zu verweisen. 

Aus dem Ausschussbericht an den Congress ergibt sich, dass 
der Standpunkt unbedingter Befreiung der Volksvertreter von 
Schuldhaft während der Dauer der Session innerhalb des Aus- 
schusses Vertretung gefunden hatte, von diesem aber abgelehnt 
wurde. 2 ) 

§. 2. 
Die Reception des französisch-belgischen Immunitätsrechtes 
der Mitglieder der Volksvertretungen in den deutschen Staaten 
und in Oesterreich. 

Beim Uebergange zum constitutionellen System und bei 
Erlassung der Verfassungsgesetze in den deutschen Staaten und 



J ) Art. 46 hat statt des Ausdruckes „en matiere criminelle ou correctionnelle u 
der französischen Verfassung den allgemeinen Ausdruck „en matiere de repression." 
Im ursprünglichen Entwürfe waren die specialisirten Ausdrücke „en matiere cri- 
minelle, correctionnelle ou de simple police u . Siehe Huyttens, Discussions sur 
le congres national, II. S. 16 — 17. 

a ) Huyttens a. a. O. IV, S. 70. „Un des membres de la section centrale 
avait meme demande*, que l'exercice de la contrainte par corps fut suspendue 
d'une maniere absolue pendant la session et meme 15 jours avant et 15 jours 
apres. Mais les autres membres de la section ont pense*, que, si la chambre 
autorisait l'exercice de la contrainte par corps contre un de ses membres, eile 
reconnaisserait, qu'il n'y avait pas d'inconvenient ä l'exercer, meme durant la 
session. 11 
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Oesterreich war es nur eine natürliche Consequenz der herrschenden 
politischen Ideen, wenn auch das Immunitätsrecht der Volksver- 
treter nach französisch-belgischem Muster gesetzlich normirt wurde. 
Dass auch in jenen Staaten, in welchen bei Beginn des constitu- 
tionellen Lebens die Erinnerung an die älteren Landstände lebendig 
fortwirkte, es sich in Bezug auf das Immunitätsrecht nicht um eine 
geschichtliche Entwicklung im Sinne fortschreitender Ausbildung 
eines bestehenden Institutes handelte, ist leicht zu erweisen. 

Die Mitglieder der älteren Landstände waren trotz der weit 
verbreiteten Auffassung, dass sie die Repräsentanten des Volkes 
gegenüber den Landesherren seien, so weit davon entfernt, eine 
privilegirte Stellung hinsichtlich ihrer Berufsübung in Anspruch zu 
nehmen, dass dieselben vielmehr sich unausgesetzt der Uebergriffe 
der Landesherren in der Richtung zu erwehren hatten, dass sie mit 
Ausserachtlassung des ordentlichen Rechtsweges von denselben ver- 
folgt und ihrer Freiheit beraubt wurden. Wiederholt wurde das 
Einschreiten von Kaiser und Reichsgericht nothwendig. 

Bekannt ist insbesondere das Schicksal J. J. Mosers, der als 
ständischer Beamter mit Rücksicht auf seine Berufsübung länger 
als 4 Jahre recht- und schutzlos gefangen gehalten wurde. 

Die Landesverträge, welche zwischen den Landesherren und 
den Ständen geschlossen wurden, erstreben demgemäss überall den 
Verzicht des Landesherrn auf jedes gewaltthätige, aus dem Noth- 
und Sicherungsrechte abgeleitete Einschreiten und die Gewähr- 
leistung eines gehörigen Processverfahrens. Und ebenso reichen 
die reichsgerichtlichen Entscheidungen nicht weiter, als zur Be- 
festigung des Rechtssatzes, dass von den Landesobrig- 
keiten die Entscheidung über ihre gegen ständische 
Personen erhobenen Anschuldigungen ganz nur dem 
regelmässigen Rechtsgange zu überlassen ist. ! ) 

J. J. Moser spricht dieses Resultat in seiner Abhandlung „Von 
der landschaftlichen Personen Sicherheit und denen ihnen schuld- 
gegebenen Amtsverbrechen in folgenden drei Sätzen aus: 

1. Es ist eine mögliche Sache, dass Stände in corpore, oder 
Ausschüsse, oder einzelne Glieder einer Landschaft, oder Land- 



J ) Herrmann im Archiv des Criminalrechtes, Jahrg. 1853, S. 346. 
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schaftsconsulenten, Syndici, Einnehmer u. s. w. sich eines wirk- 
lichen und wahren Verbrechens schuldig machen. 

2. Aber es ist auch eine ebenso mögliche Sache, dass ein 
Regent oder ein böser Minister oder Rath denen vorbesagten Cor- 
poribus oder Personen, sonderlich aber denjenigen, welche vor 
Andern amtshalber mit ihren Gutachten oder Stimmen vorangehen, 
oder Mund und Feder führen müssen, oder die in besonderem An- 
sehen bei dem corpore stehen, Verbrechen beimisset, wo doch keine 
zu finden seien. 

3. Soll und darf auch von Rechtswegen, und wenn auch 
keine besondern Landesverträge darüber in der Welt wären, nicht 
einmal gegen des allergeringsten Unterthanen Person, Ehre, Hab' 
und Gut etwas vorgenommen werden, als wie es sich nach Ordnung 
derer Rechte gebührt ; wie viel weniger kann dann ein Regent sich 
entziehen, den Weg Rechtens gegen diejenigen einzuschlagen, 
welche das ganze Vaterland vorstellen oder dieser Repräsentanten 
Rathgeber sind, und daher gleiche Rechte mit ihnen gemessen und 
gemessen müssen." \ 

Es war somit ein völlig neuer Rechtsgedanke, als die Immu- \ 
nität der Volksvertreter in die Verfassung der deutschen Staaten \ 
und Oesterreichs aufgenommen wurde. / 

Die Reception des französisch-belgischen Rechtes erschien aber ' 
um so natürlicher, als auch die deutschen Publicisten bis über 
die erste Hälfte unseres Jahrhundertes hinaus durchgehends die 
constitutionelle Theorie im französisch-belgischen Sinne vertraten 
und insbesondere von der Auffassung erfüllt waren, dass die Volks- 
vertretung die juristische Repräsentanz des Volkes bedeute. K 1 ti b e r's 
Definition der Landstände als „Staatsbürger, die kraft der Staats- 
grundverfassung zur collegialischen Stellvertretung des Volkes bei 
der Staatsregierung für bestimmte Staatsverhältnisse berufen sind" ') 
kann als typisch 2 ) angesehen werden. In Bezug auf die Rechts- 



*) K 1 ti b e r, „Oeffentliches Recht des deutschen Bundes und der Bundesstaaten. " 
4. Auflage. Frankfurt 1840» S. 392. 

a ) Siehe K. S. Zachariae 40 Bücher vom Staate, 19. B. H. A. Zachariae 
„Deutsches Staats- und Bundesrecht u , Göttingen 1841. Maurenbr^cTTer „Grund- 
sätze des heutigen deutschen Staatsrechtes", Frankfurt 1843; K. E. Weiss „System 
des deutschen Staatsrechtes", Regensburg 1843, Aresin und Rottek „Staatsrecht der 
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grundlage der Immunität der Volksvertreter wird jedoch nur von 
einem Theile daran festgehalten, dass dieselbe sich aus der Souve- 
ränetät des zu vertretenden Volkes erkläre. 

Als Vertreter dieser Richtung sei angeführt K. S. Zachariae. 
„Es wäre ein Widerspruch, wenn diejenigen, welche das Volk für 
die Ausübung der gesetzgebenden Gewalt gewählt hat, und welche 
daher das Volk in Beziehung auf die Ausübung dieser Gewalt ver- 
treten, d. i. als ein und dieselbe Person mit dem Volke zu be- 
trachten sind, gleichwohl für das, was sie in dieser Eigenschaft gethan 
haben, zur Verantwortung gezogen werden könnten. Vielmehr gilt 
von ihnen, insoferne sie in dieser Eigenschaft handeln und zu 
handeln berechtigt sind, dasselbe, was von dem Volke, d. i. vom 
Souverän selbst gilt: „Princeps legibus solutus est." l ) 

Von Anderen wird hingegen die Immunität nur aus Gründen 
der Zweckmässigkeit „zur Sicherheit der Freiheit der Stimme" ge- 
fordert; ein Zusammenhang der Immunität der Volksvertreter mit 
der Souveränetät des Volkes wird von einigen ausdrücklich in 
Abrede gestellt, so von Held, welcher ausführt, „dass die Unver- 
antwortlichkeit nichts zu thun habe mit der Souveränetät und nur 
dazu bestimmt ist, dass der verfassungsmässige Zweck der Stände 
möglichst erreicht wird." a ) 

Zöpfl, der die Immunität übereinstimmend mit andern aus dem 
Zwecke der Repräsentation herleitet, sieht in derselben eigentlich 
die gesetzliche Praesumption oder richtiger Fiction, dass der Volks- 
vertreter in Ausübung seines Berufes frei von dolus sei. „Wie 



const. Monarchie"; Zöpfl, Grundsätze des allgemeinen und des constit.-monarch. 
Staaterechtes, 3. Auflage 1846 ; Pözl in Bluhtschli's Staatswörterbuch 1857, Art. Abge- 
ordneter und Biedermann 1864 im Staats-Lexikon von Rottek-Welker Art. 
„Landstände. 44 Den Wendepunkt bildet Gerber „Grundzüge eines Systems des 
deutschen Staatsrechtes. 44 Leipzig 1865. 

•) Archiv für Civil-Praxis, Jahrg. 1834. S. 198. Ebenso ist nach Kl üb er 
a. a. O. die Meinungs-, Rede-, Press- und Arrestfreiheit der Volksvertreter in der 
Natur einer Repräsentaturverfassung gelegen. 

*) Held „System des Verfassungsrechtes der monarchischen Staaten Deutsch- 
lands 44 II, S. 454. Ebenso H. A. Zachariae „Ueber Artikel 84 der Preussischen 
L Verfassungs-Urkunde 44 , S. 7 ad 4 und Herr mann in seiner vortrefflichen Abhand- 
lang „Ueber die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder der Stände- 
versammlung 44 im Archiv des Criminalrechtes, Jahrg. 1853, S. 362 ff. 
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immer auch die Aeusserung eines Repräsentanten beschaffen sein 
mag, ... so muss jede gesetzwidrige Absicht von rechtswegen als 
nicht vorhanden angenommen werden. u *) 

Es ist von Interesse, hervorzuheben, dass die Verfassung Hanno- 
vers von dem gleichen Gesichtspunkte ausgeht, wenn sie, den Be- 
weis des dolus zulassend, doch als Auslegungsregel normirt, „dass 
jede Aeusserung eines Mitgliedes in der Versammlung über ständische 
Angelegenheiten immer die günstigste Auslegung erhalten soll. u 2 ) 

Die Widerlegung der hier angeführten Anschauungen ergibt sich 
von selbst aus den dogmatischen Ausführungen des folgenden Kapitels. 

Zum unmittelbaren Vorbild diente Preussen, Oesterreich und 
dem deutschen Reiche die belgische Verfassung vom 7. Februar 
1831, welche allenthalben als das Muster einer constitutionell- 
monarchischen Verfassung angesehen wurde. 

Von den deutschen Staaten gewährten ausser der preussischen 
und der Reichsverfassung, die Verfassungen Bayerns, Sachsens, Würt- 
tembergs, Badens und einiger Kleinstaaten unbeschränkte Exemtion 
von jeder gerichtlichen Verfolgung wegen der in Ausübung des parla- 
mentarischen Berufes gemachten Aeusserungen, die Verfassungen der 
i ^j. flV- grossen Mehrzahl der Kleinstaaten enthielten unter einander mannig- 
* / . x fach _ verschiedene^ völlig principienlose Einschränkungen, Braun- 
' - schweig und Reuss jung. Lin. Hessen eine Exemtion überhaupt nicht zu. 

Diese Verschiedenheiten erscheinen nunmehr durch §. 11 des 
Deutschen Reichs-Strafgesetzbuches beseitigt, welcher bestimmt: 

„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines 
zum Reiche gehörigen Staates darf ausserhalb der Versammlung, 
zu welcher das Mitglied gehört, wegen seiner Abstimmung oder 
wegen der in Ausübung seines Berufes gemachten Aeusserungen 
zur Verantwortung gezogen werden." 

Damit stimmt fast wörtlich tiberein die diesbezügliche Norm 
des österreichischen 3 ) Verfassungsrechtes: 



*) Zöpfl. a. a. O., §. 161. 

*) Hannoversche Landesverf.-Ges. v. 1840, §. 101 und Ges. v. 5. Sptbr. 
1848, §. 63. 

3 ) In der Verfassung vom 4. März 1849 hatte der bezügliche §. 62 normirt : 
„Kein Mitglied des Reichstages darf ausserhalb des Reichstages wegen Aeusserungen 
in den Sitzungen zur Rechenschaft gezogen, noch auch gerichtlich verfolgt werden." 
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„Die Mitglieder des Reichsrathes können wegen der in Aus- 
übung ihres Berufes geschehenen Abstimmungen niemals, wegen der 
in diesem Berufe gemachten Aeusserungen aber nur von dem Hause, 
dem sie angehören, zur Verantwortung gezogen werden" (2. Absatz 
des §. 16 des Gesetzes über die Reichsvertretung vom 21. Decem- 
ber 1867, Nr. 141 R.-GL-BL), in wörtlicher Uebereinstimmung mit 
§. 1 des Gesetzes vom 3. October 1861, Nr. 98 R.-G.-B1. hinsichtr 
lich der Mitglieder des Reichsrathes und der Landtage l ) und nach 
Art. 23 des Gesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-Bl. 146 hin- 
sichtlich der Mitglieder der Delegation des Reichsrathes in Geltung. 

Während durch §.11 des Strafgesetzes für das deutsche Reich 
hinsichtlich der Immunität parlamentarischer Berufsübung Rechts- 
gleichheit für alle Staaten des deutschen Reiches geschaffen wurde, 
bestehen in Bezug auf die Immunität betreffend das ausserberuf- 
liche Verhalten der Volksvertreter mannigfache Verschiedenheiten. ' 
Und zwar lassen sich folgende Gruppen aufstellen: 

1. Die unmittelbar dem belgischen Rechte nachgebildeten 
Normen der Verfassungen Preussens, (Art. 84), des Reiches, (Art. 
31), Württembergs (Art. 184), Sachsen-Weimar's (§. 19), Sachsen- 
Alten burgs, (Gesetz 23. November 1848, §§. 1 ff) enthalten einer- 
seits das Privileg, dass Verhaftung, beziehungsweise Verfolgung, 
abgesehen von dem Fall der Ergreifung auf frischer That, während 
der Session nur mit Zustimmung der Kammer erfolgen dürfe, 
andererseits dass die Kammer ein ausserhalb der Session ein- 
geleitetes Verfahren, beziehungsweise Verhaftung für die Dauer 
der Sitzungsperiode aufzuheben berechtigt ist. 

2. Alle anderen deutschen Staaten, deren Verfassungen nicht 
der belgischen nachgebildet sind, zum Theile vor derselben erlassen 
wurden, stimmen, insoweit sie ein Immunitätsrecht des ausserberuf- 
lichen Verhaltens überhaupt gewähren, bei mannigfacher Verschieden- 
heit im Einzelnen darin überein, dass der Kammer ein Eingriff in ein 
ausserhalb der Session eingeleitetes Verfahren, beziehungsweise Ver- 
haftung nicht zusteht. Dahin gehören Bayern (Art. 26 der Ver- 



*) Das Immunitätsrecht der Mitglieder des Reichsrathes erscheint demgemäss 
als Theil des Staatsgrundgesetzes, während des Immunitätsrecht der Mitglieder 
der Landtage durch einfaches Gesetz normirt ist. 
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fassung), Sachsen (Art. 84), Baden (§. 48), Hessen (Art. 83), Olden- 
burg (Art. 132), Braunschweig (§. 135), Sachsen-Coburg-Gotha 
(§. 85), Reuss ä. L. (Art. 65), Reuss j. L. (§. 94), Schaumburg- 
Lippe (Art. 14). Mit Ausnahme Sachsens, Schaumburg-Lippe's 
Reuss alt. und jung. Lin. stimmen die genannten Staaten ferner 
darin überein, dass das Privileg in denselben sich nur auf den Fall 
der Verhaftung, nicht auch sonstiger gerichtlicher Verfolgung (Un- 
tersuchung) bezieht. 

Eine eigentümliche Stellung nimmt Sachsen-Meiningen .(§. 100 
Verf.) ein, welches Immunität nur in Polizei- und Civil- (nicht 
auch in Criminal-) Sachen gewährt, und auch diese nur den bei 
den Verhandlungen der Kammer anwesenden Mitgliedern. 

Die nicht genannten Staaten gewähren Immunität hinsichtlich 
des ausserberuflichen Verhaltens überhaupt nicht. Oesterreich hat 
wie die Gruppe 1 der deutschen Staaten das belgische Recht nach- 
gebildet, unterscheidet sich aber in einzelnen Punkten seines Rechtes 
wesentlich von dem Rechte der dort angefahrten Staaten. Im 
Folgenden seien die bezüglichen Bestimmungen des deutschen 
Reiches, beziehungsweise Preussens und Oesterreichs neben einander 
gestellt. 

Art. 31. Deutsche Reichs- Verfassung, beziehungsweise analog 
Art. 84 (zweiter Abs.) der preuss. Verfassung. 

„Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied des- 
selben während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe be- 
drohten Handlung zur Untersuchung gezogen oder verhaftet werden, 
ausser wenn er bei Ausübung der That oder im Laufe des nächstr 
folgenden Tages ergriffen wird. Gleiche Genehmigung ist bei einer 
Verhaftung wegen Schulden erforderlich. Auf Verlangen des 
Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied desselben 
und jede Untersuchungs- oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungs- 
periode aufgehoben." 

Für Oesterreich bestimmt §. 16, 2. Absatz des Ges. 21. Dec. 
1867, R.-G.-Bl. 141, beziehungsweise §. 2 des Gesetzes vom 3. Oct. 
1861, R.-G.-Bl. 98, beziehungsweise Art. 23 des Ges. 21. December 
1867, R.-G.-B1. 146. 

„Kein Mitglied des Reichsrathes (beziehungsweise „oder der 
Landtage") darf während der Dauer der Session wegen einer straf- 
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baren Handlung, den Fall der Ergreifung auf frischer That ausge- 
nommen, ohne Zustimmung des Hauses verhaftet oder gerichtlich 
verfolgt werden. 

Selbst in dem Falle der Ergreifung auf frischer That hat das 
Gericht dem Präsidenten des Hauses sogleich die geschehene Ver- 
haftung bekannt zu geben. 

Wenn es das Haus verlangt, muss der Verhaft aufgehoben 
oder die Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode aufgeschoben 
werden. Dasselbe Recht hat das Haus in Betreff einer Verhaftung 
oder Untersuchung, welche über ein Mitglied desselben ausserhalb 
der Sitzungsperiode verhängt worden ist." 

Als auffallende Lücke des österreichischen Verfassungsrechtes 
erscheint es, dass den ungarischen Delegationen, welche in Wien 
tagen, die Immunität nicht ausdrücklich zuerkannt ist, wie dies 
im ungarischen Rechte gemäss Gesetz-Art. XH vom Jahre 1867 
gegenüber den in Pest tagenden österreichischen Delegationen normirt 
ist. Gegebenen Falles könnte hieraus für die österreichische Re- 
gierung eine Quelle arger Verlegenheiten erwachsen, und es würde 
angezeigt sein, diese Lücke je eher auszufüllen. 

Anmerkung. Hinsichtlich der anderen, im Bisherigen nicht genannten 
Staaten Europa's, siehe die Zusammenstellung der diesbezüglichen Gesetzestexte 
bei Feld, Archiv für öffentl. Recht, 4 Band, 2 und 3. Heft. Hier sei nur hervor- 
gehoben, was durch seine Abweichung von dem dargestellten Rechte besonders 
auffallt: 

a) Hinsichtlich der Immunität parlamentarischer Berufsübung. Nach dem 
Rechte Dänemark's können die Mitglieder des Reichstages nur nicht ohne die Zu- 
stimmung des betreffenden „Thinges" ausserhalb desselben zur Verantwortung ge- 
zogen werden (§. 57 des Grundgesetzes.) Eine ähnliche Bestimmung enthält 
§. 110 des schwedischen Grundgesetzes vom 6. Juni 1809, wonach aber für 
einen derartigen Beschluss der Volksvertretung 5 / 6 der abgegebenen Stimmen er- 
forderlich sind. Nach norwegischem Rechte werden die Mitglieder der Volks- 
vertretung entweder von dem Hause, dem sie angehören, zur disciplinarischen 
Ahndung gezogen, oder nach Maassgabe der §§. 12 und 13 des Verantwortlichkeits- 
gesetzes vor das Reichsgericht gestellt. 

b) Hinsichtlich der Immunität des ausserberuflichen Verhaltens sei nur her- 
vorgehoben, dass die S c h w e iz das Recht des Eingriffes in.ein ausserhalb der Sitzungs- 
periode begonnenes Verfahren nicht kennt, die Niederlande Immunitat des 
ausserberuflichen Verhaltens überhaupt nicht gewähren. 
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Erstes Capitel. 
Die rechtliche Natur der Volksvertretung. 

§• i- 
Die ältere Auffassung. 

Ausgangspunkt für die folgenden Erörterungen ist diejenige, 
in der staatswissenschaftlichen Literatur nunmehr fast zur allge- 
meinen Anerkennung gelangte Grundauffassung vom Wesen des 
Staates, welche in demselben die als höchste herrschende Persön- 
lichkeit sich offenbarende Gemeinschaft des auf einem bestimmten 
Territorium sesshaften Volkes erblickt. Diese Auffassung beruht 
nicht, wie ihre Gegner meinen, auf der Fiction einer in Wirklich- 
keit nicht bestehenden juristischen Person, sie ist vielmehr das 
Ergebnis unmittelbarer Erfahrung^velche dort, wo eine materia- 
' Esüscne AnscIiäuuhgsweiseim^emeSumme durch Macht äusserlich 
zusammengehaltener Individuen zu erkennen vermag, die Realität 
einer v on einem einheitlichen Gesammtzweck getragenen und mit 
^Hn^erforderlichen Willensorganen ausgestatteten Gesammtpersön- 
lichkeit wahrnimmt. *) Der Begriff der Persönlichkeit bedeutet 
hiebei soviel, als 1£ e chtssubject, Träger subjectiver Rechte. 



') Unter denjenigen, welche den Begriff der Staatspersönlichkeit negiren, ist 
in erster Linie zu nennen Max Seydel, „Grundzüge einer allgemeinen Staats- 
lehre tt und „Bayrisches Staatsrecht." Nach Seydel ist der Staat die unter 
einem höchsten Willen, dem des Herrschers, vereinigte Gesammt- 
heit der Menschen eines Landes. Herrscher und Staat sind von einander 
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Subjectives Recht ist rechtlich anerkannte Willensmacht, 
wobei es schon im Sinne der herrschenden Lehre als ganz selbst- 
verständlich angenommen werden rnuss, dass jeder Willensmacht 
ein bestimmter Inhalt, ein Zweck, ein Interesse innewohnt, auf 
dessen Realisirung jene gerichtet ist. Abstracte, inhaltsleere Willens- 
macht ist eine unvollziehbare Vorstellung. Für die äussere Erschei- 
nung des subjectiven Rechtes macht es hiebei nach moderner Rechts- 
anschauung keinen Unterschied, ob die Willensmacht unmittelbar 
von dem Berechtigten, oder für ihn von einem Vertreter ausgeübt 



geschieden, ein Subject und Object. Wenn der Herrscher der Natur seiner Auf- 
gabe nach nicht um seine t-, sondern um des Staates willen herrsche, so 
mache ihn dies nicht zum Organ des Staates. Hierin liegt der wesentliche Irrthum 
SeydePs. Der Herrscher wird dadurch allerdings zum Staatsorgan. Eine Herr- 
schaft, die aus rechtlicher Not hwendigkeit nicht um des Herrschers, son- 
dern des Staates willen geführt wird, ist nicht Willensmacht des Herrschers, son- 
dern des Staates, die vom Herrscher als Organ desselben ausgeübt wird. Das 
subjective Recht des Herrschers hat nicht die Staatsgewalt, sondern die Befugnis, 
Organ der Staatsgewalt zu sein, zum Inhalt. Siehe hierüber unten Seite . . . 
Gegen Seydel's Staatslehre im Allgemeinen Gierke, „Die Grundbegriffe des Staats- 
rechtes und die neuesten Staatsrechtstheorien •* im 30. Bd. der Tübinger Zeitschrift 
für die gesammte Staatswissenschaft. 

Der jüngste Empiriker auf dem Gebiete des Staatsrechtes E. Lingg, „Em- 
pirische Untersuchungen zur allgemeinen Staatslehre", Wien 1890, unterscheidet 
sich in seinen positiven Ausführungen von Seydel eigentlich nur in der Formu- 
lirung. Ihm ist der Staat die Relation zwischen Herrscher und Beherrschten. 
Wenn man näher zusieht, ist diese Relation aber keine andere, als bei Seydel. 
Merkwürdigerweise ist der Staat als Fiscus bei Lingg gleichwohl selbständiges 
Rechtssubject. Lingg fallt damit eigentlich in jene längst überwundene Lehre 
zurück, welche die juristische Person als ausschliesslich privatrechtliches 
Gebilde ansah, und übersieht, was schon von Bahr „der Rechtsstaat", S. 65, in 
zutreffender Weise hervorgehoben wurde, dass „Staat und Fiscus sich genau so zu 
einander verhalten, wie der physische Mensch und sein Geldbeutel." 

Die Staatslehre SeydeTs hat in zweifacher Richtung eine Steigerung ihres 
materialistischen Inhaltes erfahren, einmal von Gumplowicz, „Philosophisches 
Staatsrecht-," der im Staate ein Machtverhältnis herrschender und beherrschter 
Volksclassen erblickt, und von C. Bornhak „Preussisches Staatsrecht, 11 der 
Staat und Herrscher identificirt. 

Hinsichtlich der hier vertretenen Lehre von der rechtlichen Natur der Staats- 
persönlichkeit siehe insbesondere Gierke, „das deutsche Genossenschaftsrecht u 
drei Bände, „die Genossenschaftstlieorie und die deutsche Rechtsprechung/ die 
citirte Abhandlung in der Tübinger Zeitschrift, sowie „Labands Staatsrecht und 
die deutsche Rechtswissenschaft" in Schmoller's Jahrbuch, 7. Band. 
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wird, und ferner ob diese Vertretung vom Standpunkte des Ver- 
tretenen eine gewillkührte oder nothwendige ist. ') 

Aus dieser Crrundauftassung vom Wesen des Staates ergibt 
sich sofort die Unnahbarkeit jener älteren Lehre, welche in der 



*) Gegen das sogenannte Willensdogma wird vornehmlich der zuerst von 
Ihering gemachte Einwand erhoben, dass es mit der Anerkennung subjectiver 
Rechte Willensunfähiger mit sich in Widerspruch gerathe. Hiebei wird übersehen, 
dass mit der Definition: subjectives Recht ist rechtlich anerkannte 
Willensmacht noch nichts gesagt ist über die Beziehung des subjectiven 
Rechtes zu seinem Träger. Diese ist nun nach moderner Rechtsanschauung im 
Gegensatze zur antikrömischen eine derartige, dass die Willensmacht, die Jemand 
zusteht, rechtswirksam von seinem Vertreter ausgeübt werden kann. Ob diese 
Vertretung eine gewillkührte, oder wie bei Willensunfähigen eine nothwendige 
ist, ist für die äussere Erscheinung, dass für einen Nichtwollenden seitens eines 
Andern gewollt wird, gleich. Verschieden ist nur der Rechtsgrund der Beziehung 
des Vertreters zu den Vertretenen, sie beruht bei der freien Stellvertretung auf 
dem Willen des Vertretenen, bei der Vertretung Willensunfähiger unmittelbar auf 
der Rechtsordnung. Das subjective Recht des Willensunfahigen bedeutet daher 
nicht: es wird anerkannt, dass der Willensunfahige Willensmacht habe, sondern 
vielmehr : es wird anerkannt, dass f ü r den Willensunfahigen Willensmacht geübt 
werde. Daraus folgt aber, dass auch vom Standpunkte des Willensdogma's das 
Interesse als constitutives Element des Rechtsbegriffes aufgefasst werden muss. 
Siehe Merkel „ Juristische Encyclopädie", S. 88 ff. — Verfehlt ist es, wenn 
Bernatzik, „Kritische Studien über den Begriff der juristischen Person und über 
die juristische Persönlichkeit der Behörden insbesondere, u Archiv für öffentliches 
Recht, V. Band, 20. Heft, die beiden Elemente des subjectiven Rechtes „Wille" 
und „Interesse" in der Art auseinander reis st, dass er ein zwischen dem Interessen- 
subject und Willenssubject getheiltes Recht annimmt, wofern Jemand aus eige- 
nem Rechte zur Disposition über fremdes Recht berufen ist. Der Dispositionsberech- 
tigte hat hier an dem Rechte des Vertretenen absolut keinen Theil, sein Recht 
geht vielmehr dahin, Vertreter fremden Rechtes zu sein. Unhaltbar sind ins- 
besondere die Consequenzen dieser Lehre für das Genossenschafts- und für das 
Staatsrecht. Sie führen für die Monarchie zur Annahme, dass, da der Monarch Organ 
eigenen Rechtes ist, alles Staatsrecht, insofern der Monarch als Organ zur Ver- 
wirklichung desselben berufen ist, — und das ist wenigstens in der absoluten 
Monarchie beim ganzen Staatsrecht der Fall — zwischen dem Staate und dem 
Monarchen getheiltes Recht sei; mit andern Worten, dass der Staat wie ein 
Handlungsunfähiger vollen und unbeschränkten Rechtes nicht fähig sei. Mit 
dieser Theorie wird auf einem wissenschaftlichen Umwege unbewusst die Idee des 
Patrimonialstaates, dass der Monarch mittelst des Staates herrscht, wieder einge- 
führt, im directen Widerspruch zur Idee der Staatspersönlichkeit, welche mittels 
des Monarchen herrscht. 

Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper. 5 
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Volksvertretung den juristischen Repräsentanten des Volkes er- 
blickte. ') Das Volk ist ausserhalb des Staates und im Gegensatze zu 
demselben kein selbständiges Rechtssubject, demgemäss kann auch 
von einer juristischen Vertretung des Volkes nicht die Rede sein. 2 ) 
Augenscheinlich liegt dieser Theorie eine Verwechslung der poli- 
tischen und rechtlichen Bedeutung der Volksvertretung zu 
Grunde, und wurde dieses Missverständnis wesentlich dadurch ge- 
festigt, dass die Mitglieder der Volksvertretung, beziehungsweise der 
einen Kammer derselben aus der Wahl der Volksgenossen hervor- 
gehen, und dass man nach allgemein überkommener Auffassung 
in der Wahl di e Ertheilung eines Mandates . zu erkennen gewohnt 
war, während die Wahl juristisch hier nur den Creationsact bedeutet, 
durch den die Volksvertreter geschaffen werden. """ ™ 

Auch der Umstand, dass die Wahlen periodisch wiederkehren 
und hiedurch die Möglichkeit bieten, eine continuirliche Ueberein- 
stimmung der Gesinnungen von Wählern und Gewählten zu er- 
halten, leistete jener irrthtimlichen Auffassung Vorschub. 

Desgleichen ergibt sich aus der zum Ausgangspunkte genom- 
menen Grundauffassung, dass der Staat als/clas gesammte Volk um- 
fassende Persönlichkeit Subject der ihm zustehenden Rechte ist, 
die rechtliche Unmöglichkeit einer Institution, wie es die alten 
Landstände waren, im modernen Staate, beziehungsweise die total 
verschiedene Wesenheit dieser und der modernen Volksvertretung. 
Die alten Landstände waren eine Corporation mit eigener Rechts- 
sphäre gegenüber der Landeshoheit, ihre Mitgliedschaft war das 
Vorrecht privilegirter Stände, die persönlich oder durch Bevollmäch- 
tigte ihre ihnen ganz nach Art von Privatrechten zustehenden 
Rechte ausübten, der Inhalt dieser Rechte die Theilung des 
Staates, beziehungsweise der staatlichen Herrschaftsrechte mit dem 
Landesherrn. Wie sehr die moderne Volksvertretung hiezu in allen 
Stücken den vollen Gegensatz bildet, wird sich aus dem Folgenden 
ergeben. 3 ) 



') Siehe oben die Darstellung der Lehre Montesquieu' s Seite 18 ff. 

2 ) Laband, Staatsrecht des deutschen Reiches, 2. Auflage, L, Seite 274. 

8 ) Ueber den hier angeführten Gegensatz Gerber, „Grundzüge eines Systems 
des deutschen Staatsrechtes", 1. Auflage, S. 119 ff. und €Tierke, „das deutsche 
Genossenschaftsrecht" 1. Bd., S. 824. 
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§. 2. 

Rechtliche Bedeutung der Organschaft im Staate. 

I. Als willens- und handlungsfähige Persönlichkeit verwirklicht 
der Staat seinen Willen mittels seiner Organe. Beim Einzel- 
individuum beruht die Erkenntnis des Zusammenhanges seiner 
Lebensbethätigung mit der Persönlichkeit auf sinnlicher Wahr- 
nehmung. Wir erkennen das gesprochene Wort, die gesetzte That 
als Willensäusserungen des Individuums, weil wir gewahr werden, 
dass dieselben von dem Individuum mittels seiner natürlichen Or- 
gane ihren Ausgang nehmen. Anders begründet sich die Erkenntnis 
dieses Zusammenhanges bei der Gesammtpersönlichkeit, deren Or- 
gane selbständige Individuen, beziehungsweise collegial organisirte 
Mehrheiten von Individuen sind. Hier wird diese Erkenntnis ver- 
mittelt einerseits durch die /tusdrückliche «Feststellung, jyelche Iudi- / tä, -w, "*. 
vidue n als die Organe der Gesammtpersönlichkeit zu gelten haben 
/beziehungsweise durch die Zuweisung bestimmter Functionen an 
^bestimmte Individuen als Organ e, andererseits durch dieV^ormirung ^/ J <-^ 
u nterscheidender Merk male, um ctie mittels der Organa sich offen- 
barende Lebensbethätigung der Gesammtpersönlichkeit unzweifelhaft 
v on der indiv iduel len Lebensbethätigung, der zur Organschatt be- 
rufenen Personen auseinanderz uhalten . (jSs ergibt sich daher die 
Notwendigkeit, diesbezügliche Normen in die Rechtsordnung jeder 
Gesammtpersönlichkeit aufzunehmen. *) 2 ))lm Uebrigen ist die Lebens- 
bethätigung der Gesammtpersönlichkeit mittels ihrer Organe für 
cEe rechtliche Betrachtung vollkommen gleichartig der Lebens- 



m 



*) Gierke „Genossenschaftstheorie", S. 613 erblickt mit Recht darin einen 
specifischen Unterschied in Bezug auf das Verhältnis der Rechtsordnung zur 
Lebensordnung bei Einzel- und Gesammtpersönlichkeit, dass bei der ersteren die 
\ Rechtsordnung nur die äussere Anerkennung und Begrenzung, bei der letzteren 

\ auch das innere Sein normirt. Das Organ im rechtlichen Sinne gehört aus- \\C. ' 

\ schliesslich dem Recht der Gesammtpersönlichkeit an ; bei de^ j^Ejnzelpersönlichkeit r ) \ \ 

\y ist Organ nur ein p hysi ologischer Begriff. ^^\y 

*) Nur aüT diese beiden Momente kommt es an, um in der Willensäusserung « 
einer Person, die als Staatsorgan bestellt erscheint, eine Willensäusserung dös ' 
Staates zu erkennen. Nicht auch darauf, dass das Staatsorgan die Schranken 
seiner Competenz, die einzuhalten es verpflichtet ist, auch thatsächlich einhält. 

5* 
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bethätigung der Einzelindividuen mittels ihrer Organe, hier, wie ^ 

dölt äussert sich in den Organen die unmittelbare Lebens- ^J&~ ^ 
bethätigung der Persönlichkeit. Es darf daher die Erscheinung, j , 

vermöge deren die Gesammtpersönlichkeit durch ihre Organe handelte/W * 'Z/\ 
insbesondere nicht verwechselt werden mit der Vertretung einer 
Persönlichkeit durch eine andere. Bei dieser handelt es sich um 
zwei Personen, deren eine den Willen der andern vermittelt, bei 
jener um eine unmittelbar wollende Persönlichkeit. Es zeigt sich 
dies am deutlichsten in jenen Fällen, in welchen die Gesammt- 
persönlichkeit Willensacte setzt, bei denen unmittelbares Handeln 
erforderlich und Vertretung ausgeschlossen ist. ') 

Demgemäss bietet es auch keine Schwierigkeit, wenn eine 
rechtlich geordnete Vielheit von Organen die Lebensbethätigung der 
Gesammtpersönlichkeit zur Erscheinung bringt. Die Vielheit der 
Organe bedeutet eben nur Vielheit der Willenswerkzeuge, wodurch 
die Einheitlichkeit der Persönlichkeit selbst nicht berührt wird. 2 ) 

„djg^^chranken seiner Competenz verläset, hört 
auf, als Staatsorgan zu handeln. Die Cörrectur für aer- 
^ilTensäusseruhgen der^Staatsörgäne liegt in dem Au&ichts- . 

Organe. s ^ 9 9% /~Sn'7»7Z'*r*~S*Z* 

Solche Fälle sind, wenn eine GesaHnmpWIWHfGlfffWWW^^^' * 
ihren eigenen Bestand verfugt, ein Amt ausübt, ein Delict begeht. In überein- 
/ j /f « stimmender Weise wird der Gegensatz zwischen einem Stellvertreter und einem 

* fJ-£--r' Organ einer juristischen Person hervorgehoben von Btrnajzil^.. a. O. S. 238, 239. 

£ 2 ) Der von Bernatzik a. a. O. S. 204 ff. gegen das Willensdogma erhobene 

p fO~nr*^j Vorwurf, dasselbe müsse consequent die Vielheit der Organe einer Verbandsper- 
sönlichkeit als Vielheit von Rechtssubjecten anerkennen, ist durchaus unzutreffend, 

da d ie Organe eben nur Willenswerkzeuge, nicht Willenssubjectq sind, lieber die 

von B. zur besseren Ilustration herangezogene Frage eines [Competenz-Conflicte- 
ge richte s insbesondere siehe die weiteren Ausführungen im Texte. Was end- 
lich die von B. angeführte Ünzulässigkeit der Compensa'ion zwischen 
den mehreren stationes fisci betrifft, so beruht dieselbe historisch nachweisbar auf 
finanz -technischen Gründen (Specialisirung der Cassenfonds), ohne dass man des 
halb die mehreren stationes fisci als selbständige Rechtssubjecte anzusehen ge- 
zwungen wäre. Ein weiterer Einwand B. (S. 220 ff) gegen das Willensdogma aus 
dem Verbandsrechte geht dahin, dass nach demselben jede collegial organisirte 
Mehrheit, die einen einheitlichen Willen hervorbringe, Rechtssubject sein müsste. 
Wenn dieser Wille ein selbständiger, von dem Willen der Einzelnen verschiede- 
ner ist, liegt i hatsächlich eine Verbandspersönlichkeit vor, wenn die.«er Wille jedoch 
nur ein collegial gefasster Wille der Einzelnen ist, dann eben nicht. Die Schwierig- 
keit besteht hiebei nur darin, die Natur des Willens im concreten Falle zu erkennen. 
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II. Indem aber nach den bisherigen Ausführungen die Orgarie in 
Ausübung ihrer Functionen unmittelbar die Gesainmtpersönlich- 
keit darstellen, ist gleichzeitig ausgesprochen, dass die Organe als 
solche die Eigenschaft von Rechtssubjecten nicht besitzen und nicht 
besitzen, können. Wo immer ein Staatsorgan als Subject von 
Rechten genannt wird, ist darin ein ungenauer Ausdruck dafür ge- 
legen, dass de r Staat, als Rechtssubject das betreffende Rec ht 
mittels des speciellen Organes als Werkzeug geltend macht. Es ist 
daher nicht zu verstehen, aut welche Weise Anhänger der genossen- 
schaftlichen Staatslehre 1 ) dazu kommen, den Organen eine, wenn 
auch im Verhältnis zur Vollpersönlichkeit geminderte, specifische 
Rechtssubjectivität zuzuschreiben. Was zu dieser Behauptung ge- 
führt hat, ist vornehmlich die Thatsache, dass den verschiedenen 
Organen verschiedene Competenzen beigelegt sind, dass hinsichtlich 
dieser Competenzen zwischen den einzelnen Organen Streitigkeiten 
entstehen, und dass es zur Schlichtung solcher Streitigkeiten specielle 
Competenz-Conflictsgerichte gibt. 2 ) Allein zur Erklärung dieser Er- 
scheinungen bedarf man einer solchen Annahme einer neuen, juristisch 
nicht verständlichen Kategorie von Rechtssubjecten durchaus nicht. 

Die Mehrheit von einander unabhängig gegenüberstehenden 
Staatsorganen bringt, so vortheilhaft sie auf der einen Seite für eine 

! ) Gierke über Lab and a. a. O. 8. 47. „Wenn jedoch dem Organe die 
Vollpersönlichkeit des Individuums und des corporativen Verbandes fehlt, so ent- 
behrt es damit noch keineswegs der Rechtssubjectivität überhaupt. Ihm mnss viel- 
mehr die Bedeutung einer subjectiven Theileinheit im Gemeinwesen und 
somit eine Organpersönlichkeit in der Gesammtpersönlichkeit zugeschrieben werden " 
Siehe auch Gierke „ Genossenschaftstheorie", 8. 173. Ausserdem die bei Bern atz ik . 
a. a. O. S. '218 ff. angeführten Schriftsteller. Dagegen La band a. a. O. I. 
8. 338 ff. und Bernatzik a. a. O. Von Andern, wie Wach, Handbuch des Civilproc. 
S. 325 wird den Organen die Eigenschaft publicistischer Rechtssubjectivität 
schlechthin zugeschrieben. „Die richterliche Behörde ist public istisches Rechts- 
subject, welches seine behördliche Gewalt vom Staate ableitet, Staatsgewalt ausübt." 

*) Gierke, „Genossenschaftstheorie" a. a. O. In einer Anmerkung (S. 173 
Anmerkung 5; wird hervorgehoben, dass auf der Organpersönlichkeit die Möglich- 
keit der Gleichstellung von Behörden und gesetzgebenden Versammlungen mit 
Körperschaften bezüglich des strafrechtlichen Schutzes gegen Beleidigung beruhe. 
Als ob eine solche Gleichstellung weniger möglich wäre, wenn man in der Be- 
leidigung des Organes eine Beleidigung des Staates, beziehungsweise nach der 
Sachlage des einzelnen Falles eine Beleidigung der zur Organschaft berufenen In- 
dividuen erblickte. 
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°jt sachgenrasse Ausübung bestimmter Functionen sein mag, anderer- 
seits den unverkennbaren Nachtheil mit sich, dass durch dieselbe /f ~^£ 
widersprechende Aeusserungen des Staatswillens hervorgerufen • V 
werden, woffir die Competenzconflicte nur ein besonders eclatantes 
Beispiel bieten. Hiedurch wird, insofern der Staat nicht durch ein 
höheres Organ für die Lösung des Widerstreites Vorsorge getroffen 
hat, in gleicher Weise, wie bei einander widersprechenden Willens- 
äusserungen des Einzelindividuums die Festigkeit und Consequenz, 
nicht aber die Einheit des Willens berührt. 

Die Wirkung, unmittelbar den Staatswillen zur Erscheinung 
zu bringen, kommt dem psychologisch von den zur Organschaft 
berufenen Individuen gebildeten Willen jedoch nur insoweit zu, als 
diese Individuen als Organe des Staates zu wollen rechtlich befugt 
sind. Damit kommen wir dazu, das Verhältnis der zur Organschaft 
berufenen Individuen zum Staate des Nähern zu betrachten. 

III. Was das Verhältnis der als Staatsorgane wirkenden Indivi- 
duen zum Staate betrifft, so kommen bei demselben vier Momente in 
Betracht: 1. Die Berufung zur Organschaft; 2. die Erwerbungs- 
art; 3. die Beendigung; 4. der Inhalt der Organschaft. 

1. Hinsichtlich der Berufung zur Organschaft sind die folgenden 
drei Fälle zu unterscheiden: a) Das Individuum hat ein Recht 
auf die Berufung; b) das Individuum hat die Pflicht, der Berufung 
Folge zu leisten; c) das Individuum hat die Fähigkeit zur Be- 
rufung als Staatsorgan. 

ad a) Individuen der ersten Art sind im constitutionellen Staate 
die Wahlberechtigten hinsichtlich der durch Wahl zu creirenden 
Mitglieder der Vertretungskörper und regelmässig die Selbstver- 
waltungskörper hinsichtlich gewisser Agenden des Staates. Der 
Monarch hat, wie sich bei Erörterung des folgenden Punktes (Er- 
werbungsart der Organschaft) ergeben wird, ein viel weitergehendes 
Recht, als ein blosses Berufungsrecht. 

ad b) Hinsichtlich der zweiten Art sind zu nennen die zur Wehr- 
pflicht, zum Geschworenen-, Gerichtszeugendienst u. dgl. Ver- 
pflichteten. 

ad c) Hinsichtlich der dritten Kategorie, in welche die tiber- 
wiegende Zahl der staatlichen Functionäre gehört, beschränkt sich 
die Rechtsordnung darauf, die Voraussetzungen der Rechtsfähigkeit 



Digitized by VjOOQlC 



Die rechtliche Natur der Volksvertretung. 71 

für die Erreichung der Organschaft zu normiren, indem sie die 
Verleihung derselben einem besondern Creationsact (Ernennung 
oder Wahl) überlässt. 

2. Hinsichtlich der Erwerbungsart der Organschaft ist zu unter- 
scheiden zwischen Erwerbung ipso jure und ope creationis. Hin- 
sichtlich der erstgenannten Erwerbungsart ist im constitutionellen 
Staate in erster Linie zu nennen der Monarch. Unmittelbar kraft 
seiner Persönlichkeit und unabhängig von jeder andern Voraus- 
setzung, als dass der Thron zur Erledigung gelangt ist, hat der 
Monarch das Recht, Monarch zu sein. 

Die individualrechtliche Seite dieses subjectiven Rechtes be- 
wirkt, wie schon von Gr i e r k e hervorgehoben wurde, *) eine besonders 
qualificirte Stellung des Monarchen innerhalb des Staatsverbandes, 
ein potenzirtes Staatsbtirgerrecht, welches in seinen Wirkungen über 
die thatsächliche Ausübung der staatlichen Functionen hinausreicht, 
wie sich dies in dem Ansprüche des Monarchen auf Heiligkeit auch 
im Falle der Regentschaft zeigt. Andrerseits darf dieses subjective 
Recht nicht als freies Individualrecht im Sinne des Privatrechtes 
aufgefasst werden, wie etwa die Herrschaftsrechte im Patrimonial- 
staate; es erscheint vielmehr als staatsrechtliches Sonderrecht. 2 ) 
Immer aber muss dieses Sonderrecht des Monarchen von dem durch 
denselben gehandhabten Rechte der Staatsgewalt unterschieden 
werden. *) Deshalb ist auch die Terminologie, welche den Monarchen 
als Organ eigenen Rechtes bezeichnet, irreführend. Man könnte 
vielleicht passender, mit Rücksicht darauf, dass der Monarch als 
ursprüngliches mit der in der Verfassung sich selbst offen- 
barenden Staatspersönlichkeit zugleich gegebenes Staatsoberhaupt 
erscheint, von einem ursprünglichen, geborenen, im Gegen- 
sätze zu den creirten Staatsorganen reden.*) 

3. Die Beendigung der Organschaft ist bei den verschiedenen 
Kategorien von Organen mit mannigfachen Abstufungen zwischen 



') Gierke über Laband a. a. O. S. 40. 
a ) Gierke, Genossenschaftstheorie 8. 191 ff. 

3 ) Siehe gegen Bernatzik a. a. O. S. 297 ff. oben Seite 65 Anm. 1). 

4 ) Als ipso jure die Organschaft erwerbende Individuen können ferner vor- 
kommen die Mitglieder der Dynastien, insofern sie vermöge ihrer Geburt zur Mit- 
gliedschaft in der ersten Kammer berechtigt erscheinen. 
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sofortiger Entlassbarkeit und Unabsetzbarkeit verschieden geregelt. 
Die betreffenden Bestimmungen der Rechtsordnung bilden bei frei- 
willig übernommener Organschaft einen Theil der Voraussetzungen, 
unter welchen das Individuum die Organschaft übernommen hat; 
es ist daher ein subjectives Recht des als Organ wirkenden Indivi- 
duums, dass diese Bestimmungen nicht willkürlich verletzt werden. 
In diesem Sinne sprechen wir auch bei Individuen, welche ein Recht 
zur Berufung als Staatsorgane nicht hatten, nachdem einmal ihre 
Creation zu Staatsorganen erfolgt ist, von einem subjectiven Rechte 
auf die Organschaft. 

4. Eine wesentliche Verschiedenheit des Inhaltes der Organschaft 
liegt in dem Gegensatze unmittelbar auf Grund der Rechts- 
ordnung zustehender und mittelbar durch ein höhergestelltes Organ 
delegirter Befugnisse der Staatsorgane. Während die unmittel- 
bar berechtigten Staatsorgane kein Oberorgan über sich haben und 
in Ausübung ihrer Functionen vollkommen unabhängig sind, sind 
die mittelbar berechtigten Organe Oberorganen untergeordnet 
und in Ausübung ihrer Functionen dem Aufsichtsrechte derselben 
unterworfen. l ) 2 ) Diese Verschiedenheit des rechtlichen Inhaltes 
der Organschaft übt naturgemäss ihre Rückwirkung auf das Recht 
der als Organe wirkenden Individuen auf die Organschaft. ä ) 



*) Gierke, „Genossenschaftsrecht" I S. 824, und über Laband S. 46. J el- 
lin ek, Gesetz und Verordnung S. 205 ff. 

2 ) Bei Gerber, „ Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechtes, " findet 
der Gegensatz unmittelbar und mittelbar berechtigter Organe darin seinen Aus- 
druck, dass er nur Monarch und Volksvertretung als Organe des Staates anerkennt. 
Alle andern Werkzeuge des Staatswillens sind bei Gerber Gehilfen des Monarchen. 

3 ) Zu erwähnen ist noch die von Jellinek a. a. O. gemachte Unter- 
scheidung zwischen selbständigen und unselbständigen Staatsorganen, 
je nachdem dieselben im Stande sind, „einen unmittelbar den Staat und seine 
Unterthanen verpflichtenden Willen zu äussern* 4 oder nicht. Die Terminologie 
wäre, (wie schon Brie im Archiv f. öfftl. R., Bd. IV, S. 3 bemerkt hat) durch 
eine andere zu ersetzen, da man Selbständigkeit eines Organes gewöhnlich im 
Sinne von Unabhängigkeit auffasst. Unrichtig ist es aber, wenn J. die Volks- 
vertretung regelmässig zu den unselbständigen Organen rechnet. Die Rechts- 
controle gegenüber den Ministern, die Prüfung der Wahlen, die Entscheidung 
über die Verhaftung und Verfolgbarkeit ihrer Mitglieder sind durchaus selb- 
ständige Functionen der Volksvertretung. Nicht einzusehen ist, warum Seydel 
(Annalen d. d. R., 1880, S. 352) darin eine Aeusserung der Gewalt des Reichstages 
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§. 3. 
Der rechtliche Charakter der Volksvertretung insbesondere. 

Die Volksvertretung des constitutionellen Staates ist durch 
staatlichen Creationsact geschaffenes, unmittelbar auf Grund der 
Verfassung zu den ihr zustehenden Functionen berechtigtes Staats- 
organ. Wie schon der Name andeutet, ist sie der Structur nach 
ein aus einer Mehrheit von Mitgliedern zusammengesetztes Organ, 
ein Collegium, beziehungsweise in Staaten mit Zweikammersystem, 
ein aus zwei Collegien, die in ihrem verfassungsmässigen Zusammen- 
wirken den einheitlichen Organwillen bilden, zusammengesetztes Staats- 
organ. Die Creation erfolgt bei den Mitgliedern der einen Kammer, 
beziehungsweise beim Einkammersystem bei der tiberwiegenden 
Mehrzahl der Mitglieder des einheitlichen Collegiums durch Wahl. 

Die Functionen der Volksvertretung bestehen, abgesehen von 
der Ordnung ihrer innern Angelegenheiten ') als: Wahl des Prä- 
sidiums und sonstiger Functionäre, Prüfung der Legitimation ihrer 
Mitglieder, Feststellung der Geschäftsordnung u. dgl. u) in der 
Mitwirkung bei der Gesetzgebung; b) in der Mitwirkung bei ge- 
wissen bedeutungsvollen Verwaltungsacten, insbesondere bei Staats- 
verträgen •, c) in der Controle der Regierungshandlungen. a ) 

Als Staatsorgan ist die Volksvertretung in keiner Beziehung 
selbständiges Rechtssubject. Die von ihr geübten Functionen sind 



über seine Mitglieder erblickt, dass er das Recht hat, während der Sitzungs- 
perioden von seinen Mitgliedern gewisse obrigkeitliche Handlungen abzuwehren. 
Hierin liegt doch weit eher eine Aeusserung der Gewalt des Reichstages gegenüber 
jenen obrigkeitlichen Behörden, deren Wirksamkeit durch die dem Reichstage zu- 
stehende Abwehr beschränkt wird. 

*) Die hieher gehörigen Rechte werden mit dem Ausdruck „collegialische" 
Rechte, die Rechte der unmittelbaren Theilnahme an der Staatsgewalt als po- 
litische Rechte der Volksvertretung bezeichnet. Herrn. Schulze, preuss. Staats- 
recht II, 1, S. 174. 

•*) Für den Begriff der Volksvertretung als wesentlich darf bezeichnet 
werden 1. die unmittelbar auf Grund der Verfassung zustehende Berechtigung; 
2. die Mitwirkung bei der Gesetzgebung ; 3. die Creation des überwiegenden Theiles 
der Mitglieder durch Wahl. Darnach ist es zu beurtheilen, ob der im §. 11 des 
Strafges. f. d. deutsche Reich gebrauchte Ausdruck „Kammer" einem Collegium 
zukommt oder nicht. 
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durchaus unmittelbare Aeusserungen des Staatswillens. *) Als un- 
mittelbar berechtigtes Staatsorgan ist die Volksvertretung in Aus- 
übung ihrer Functionen von jedem andern Staatsorgane, insbesondere 
auch vom Monarchen vollkommen unabhängig. 

Die einzelnen Mitglieder der Volksvertretung haben für die 
Dauer ihres Mandates ein unentziehbares Recht auf die Mitglied- 
schaft. Wie sie ohne Rücksicht auf die Art ihrer Creation in Aus- 
übung ihres Berufes von jedem andern Staatsorgane unab- 
hängig sind, so sind insbesondere die durch Wahl creirten Mit- 
glieder auch gegenüber ihren Wählern unabhängig und dürfen nach 
ausdrücklicher Bestimmung der Verfassungsgesetze der meisten 
Staaten von denselben keine Instruction entgegennehmen. 2 ) Die 
periodische Wiederkehr der Wahlen sichert den Wählern allerdings 
die Möglichkeit, nur Männer ihres Vertrauens zu Volksvertretern 
zu wählen. 
«x Juristisch unabhängiges Staatsorgan, politisch - * Vertreter des 

j Volkes, liegt die hohe Bedeutung der modernen Volksvertretung darin, 
durch ihre Theilnahme an der Regierungsgewalt dafür zu sorgen, 
dass ein Gegensatz zwischen Staat und Volk, wie ein solcher 
rechtlich nicht besteht, auch thatsächlich nicht zur Geltung komme. 
So manifestirt sich in der Mitwirkung der Volksvertretung bei den 
höchsten Functionen der Staatsgewalt die alte deutschrechtliöhe 
Auffassung des Staatswesens : Verbindung von Herrschaft und Ge- 
nossenschaft. b ). 



*) Siehe hierüber oben Seite. 67 ff A.A. Haenel, „Das Gesetz im formellen 
und materiellen Sinne", & 157 der ohne weitere Begründung die Volks- 
vertretung als Reehtssubject der ihr zustehenden Rechte bezeichnet. 

a ) Für Oesterreich siehe §. 16 des Ges. vom 21-Dec. 1«87, R.-G.-BI. 141 $ für das 
deutsche Reich, Art. 29 der Verf.; für Preussen Art. 83 der Verf. 

3 ) Gar eis, r Allgemeines Staatsrecht in Marquardsen „Handbuch des öffentl. 
Rechtes der Gegenwart, I. S. 53 ff. fasst die Functionsübung der Volksvertretung 
unter dem Gesichtspunkte „der Theilnahme an und der Ersetzung, in der Herr- 
schaftsausübung des Staatshauptes " auf, ein vom Standpunkte der genossenschaftlichen 
Staatslehre principiell verfehlter Gesichtspunkt, da die Functionen der unmittel- 
baren Staatsorgane von einander durchaus unabhängig sind. Seydel U. 
S. 4: ff. und Bornbak LS. 360 kommen von ihrem Ausgangspunkte zu einer 
ungenügenden Beurtheilung der rechtlichen Natur der Volksvertretung- Aker grade 
an diesem Punkte zeigt sich die Unnahbarkeit der von denselben vertretenen 
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Zweites Capitel. 

Rechtliche Bedeutung 

des den. Mitgliedern der Vertretungskörper hijisichtlich ihrer 
Berufsübung zukommenden Immunitätsrechtes. 

§. 1. 
Allgemeine Charakteristik. 

I. Die Analogie, welche zwischen den Organismen der lebenden 
Welt und den organisch entwickelten öffentlichen Gemeinwesen be- 
obachtet werden kann, erstreckt sich insbesondere auch auf das 
Verhältnis, das zwischen den Functionen der Organe einerseits und 
der Structur und Beschaffenheit derselben andererseits besteht. Die 
physische Beschaffenheit der Organe der lebenden Welt ist nach 
Auffassung D a rwin's d as Ergebnis einer allmählichen Entwicklung 
im Sinne emerAnpassung der Organe an ihre bestimmungsmässigen 
Verrichtungen. Ebenso bedeuten die rechtlichen Attribute der Or- 
gane der öffentlichen Gemeinwesen nichts anderes, als die Ausstat- 
tung derselben mit denjenigen Eigenschaften und Fähigkeiten, welche 
dieselben nach Absicht des Gesetzgebers in den Stand setzen sollen^ 
die in ihrem Wirkungskreise enthaltenen Aufgaben in befriedi- 
gender Weise zu erfüllen. / 

Die Erkenntnis dieses Zusammenhanges zwischen den recht- 
lichen Attributen und dem Wirkungskreise der Organe der öffent- 



Theoriea. Oder sollte es wirklich dem realen Staatsleben . entsprechen, dass die 
Volksvertretung, die doch auch in Bayern u*d Preussen verfassungsmässig un- 
abhängiges Staatsorgan ist, öbject der Herrschaft ist? Ueber die juristische Un- 
möglichkeit der Auffassung Bornhak's, die Vo^ÜtBvertretung sei staats- 
rechtlicher Vertreter des Volkes als Herrschaf tsobffebt analog „ der gesetzlicheil 
Vertretung eines Handlungsunfähigen u siehe oben die ArftAfearungen auf Seite $6 
Der Handlungsunfähige ist Bechtssnbject und kann deshalb fcftfeea Vertreter haben; 
wie aber ein Rechtsobject einen juristischen Vertreter haben fcöU, ist nicht ein- 
zusehen. Versteht aber Bornhak hier unter Herr*chaftsobject Soviel als be- 
herrschtes Rechtssubject, dann wäre der Staat ein Rechtsverhältnis «wischen 
Herrscher und Beherrschten und B. käme abgesehen von allen andern Coesequenzen 
einer solchen Annahme mit seiner eigenen Definition, welche Staat und Monarch 
identiücirt, in Widerspruch. r% f sjt, - i* ;; ^ 

J ' 
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> liehen Gemeinwesen, der, als in der Natur der ü&che gelegen, von 

selbst einleuchtet, wird für die Beurtheilung der rechtlichen Seite 
der Staatsorgane fruchtbringend, sobald es sich um rechtlich sin- 
gulare Attribute derselben handelt. Auf den ersten Blick könnte 
man versucht sein, dieselben als Ausnahmen des allgemeinen Rechtes 
aufzufassen und zu beurtheilen, thatsächlich sind sie regelmässig 
nicht Rechtsausnahmen, sondern Rechtsfolgen, welche unter der 
Voraussetzung bestimmter Functionen zur Sicherung derselben ge- 
setzt werden. 

Die verfassungsmässige Unabhängigkeit der richterlichen Be- 
amten ist ebenso eine Folge der speeifischen Functionen derselben, 
wie die grössere Abhängigkeit der Administrativbeamten eine Folge 
der diesen zustehenden Functionen ist, und es wäre verkehrt, die 
beiden Attribute der zwei verschiedenen Organe als Regel und Aus- 
nahme aufzufassen. 

Von diesem Gesichtspunkte müssen die in mehrfacher Beziehung 
geltende m rechtlich singulären Attribute der Volksvp^ g l^^^ bezie- 
hungsweise der Mitglieder derselbenoeurtheilt werden; sie sind 
Rechtsfolgen ihrer speeifischen Functionen. 

Die Volksvertretung beansprucht von ihren Mitgliedern in Aus- 
übung ihres Berufes ein solches Maass von Unabhängigkeit und Un- 
befangenheit, dass es nur ganz natürlich erscheint, wenn die Rechts- 
ordnung selbst, soweit sie es überhaupt im Stande ist, Gewährmitte l 
hiefür und damit zugleich für eine freie und ungestörte Beruf s- 
übung der Volksvertretung zu schaffen bemüht ist. Dahin gehört 
die lncompatibilität der Stellung eines Volksvertreters mit bestimmten 
andern Stellungen, die gesetzli che Dispensati on vom „Urlaube hin- 
sichtlich derjenigen Volksvertreter, welche im öffentlichen Dienste 
stehen, und, was uns an dieser Stelle besonders interessirt, die Be- 
freiung der Volksvertreter von jeder ausserparlamentarischen Ver- 
antwortlichkeit in Bezug auf ihre Berufsübung im Parlamente, so- 
wie die Sicherung vor ungerechtfertigter gerichtlicher Verfolgung 
und Verhaftung während der Dauer der Parlamentssession. 

Die Rechtsgrundlage der den Volksvertretern zukommenden 
Privilegien liegt also ausschliesslich in dem Schutz ihrer Functionen, 
r , ^ - nicht aber, wie die ältere Schule annahm (oben S. 55 ff.) in ihrem 
(<-'«' I Verhältnis als Repräsentanten des souveränen Volkes, da wie be- 



Digitized by VjOOQlC 




Rechtliche Bedeutung des Immunitätsrechtes. 77 

reite ausgeführt, das Volk nicht selbständiges Rechtssubject, ge- 
schweige souveränes Rechtssubject ist, die Volksvertreter demnach 
Repräsentanten im juristischen Sinne nicht sind. 

Das Immunitätsrecht parlamentarischer Berufstibung insbeson- 
dere hat den unverkennbaren Zweck, durch die Beseitigung aller 
Verantwortlichkeit, auch im Falle eines thatsächlich rechts- 
widrigen Verhaltens der Volksvertreter im Berufe die Mög- 
lichkeit ungerechter Verfolgung von der Regierung unbequemen 
Volksvertretern abzuschneiden und hiedurch die Unabhängigkeit 
und Unbefangenheit der parlamentarischen Berufstibung zu erhöhen 
und zu bestärken. ') 

II. Um eine richtige Vorstellung von dem Immumtätsrechte parla- 
mentarischer Berufstibung zu gewinnen, erscheint es zunächst angezeigt, 
dasselbe gegenüber zwei anderen Begriffen abzugränzen, welche mit 
demselben häufig zusammengeworfen und tiber einen Leisten ge- 
schlagen werden. Einmal darf das Immunitätsrecht der Volksver- 
treter nicht verwechselt werden mit rechtlicher Ungebundenheit in 
Ausübung des parlamentarischen Berufes. Die Volksvertreter sind 
gleich allen andern staatlichen Functionären an die Gesetze des 
Staates gebunden, und diese Gebundenheit wird in vielen Staaten 
durch ein ausdrückliches eidesstättiges Gelöbnis bekräftigt. 

Das Privileg der Volksvertreter hat vielmehr den Sinn, die aus 
der Gebundenheit an die Normen des Staates sich ergebende Ver- 
antwortlichkeit aufzuheben, es bedeutet die Befreiung von Verant- 
wortlichkeit. 2 ) 



l )Thonissen, „la Constitution beige annotee - ad Art. 44: „que chaque 
membre des chambres püt exprimer son opinion tout entiere, sans avoir ä se preV 
cuper des consequences, que cette manifestation pourrait entrainer." 

') Es ist daher auch unrichtig, wenn Held (a a. O.j von der Unverantwort- 
lichkeit der Abgeordneten gegenüber ihren Wählern spricht; hier besteht viel- 
mehr bei dem ausdrücklichen Verbote, von den Wählern Instructionen anzunehmen, 
rechtliche Ungebundenheit. 

Die gleiche Verwechslung begeht der Abg. Dr. v. Was er, wenn er an- 
lässlich der Berathungen des österr. Immunitätsrechtes (in der 9. Sitzung der I. 
Sess. das österr. Abg.-Haus.) das Immunitätsrecht damit begründet „dass es dieser 
Ausnahmsbestiinmung bedarf, um die aus der Unterthanenqualität folgende Ge- 
bundenheit durch das Strafgesetz zu lösen." Nicht die Gebundenheit, sondern die 
aus der Gebundenheit fliessende Verantwortlichkeit wird durch die Immunität gelöst. 
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Das Privileg der Unverantwortlichkeit darf ferner nicht ver- 
wechselt werden mit Unverletzlichkeit, wie dies in der fran- 
zösischen, vielfach auch in der deutschen Rechtssprache und in der al- 
tern staatsrechtlichen Literatur im Zusammenhange mit der Auf- 
fassung der Volksvertreter als Repräsentanten des souveränen 
Volkes geschah. l ) Die Unverletzlichkeit, als das Privileg erhöhten 
persönlichen Rechtsschutzes kommt ausschliesslich dem Monarchen 
zu. Mit derselben ist allenthalben das Privileg der Unverantwort- 
lichkeit verbunden, in den Verfassungen einiger Staaten als in der 
Unverletzlichkeit enthalten gedacht, in andern als selbständiges Atr 
tribut hervorgehoben. 2 ) Während das Privileg der Unverletzlichkeit 
<"fcauf einer erhöhten Werthschätzung der Person des Monarchen be- 
ruht, ist die Unverantwortlichkeit der Volksvertreter nicht eine 
/^^^J^Folge oder ein Attribut persönlicher Auszeichnung, sondern ein 

/Schutzmittel ihrer ungestörten Functionsübung. 
& J&< Der Begriff der Verantwortlichkeit, welcher in den verschie- 
- "Diensten Rechtsgebieten vorkommt, bedeutet überall die Verpflichtung 
jjCftA* v£ ' desjenigen, der bei einem bestimmten Thun und Lassen an Normen 

. gebunden ist, Rechenschaft abzulegen, Rede und Antwort zu stehen 

&/ r ß />und im Falle der festgestellten Normenwidrigkeit die Rechtsfolgen 
$ derselben auf sich zu nehmen, mit einem Worte sein Thun und 
/ fjft Lassen zu vertreten. a ) 

^ Je nach dem Rechtsgebietej welchem die . entsprechenden 
£ V%r Normen angehören, unterscheidet man straf-, disciplinar- und civil- 
jy rechtliche Verantwortlichkeit. 

< w & /j€T^ j)j e geschichtliche Entwickdung des Immunitätsrechtes in 
fS p Frankreich weist darauf hin, dass mit demselben eine Schutz^ 

x ) Dagegen schon Herr mann (a. a. O.) * 

% ) So spricht Art. 63 der belgischen, Art. 43 der preuss. Verfassg. dem Mon- 
archen nur das Attribut der Unverletzlichkeit zu, während das österr. Verfassungs- 
recht (Art. 1 d. Ges. 21. Dec. 1867 U.-G.-Bl. 146) unverantwortlich u. unverletzlich 
neben einander nennt. 

8 ) Die Definition bei Sanders „Wörterbuch der deutschon Sprache* 1 ver- 
antworten =, eine begangene Handlung als nicht rechtswidrig nachweisen, ist 
juristisch zu eng, da die Pflicht der Verantwortlichkeit, unabhängig von der Be- 
schuldigung der Rechtswidrigkeit, den Verpflichteten zwingt, über sein Thun und 
Lassen Rede und Antwort zu stehen. 



Digitized by VjOOQIC 



Rechtliche Bedeutung des Immunitätsrechtes. 



79 



V& 



maassregel zunächst gegen Verfolgung seitens der Regie- 
rungsgewalt beabsichtigt war. So wenig zweifelhaft es daher 
sein kann, däss jede, wie immer geartete Verfolgung eines Volks- 
vertreters seiten ^"SW T?e g" f e f tf n g s g e w al t , ; also auclT die 



V 6 f lASAl^lffl^MoWeff ' un tT 

soll, so kann^^e'^rage^ülgeworfeh "werden, "od das Privileg aucE 
gegenüber dritten Personen, welche sich durch die Parlamentsrede 
^tn%^VoTksvertreters in ihren Privatrechten verletzt erachten, be* 
ziehungsweise gegenüber den mit öffentlich-rechtlicher Disciplinar* 
gewalt ausgestatteten Corporationen die Verantwortlichkeit der 
Volksvertreter ausschliesst. Beide FrageiT"sind "mit Rücksicht auf 
die ganz allgemem^Tässung der diesbezüglichen Verfassungsbestim* 
mungen, welche jede Verantwortlichkeit ausserhalb des Parla- 
mentes, ohne zu unterscheiden, in welcher Art und von wem 
dieselbe geltend gemacht werde, ausschliessen, zu 
bejahen 1 ) 

Und es bedarf wohl nicht erst besonderer Begründung, dass hie- 
mit jede Art der Geltendmachung civilrechtlicher Verantwortlich- 
keit, Einrede nic ht yi^dei^__als_Klage, ausgeschlossen erscheint. 
Während in der preuss. Verfassung die Befreiung von disciplinar- 
rechtlicher Verantwortlichkeit besonders" hervoigeTToben wird, ist 
diese : "uT"den "Veffassürigen IJ Testerreichs un d des deutschen Reiches 
stillschweigend mit mbegriffen. Und zwar findet das P'rivileg bef der 
allgemeinen Fassung der gesetzlichen Bestimmungen Anwendung * > 
nicht nur bei Beamten des Staates und der Selbstverwaltungskörper, 
sondern auch bei Mitgliedern von mit öffentlich-rechtliche^ — ** 
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l ) Man könnte versucht sein, in dem Umstände, dass das Privileg 1 der Mit- 
glieder der deutschen Kammein im Strafgesetze normirt ist, einen Beweis dafür 
zu erblicken, dass es sich bei demselben speciell um Befreiung von strafrecht- 
licher Verantwortlichkeit handle. Aus der Codincationsgeschichte der betreffenden 
Gesetzesstelle ergibt sich jedoch, dass es sich nicht um eine solche Einschränkung 
handelte. Man wollte mit §.11 Strafges. nur eine Ausdehnung des Art. 30 der Reichs- 
verf. auf alle deutschen Staaten. Binding, „die Privilegien der Straflosigkeit" * 
S. 14, Anm. 13. £ ab and, I. S. 831, Anm. 3. Kissling, „die Unverantwort- 
Hchkeit der Abgeordneten" etc. S. "*23. Lewald, Gerichtsaal 1887, 'S. 56, 
Mittelstadt im 67: Bd. der preuss. Jahrbücher, S. 560, lässt die Frage* offen; 
für das belgische Recht Thonissen'a. a. O. S. 1Ö1. 
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Disciplinargewalt ausgestatteten Corporationen, als Kirchen, Advo- 
katen-, JJotariats^Aerate^ dgl. *) ^ . 

Die Befreiung von Verantwortlichkeit bedeutet nach dem Bis- 
herigen nicht nur die Befreiung von den Rechtsfolgen der Normen- 
widrigkeit, sondern auch die Freiheit von der Pflicht, Rede und 
Antwort zu stehen, d. h. sich demjenigen Verfahren zu unterwerfen, 
welches nach der Verschiedenheit der Rechtsgebiete verschieden 
organisirt, den Zweck verfolgt, die Rechtmässigkeit des Verhaltens 
zu prüfen, beziehungsweise über die materiellen Rechtsfolgen 
normenwidrigen Verhaltens zu erkennen; mit andern Worten: 
das Privileg bewirkt die Unverfolgbarkeit der Volks- 
vertreter. 

Demgemäss erscheint es als Pflicht der Straf- und Civilgerichte, 
diesbezügliche Klagen zurückzuweisen, und zwar, da es sich, wie 
sich aus dem Folgenden ergeben wird, um ein unverzichtbares, im 
Interesse des Staates wahrzunehmendes Privileg handelt, von amts- 
wegen zurückzuweisen. 

III. Es hat sich bei der Darstellung des englisch en Rechtes er- 
geben, dass das Privileg in diesem Staate nicht nur die persön- 
liche Unverfolgbarkeit der Volksvertreter gegenüber allen Instanzen 
ausserhalb des Parlamentes statuirt, sondern vielmehr den Gegenstand 
parlamentarischer Verhandlungen jeder wie immer gearteten Cognition 
seitens derselben entzieht. Es beruht dies, wie sich gezeigt hat, auf 
der Stellung der Parlamentshäuser als ausschliesslich compe- 
tente Gerichtshöfe in ihren eigenen Angelegenheiten. 

Desgleichen wich die ursprüngliche Auffassung des Privilegs in 
Frankreich, als eines streng persönlichen vermöge der Rück- 
wirkung des Principes der Theilung der Gewalten einer sachli- 
chen Begrenzung desselben, welche auch hier dazu führte, den ausser- 
parlamentarischen Instanzen jede Cognition über parlamentarische 
handlungen zu untersagen. 2 ) 



1 ) Zu eng wird die disciplinäre Verantwortlichkeit aufgefasst bei Lewald, 
.Gerichtssaal 1887, wenn er hiebe i nur an Beamte denkt; ebenso Fuld, Annalen 

v. D. R. 1888. — Worauf letzterer (Gerichtssaal 1883) seine Meinung gründet, 
dass in Frankreich disciplinarrechtliche Immunität überhaupt nicht bestehe, ist 
nicht zu ersehen. 

2 ) Siehe hierüber oben Seite 32. 
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Es ist nun die Frage zu entscheiden, oh nicht »n^ r* a oh 
österreichischem und deutschem JJjgfibte flflifi Pry^lflg- im fliftow^^wst— 
t ern Sinne zu verstehen sei^ dass allen ausserparlamantarischen 
Instanzen nTcETTnur die persönliche Verfolgung der Volksvertreter 
verboten, sondern auch es ihrer Competenz entzogen sein soll, 
den Gegenstand parlamentarischer Verhandlung ihrer Cognition zu 
unterwerfen. Die Frage ist insbesondere für die Strafrechtspflege 
von Belang, wenn der Richter in die Lage kommt, über die Rechts- 
widrigkeit einer Parlamentsrede in einem Strafprocesse gegen dritte 
Personen prajudiciell zu entscheiden, wie dies a) in dem Strafver- 
fahren gegen den Anstifter, b) bei Annahme gerechter Nothwehr, 
b) bei Zulassung von Retorsion, d) bei Zulassung des Wahrheits- 
beweises der Fall ist. Es ist besonders hervorzuheben, dass die 
Frage auch im Civilverfahren praktisch werden kann, wenn eine 
Entscheidung über eine parlamentarische Verhandlung in einem 
Processe zwischen Dritten irgendwie Incidenzpunkt wird. 

Fasst man das Privileg in dem weitern Sinne, so ist der 
Richter in den angeführten Fällen nicht befugt, die Verhandlung 
im Parlamente seiner Beurtheilung zu unterziehen, beziehungsweise 
die Rechtswidrigkeit derselben festzustellen, fasst man dagegen das 
Privileg in dem engern Sinne, so darf der Richter, wofern nur für 
den Volksvertreter hieraus keine persönliche Rechtsfolge erwächst, 
diese Feststellung allerdings vornehmen. Es wird gut sein, sich 
zunächst die Consequenzen klar zu machen, welche sich aus der 
Auffassung des Privilegs im weiteren Sinne für die angeführten 
Fälle der Strafrechtspflege ergeben, ad a) würde damit das Straf- 
verfahren gegen den Anstifter einer rechtswidrigen Parlamentsrede 
unmöglich; er würde das Privileg der Unverfolgbarkeit mit dem 
angestifteten Volksvertreter theilen. ad b), c) und d) würde hie- 
durch eine Aenderung des materiellen Strafrechtes herbeigeführt, 
indem sonst nicht zu strafende Handlungen, Nothwehr, Retorsion 
von Beleidigungen, beleidigende Kritik rechtswidriger Handlungen 
mangels Nichterweisbarkeit des Umstandes, der diese Handlungen 
zu straflosen macht, gestraft werden müssten. Analoge Folgen 
würden sich für den Disciplinarrichter ergeben, und der Civilrichter 
könnte einen Anspruch, für welchen die Beurtheilung der parla- 
mentarischen Verhandlungen Präjudiz ist, nicht zuerkennen. 

Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungekörper. Q 
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Die Gründe, aus welchem wir uns für das österreichische und 
deutsche Recht gegen die Auffassung des Privilegs im weitem 
Sinne entscheiden müssen, sind die folgenden: 

1. Der klare Wortlaut der gesetzlichen Bestim- 
mungen, welcher den ausserparlamentarischen Instanzen wohl ver- 
bietet, die Volksvertreter für ihre Aeusserungen im Parlamente zur Ver- 
antwortung zu ziehen, darüber aber nichts enthält, dass auch jede nur 
präjudicielle Beurtheilung parlamentarischer Verhandlungen ihrer 
Competenz entzogen sein soll. Es ist hier auf den Gegensatz des Wort- 
lautes des Artikels 9 der bill of rights zu verweisen, der ausdrücklich 
bestimmt, dass die parlamentarischen Verhandlungen nicht Gegenstand 
ausserparlamentarischer Cognition sein dürfen. Dass aber der Be- 
griff persönlicher Unveran twortlichk eit durch die prä- 
judicielle Cognition über die Rechtswidrigkeit der Handlungsweise des 
Unverantwortlichen nicht berührt wird, ergibt sich unzweideutig 
daraus, dass eine Anklage gegen einen Minister wegen einer rechts- 
widrigen Regierungshandlung des unverantwortlichen Monarchen / 
zulässig ist. 1 ) ^eVu° föAvsJ-/ -/ *S< a/^ • -/ ci <T) &£*~^(P* 

2. Für das englische Recht hat es einen guten Sinn, den ausser- 
parlamentarischen Instanzen die Competenz über parlamentarische 
Verhandlungen zu erkennen, absolut zu entziehen, weil hier eine 
andere Instanz, die Häuser des Parlamentes selbst zur richterlichen . 
Cognition über diesen Thatbestand berufen sind. Ganz anders nach 
österreichischem und deutschem Rechte, wo den Volksvertretungen 
diese' Competenz fehlt, und wo die Auffassung des Privilegs im 
weiteren Sinne, wie wir gesehen haben, die Folge hätte, dass auch 
die Anstifter rechtswidriger Parlamentsreden, die in England der 
Judicatur der Parlamentshäuser unterworfen sind, überhaupt nicht 
verfolgt werden könnten. Vergessen wir nicht, dass es sich nur 
um eine strafrechtliche Qualifikation handelt, wenn die Anstiftung 
zu einer strafbaren Handlung vom Gesetze als Mitschuld an dieser 
Handlung selbst betrachtet wird, dass aber thatsächlich die An- 



') Dass der Minister hiebei nicht als Anstifter, sondern als selbständiger 
Thäter erscheint, ändert natürlich nichts an dem Umstände, dass in dem Processe 
gegen ihn über die Rechtswidrigkeit der von dem Monarchen gesetzten Regie- 
rungshandlung präjudiciell erkannt wird. 
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-Stiftung eine von der angestifteten ganz verschiedene Handlung ist. 
Was berechtigt zur Annahme, dass das Gesetz, indem es die Volks- 
treter hinsichtlich ihrer parlamentarischen Berufsübung für nicht 
verfolgbar erklärt, auch gleichzeitig anderen Personen das gleiche 
Privileg der UnVerfolgbarkeit für einen bestimmten Kreis strafbarer 
Handlungen ertheilen wollte, wenn, wie gezeigt wurde, die persön- 
liche Unverantwortlichkeit der Volksvertreter durch die richterliche 
Entscheidung über diese strafbaren Handlungen nicht berührt wird ? 
Speciell für das österreichische Strafrecht, welches die versuchte 
Verleitung zu einer strafbaren Handlung als strafbar erklärt, würde 
man zu der Consequenz kommen, dass derjenige, welcher einen 
Volksvertreter ohne Erfolg zu einer rechtswidrigen Parlamentsrede 
-anzustiften versuchte, gestraft würde, während der erfolgreiche An- 
stifter nicht verfolgt werden könnte. 

3. Es wurde gezeigt, dass die Auffassung des Privilegs im 
weiteren Sinne für die Fälle der Nothwehr, der Retorsion und des 
Wahrheitsbeweises bei Ehrenbeleidigungen eine Aenderung des ma- 
-teriellen Strafrechtes bedeuten würde. Und wenn man auch hin- 
sichtlich der Nothwehr, als eines allgemeinen Strafausschliessungs- 
^grundes, sich dabei beruhigen könnte, dass ausserhalb des Straf- 
.gesetzes durch eine allgemeine verfassungsrechtliche Bestimmung 
eine materiellrechtliche Aenderung des Strafrechtes herbeigeführt 
würde, so wäre es doch bei einem speciellen Delict ein ganz ausser- 
gewöhnlicher Vorgang des Gesetzgebers, eine materiellrecht- 
liche Aenderung desselben in den speciellen Bestimmungen des 
Strafgesetzes nicht zu erwähnen. Darum hat auch das französische 
Recht, als sich das Bedürfnis herausstellte, Volksvertreter vor 
Ehrenbeleidigungen, die sich auf die parlamentarische Berufsübung 
derselben beziehen, unbedingt zu schützen, wie am gehöri- 
gen Orte bemerkt wurde, diese Aenderung des Rechtes der Ehren- 
beleidigungen ausdrücklich normirt. Bei der gegenwärtigen Sachlage 
könnte man sich im Falle einer Verurtheilung wegen Beleidigung 
eines Parlamentsmitgliedes in Bezug auf eine von demselben im 
Parlamente gehaltene Rede ohne Zulassung des Wahrhe 
Beweises, im deutschen Rechte ohne Zulassung von Retorsion 
vdoch kaum des Gefühles erwehren, es sei damit das Princip „nulla ] 

poena sine lege" durchbrochen, denn das Immunitätsrecht der . J 
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Volksvertreter wäre in der That ftir die gesetzliche Fundirung der 
Bestrafong eines speciellen Delictes eine etwas weit hergeholte lex. *} 
Dass mit der strafgerichtlichen Verfolgung des Anstifters zu 
einer rechtswidrigen Parlamentsrede die Unverantwortlichkeit des Par- 
lamentsmitgliedes selbst nicht verletzt wird, wurde bereits ausgeführt. 
Es erübrigt nur mehr noch zu untersuchen, ob eine solche Verletzung 
nicht in den andern Fällen präjudicieller Entscheidung seitens des 
Strafriehters etwa doch eintreten könnte. Diesbezüglich sei es ge- 
stattet, auf die Ausführungen des folgenden Paragraphen zu ver- 
ftÄX weisen. L/Hier sei nur noch hervorgehoben, dass nach der darge- 
y stellten Lehre die Immunität parlamentarischer Berufsübung an 
die Abolition strafgerichtlicher Verfolgungen erinnert, indem auch bei 
dieser, unbeschadet der persönlichen Unverfolgbarkeit des betreff 

*) Ungeachtet dieser Gründe hat das Reichsgericht zu Leipzig mit Entscheidung 
vom 5. März 1881 sich der Auffassung des Privilegs im weiteren Sinne angeschlossen. 
Eine Rede des Redacteurs D. war von dem Landtagsabgeordneten L. im preussischen 
Landtage in Bezug genommen worden. D. hatte sofor t in seinem Blatte diese Rede 
des Abgeordneten L. besprochen, und zwar nach Ansicht des Unterrichters in einer 
den Abgeordneten L. beleidigenden Weise. Das Gericht Hess aber D. auf Grund 
der §. 1 99 Gb., also wegen Retorsion der Beleidigung des B. straffrei. Das Reichs- 
gericht hob dieses Urtheil auf mit der Begründung : es habe sich der Unterrichter 
erlaubt, ein Urtheil über die Aeusserung des Abgeordneten abzugeben, habe also 
diese vor sein Forum gezogen; niemand aber dürfe eine Aeusserung eines Ab- 
geordneten als Beleidigung oder Verläumdung charakterisiren, denn damit werde 
der Abgeordnete dem Strafgesetze unterworfen, während er rechtlich hievon exi- 
mirt sei. §.11 Reichs-Strafges. statuire nicht nur einen Strafausschliessungsgrund. 
Es ergebe sich dies einerseits aus der Stellung des §. 11 im allgemeinen Theile 
des Gesetzes, andererseits aus dem Wortlaute, der hiemit im Einklänge stehe. Es 
leuchtet ein, dass die Stellung des §. 11 im allgemeinen Theil des Gesetzes auch 
dann gerechtfertigt erscheint, wenn das Privileg im engeren Sinne verstanden 
wird, denn auch dann handelt es sich um eine allgemeine Bestimmung über 
die Nichtanwendbarkeit des Strafgesetzes, dass also hieraus weder für die eine, 
noch für die andere Auffassung etwas gefolgert werden kann. Dass aber aus dem 
Wortlaute des Gesetzes die engere Auffassung des Privilegs hervorgeht, wurde im- 
Texte ad 1 nachgewiesen. Uebereinstimmend mit der Auffassung des Reichs- 
Ger. Fuld, Gerichtssaal 1883, S. 533 ff. und Ols hausen ad §. 11 Anmerkung 5. 
Dagegen Binding (a. a. O. S. 14, Anm. 14). Die von B. geführte Polemik ent- 
hält insoferne eine petitio principii, als er die engere Bedeutung des Privilegs,, 
anstatt dieselbe zu beweisen, als selbstverständliche Voraussetzung annimmt. 
Von dieser Voraussetzung ausgehend, erscheinen die Gründe Binding's durchaus 
zutreffend. Siehe den folgenden §. 
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fenden Thäters, der Richter gewiss nicht gehindert ist, incidenter über 
die Rechtswidrigkeit der von demselben gesetzten That zu erkennen. 

IV. Das Privileg der Volksvertreter erstreckt sich auf die ge- 
sammte parlamentarische Berufstibung, in den Ausschüssen oder 
Commissionen ! ) und Enqueten a ) nicht minder, wie in der Plenar- 
versammlung; auf schriftliche Aeusserungen in gleicher Weise, wie 
auf mündliche. Man wird hiebei in der Interpretation des Wortes 
„Beruf" nicht allzu engherzig sein dürfen. Auch wenn der Volks- 
vertreter nicht officiell zum Worte gemeldet ist und im Hause zur Ver- 
handlung das Wort ergreift, oder dazwischenruft, wird man einer 
solchen Aeusserung den beruflichen Charakter nicht absprechen 
können. Alles, was im Parlamente zu den Verhandlungen ge- 
sprochen wird, gilt als berufliche Aeusserung. 3 ) 

Das in der österreichischen und in der deutschen Reichsverfassung 
.gebrauchte Wort „Aeusserungen" bedeutet soviel, als Gredankenaus- 



') Dies wurde anlässlich der Berathung des Immunitätsgesetzes in Oesterreich 
Tom Berichterstatter (Abg. Kaiser) ausdrücklich hervorgehoben. (Verhdlg.-Protok. 
I. Sess. Abg.-Haus S. 191). Selbstverständlich kommt das Immunitätsrecht auch 
-den ständigen parlamentarischen Commissionen zu, wie in Oesterreich der Staats- 
schulden-Controls-Commission und den Landesausschüssen der einzelnen KronlSKfleT, 
•da diese dadurch, dass sie ständige Comflfflfefbneri STnrf; nicLt ihren Charakter als 
parlamentarische Commissionen verlieren. 

Dem Landesausschusse Elsass-Lothringens kommt die Immunität nicht in 
seiner Eigenschaft als parlamentarische Körperschaft zu, sondern mit Bücksicht 
Auf das EinfÜhrungsgesetz des Strafgesetzes für Elsass-Lothringen, welches be- 
stimmt: „Die Bestimmungen dieses Gesetzbuches, in welchen von Bundes- 
staaten oder deren Beziehungen die Rede ist, finden auf Elsass-Lothringen und 
dessen entsprechende Beziehungen Anwendung.** Stöber in Archiv f. öff R , Bd. I, 
S. 623 ff. und Leoni in Marquardsen Hdb. 

*) Gelegentlich eines besondern Falles wurde von der belgischen Kammer 
■am 3. Juni 1881 ausdrücklieh beschlossen, dass die Immunität sich auch auf die 
Leiter einer parlamentarischen Enquete erstrecke. Giron, Le droit public de la 
Belgique, S. 107. 

•) A. A. Seydel, welcher (Annalen a. a. O., S. 403 und Commentar, S. 106) 
-die Immunität nicht anerkennt, wenn der Abgeordnete das Wort nicht erhalten 
hat, wonach also Zwischenrufe nicht unter das Privileg fallen. — Aeusserungen 
ausserhalb der Verhandlungen, wenn auch innerhalb des Parlamentsgebäudes sind 
aber nicht beruflich. So wurde mit Recht die beleidigende Aeusserung eines Ab- 
geordneten im österr. Abgeordnetenhanse nach Schluss der Sitzung auf dem Gange 
als nichtberufliche Aeusserung angesehen. (330. Beilage X. Sess.) 
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druck im weitesten Sinne und ist gegenüber dem in der prenssischen 
Verfassung gebrauchten Ausdruck „Meinungen" mit Vorbedacht 
gewählt. Es ist damit Interpretationen von vorneherein jede recht- 
liche Basis entzogen, wie die in der Entscheidung des preussischen 
Obertribunals im Waldeck'schen Process vom 29. Januar 1866 y 
welche erklärte : „Meinungen sind lediglich Resultate des Denkver- 
mögens, nicht Behauptungen und Verbreitungen von Thatsachen." ') 2 } 

Andrerseits gilt das Privileg auch nur insoweit, als es sich 
rechtlich um parlamentarische Berufsübung handelt. 

Würde ein Parlament ohne gesetzliche Berufung zusammen- 
treten oder trotz erfolgter rechtlicher Auflösung nicht auseinander 
gehen, indem es etwa die Stellung eines Conventes usurpirte, dann 
würde es aufhören, als Volksvertretung im Sinne des Gesetzes^ 
wirksam zu sein, und es könnte von der Inanspruchnahme des 
Privilegs keine Rede sein. 8 ) Eine Ueberschreitung der Competenz- 
allein vermag hingegen nicht, den rechtlichen Bestand des Parla- 
mentes irgendwie zu tangiren. 

V. Die Immunität der Volksvertreter stellt sich der objectiven 
Betrachtung zunächst als ein Attribut der denselben zustehenden 
Organschaft dar. Die Immunität reicht nur so weit, als es sich um 
in Ausübung des parlamentarischen Berufes gemachte Aeusserungen 
handelt, sie besteht nur im Interesse ungestörter Uebung der in der- 
Organschaft enthaltenen Befugnisse, sie macht die Organschaft der 
Volksvertreter im Gegensatze zu anderen Organen des Staates zu 
einer besonders qualificirten. Allein die Immunität hat andererseits 
auch den Charakter eines subjectiven Rechtes der einzelnen Volks- 
vertreter, indem sie dieselben hinsichtlich jener normenwidrigen 
Handlungen, welche von denselben in Missbrauch des parlamen- 



*) Hiersemenzel, Die Verfassung des Norddeutschen Bundes zu Art. 30, S. 91L 
2 ) Die österr. Regierungsvorlage vom Jahre 1861 lautete: 
§. 1. „Die Mitglieder des Keichsrathes und der Landtage können wegen ihrer 
Abstimmungen in denselben niemals, und wegen ihrer darin aussprochenen Mei- 
nungen nur innerhalb der Versammlung auf Grund der Geschäftsordnung zur 
Verantwortung gezogen werden." 

Ueber Anregung des Abg. Dr. Kaiser, welcher darauf hinwies, „das Wort Mei- 
nungen sei nicht so umfassend, als Aeusserungen," wurde der letztere Ausdruck 
gewählt. 

3 j Binding a. a. O. S. 12. 
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tarischen Berufes begangen werden, von den sonst bestehenden 
Pflichten subjectiver Verantwortlichkeit befreit. Das Subjections- 
verhältnis der als Vertreter wirkenden Individuen gegenüber der 
Strafgewalt des Staates wird durch die Immunität verschoben. Und 
wie es ganz allgemein die Verletzung eines subjectiven Rechtes be- 
deutet, wenn Jemand wegen einer Handlung verfolgt wird, hinsicht- 
lich deren dem Staate ein Verfolgungsrecht nicht zusteht, *) so invol- 
virt auch die Verletzung der Immunität die Verletzung eines sub- 
jectiven Rechtes der Volksvertreter. 2 ) Da die Immunität den Volks- 
vertretern im öffentlichen Interesse zusteht, so können sie auf 
dieselbe nicht verzichten, wie dies im Uebrigen bei den meisten 
öffentlichen subjectiven Rechten der Fall ist. b ) 

Die Verletzung der Immunität im Wege gerichtlicher Ver- 
folgung bildet einen absoluten Nichtigkeitsgrund, die Verletzung im 



l ) Wenn das österr. Verfassungsreeht den sogenannten Grundrechten durch Ge- 
währleistung: des Rechtsschutzes seitens des Reichsgerichtes die Stärke individueller, 
subjectiver Rechte zuerkennt, so muss man consequenter Weise auch dem durch ent- 
sprechende Rechtsmittel geschützten, individuellen Interesse auf Einhaltung der Gren- 
zen der Strafgewalt des Staates den Charakter eines subjectiven Rechtes einräumen. 

3 ) Labandl, S. 330 bestreitet, dass es sich bei der Immunität um ein per- 
sönliches Recht der Reichstagsmitglieder handle, weil die Anwendung desselben 
nicht vom Willen derselben abhänge. Die Grundsätze von Erwerb und Verlust 
der subjectiven Rechte finden auf sie keine Anwendung; kein Mitglied könne auf 
dieselbe verzichten oder sie abtreten u.*s. w. Wie schon Gierke (7. Bd. von 
Schmoller 's Jahrb. über Labands Staatsrecht) mit Recht hervorgehoben hat, 
trifft dieser Einwand bei den meisten öffentlichen subjectiven Rechten zu, die 
darum doch nicht aufhören, subjeetive Rechte zu sein. Die meisten subjectiven 
öffentlichen Rechte sind unmittelbar ex lege begründet, so dass specielle Erwer- 
bungsacte bei denselben nicht vorkommen ; sie sind höchst persönlichen Charakters, 
so dass eine Uebertragung nicht vorkommen kann ; sie stehen dem Einzelnen nicht 
nur in seinem, sondern auch im öffentlichen Interesse zu, so dass ein Verzicht auf 
dieselben nicht zulässig erscheint. Aus dem letztgenannten Grunde (Bestand im 
öffentlichen Interesse) hat auch die für Privatrechte geltende Gesetzgebungsregel, 
dass Gesetze auf wohl erworbene Rechte nicht zurückwirken, regelmässig auf 
öffentliche subjeetive Rechte keine Anwendung. Alle angeführten Momente ver- 
mögen den Charakter der öffentlichen subjectiven Rechte als solcher nicht zu be- 
rühren. Uebereinstimmend mit der Auffassung des Textes ausser Gierke a. a. O. 
Pözl S. 129, Rönne S. 174, Westerkamp S. 109 u. a. 

3 ) Siehe die vorstehende Anmerkung. Für das französische Recht siehe 
Poudra und Pierre, S. 68, §. 129. 
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Wege disciplinärer Verfolgung seitens der Staatsbehörden würde in 
Oesterreich ohne Zweifel einen Grund der Beschwerde an das Reichs- 
gericht wegen Verletzung eines verfassungsmässig zustehenden poli- 
tischen Rechtes (Art. 3 b des Ges. 21. Dec. 1867, R.-G.-Bl. 143) bilden. 
Im Falle der Verletzung der Immunität seitens dem Aufsichts- 
rechte des Staates unterstehender Corporationen mit öffentlich- 
rechtlicher Disciplinargewalt, ist es Pflicht des Staates, einzuschreiten 
•nlL/ und sicn 5es verletzten Rechtes anzunehmen. Die Volksvertretung 
'V* selbst hat nach österreichischem und deutschem Recht nicht die 
' Befugnis, Verletzer der Parlamentsprivilegien vor ihre Schranken 

zu fordern, wie dies in England und zum Theile in Frankreich der 
Fall ist. Die Vertretungskörper haben hier nur das Recht, die 
Staatsregierung mittels Resolution zur. Wahrung ihrer Rechte auf- 
zufordern. 

§. 2. 

Von der strafrechtlichen Unverfolgbarkeit insbesondere. 

I. pie Exemtion von der Strafgewalt des Staates beginnt für 
die Mifglieder der Volksvertretung offenbar erst da, wo ohne die- 
selbe ein zur Strafverfolgung geeigneter Thatbestand vorliegen 
würde. Diese Grenze kann, wie von splbjjtf, HfllfilifihtoBflj nicht 
ä/ I innerhalb der pflichtmässigen Berufsübung der Volksvertreter ge - 
legen sein. Denn es wäre ein Widerspruch, dass die Rechts- 
ordnungaufder einen Seite einem staatlichen Organe einen bestimmten 
Wirkungskreis zuwiese, und auf der andern Seite die Berufsübung 
in Gemässheit derselben mit Strafe bedrohte. Dies wird insbesondere 
da praktisch, wo die Berathung der Volksvertretung sich auf Dinge 
erstreckt, deren Bestand die Rechtsordnung ausserhalb der Discussion 
gestellt wissen will. Das österreichische Strafgesetz bedroht in 
§. 305 denjenigen mit Strafe, der öffentlich oder vor mehreren 
Leuten die Rechtsbegriffe über das Eigenthum zu erschüttern ver- 
sucht. Offe nbar würde aber ein im sozialistischen Sinne auf Be- 
seitigung des Privateigentums im Reichsrathe eingebrachter und 
begründeter Antrag als pflichtgemässe Berufsübung des betreffenden **0 < ^ ^ 
Antragstellers, nicht als'ememirch das Privileg vo^^tra^erfolgung s*& \J 
geschützte Verletzung des" Strafgesetzes zu oeurtheilen sein. Das % p ~f l> 
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hat die wichtige praktische Consequenz, dass auch derjenige, welcher 
einen Volksvertreter zu einem derartigen Antrag bewogen hat,y 
nicht als Anstifter einer strafbaren Handlung erschei nt. v r\ *J Ca y77 

An dieser Stelle können wir uns auf die im Früheren mit- 
getheilte Resolution des englischen Unterhauses aus dem Jahre 1667 
berufen. So wenig ein Gesetz Unrecht thun könne, so wenig könne 
es ein auF ein 'solches gerichtet er Antrag und Debatte. Es liegt 
in diesem Satze die in der Natur der Sache begründete Wahrheit, 
dass die gesetzgeberische Willensbildung so wenig einer Beschränkung 
materieller Art unterliegen kann, als das Gesetz selbst, welches 
als der Ausdruck des souveränen Staatswillens eine materielle Be- 
schränkung seines Inhaltes nicht zulässt. *) 2 ) 

Wie bei den andern Functionen, so kann insbesondere auch 
hinsichtlich des Controlrechtes der Volksvertretung von Exemtion 
von der Strafverfolgung insolange nicht die Rede sein, als pflicht- 
gemässe Berufsübung vorliegt. Die aus Ueberzeugung vorgebrachte 
Rüge des Volksvertreters ist Pflicht und Beruf, auch dann, wenn, 
die Mittheilung der betreffenden Thatsachen vom Strafgesetze ent- 
weder verboten oder nur unter der Voraussetzung des Wahrheits- 
beziehungsweise Wahrscheinlichkeitsbeweises gestattet wäre. 

Die Exemtion von der Strafverfolgung beginnt für die Mit- 
glieder der Volksvertretung erst da, wo dieselben die parlamen- 
tarische Berufstibung bewusst zur Begehung strafgesetzwidriger 
Handlungen missbrauchen. *) Dies gilt auch in jenen Fällen, in ■ 




') Es gibt allerdings Beispiele dafür, dass den Gesetzgebern Anträge be- 
stimmten Inhaltes einzubringen verboten wurde. Man denke an das Gesetz des 
Selon, das jedermann mit dem Tode bedrohte, der die Wiedereroberung der Insel 
Salamis beantragen würde, oder gar an die Einrichtung der Lokrer, die den 
Urheber eines Gesetzesvorschlages erdrosselten, wenn die Versammlung nicht, so- 
bald sie seine Gründe gehört, sofort seinen Vorschlag annahm. Allein einmal 
musste eine solche Ausnahme ausdrücklich normirt werden, anderseits konnte 
auch sie nur eine formelle Beschränkung herbeiführen, da der Antrag auf Be- 
seitigung des beschränkenden Gesetzes zulässig erschien. 

*) Alle französischen Verfassungen seit 1789 haben demgemäss die Revisions- 
möglichkeit der Verfassung, wenn auch unter erschwerenderen Formen, als bei 
der gewöhnlichen Gesetzgebung, vorgesehen. Poudra et Pierre a. a. O., S. 10 ff. 

*) Binding a. a. O. S^J7^ „Das Privileg beginnt also principiell erst da, 
o die zweifellose Deckung des Abgeordneten durch seinen Beruf aufhört. 4 * 
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welchen die Volksvertreser von der Ueberzeugung getragen sind, 
dass das Interesse der Gesetzgebung die Begehung der strafbaren 
Handlung erheische. 

II. Es wurde aus der Analogie mit der Ministeranklage der Schluss 
gezogen, dass im Falle der gerichtlichen Verfolgung des Anstifters 
die mit derselben verbundene präjudicielle Entscheidung über die 
angestiftete Handlung die persönliche Unverantwortlichkeit des 
Thäters nicht berührt. Offenbar vermag dann die präjudicielle 
Entscheidung auch in den andern in Betracht kommenden Fällen 
der Nothwehr, des Wahrheitsbeweises und der Retorsion bei Ehren- 
beleidigungen die Unverantwortlichkeit des Thäters nicht zu ver- 
letzen. Es erübrigt daher nur zu untersuchen, ob nicht ausser und 
neben der präjudiciellen Cognition in den angeführten Fällen eine 
die Person des Thäters unmittelbar treffende Rechtsfolge, — und 
nicht etwa bloss der Reflex einer gegen den Beschuldigten ge- 
richteten Rechtsfolge — vorliege. Erscheint es auch als allgemeines 
Princip der Rechtsordnung, dass strafrechtliche Rechtsfolgen nur 
auf Grund eines unmittelbar gegen die Person, welche davon be- 
troffen werden soll, gerichteten Verfahrens eintreten, so wären 
immerhin Ausnahmen dieses Principes möglich, und es ist daher 
geboten, die einzelnen Fälle in der angegebenen Richtung näher 
zu untersuchen. Der Begriff der Rechtsfolge ist hiebei in jenem 
engeren, streng juristischen Sinne zu verstehen, wonach durch die- 
selbe neue Rechtsverhältnisse der betroffenen Person begründet, 
bestehende einer Modification unterzogen oder die Erfüllung der 
zu diesen gehörigen Verpflichtungen erzwungen wird. 1 ) In den 
Fällen der Nothwehr und des Wahrheitsbeweises hat es den An- 
schein, als ob der dem Beklagteii zu Gute kommende Strafaus- 
schliessungsgrund eine Rechtsfolge für den Angreifer, beziehungsweise 
den Kläger in sich schliessen würde, indem er des sonst gegen 
Eigenmacht, beziehungsweise gegen Beleidigung gewährten Rechts- 
schutzes verlustig wird. Sieht man aber näher zu, so zeigt es sich, 
dass es sich thatsächlich nicht um -einen verweigerten Rechtsschutz 
auf Seite des Angreifers, beziehungsweise Klägers, sondern nur um 



Siehe auch Herr man na. a. O. S. 371. Bar, Redefreiheit S. 8 ff. Heinze, Die 
Straflosigkeit parlamentarischer Rechtsverletzungen etc. Stuttgart 1879, S. 21 ff # 
J ) Merkel, Juristische Encyklopädie, §. 277 ff. 
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den Reflex des den Beklagten freisprechenden Urtheils handelt, 
welches die Handlungsweise desselben als erlaubt, das Recht des 
Angreifers, beziehungsweise des Klägers nicht verletzend erklärt. 
Die Annahme des Strafausschliessungsgrundes der Nothwehr, be- 
ziehungsweise des Wahrheitsbeweises begründet demnach nicht eine 
Verringerung des Anspruches auf Rechtsschutz auf Seite des An- 
greifers, beziehungsweise des Klägers, sondern enthält vielmehr die 
Erklärung, dass der Beklagte ein Recht desselben nicht verletzt 
hat, so dass der Fall einer Inanspruchnahme des Rechtsschutzes 
überhaupt nicht vorliegt. 

Der Fall der Retorsion kommt für unsere Untersuchung nur 
insoferne in Betracht, als sie als Entschuldigungsgrund seitens dep 
Beklagten vorgebracht wird; für den Fall der Widerklage kann 
sie überhaupt nicht in Betracht gezogen werden, da eine Wider- 
klage als unmittelbare Strafverfolgung gegen einen Volksvertreter 
nicht erhoben werden kann. *) Während die Retorsion bei wechselsei- 
tiger Klage als Compensation der Strafen, *) beziehungsweise der Ge- 
nugthuungsansprüche, h ) also als Rechtsfolge nach beiden Seiten hin er- 
scheint, ist dieselbe bei einseitiger Klage auch nur einseitige Strafauf- 
hebung, und bewirkt demgemäss nach der Seite der Klägers nicht 
irgend eine Rechtsfolge, sondern erscheint diesem gegenüber wiederum 
nur als Rückwirkung des Urtheils über die Handlung des Beklagten. 

Wir kommen demnach zu dem Ergebnisse, dass in den er- 
örterten Fällen der präjudiciellen Cognition über eine parlamen- 
tarische Rede eine Rechtsfolge gegen den Volksvertreter nicht vor- 
liegt, und dass demnach die strafrechtliche Immunität sich in der 
persönlichen NichtVerfolgbarkeit erschöpft. 4 ) 6 ) 



') Darüber, dass Retorsion auch bei einseitiger Klage angenommen werden 
kann, siehe Freudenstein, „System des Rechtes der Ehrenkrä,nkungen tt S. 109. 
a ) H. Meyer, Strafrecht, S. 437. 
8 ) Merkel, Strafrecht, S. -296. 

4 ) Uebereinstimmend Bin ding a. a. O. Glaser (Handbuch II. S. öl) rechnet 
die Immunität zu den rein materiell-rechtlichen Exceptionen, wie die 
Grenzen der Anwendung des Gesetzes nach Person, Zeit und Raum, Erlaubtheit der 
Handlung (Nothwehr, Nothstand, Ausübung eines Specialrechtes, exceptio veritatis). 
Für die in Rede stehende Frage lässt sich hieraus allein keine Folgerung ziehen. 

5 ) Hinsichtlich der Ehrenbeleidigung gegen einen Volksvertreter mit Bezug 
auf die von demselben in Ausübung des parlamentarischen Berufes gemachten 
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III. Binding hat das Privileg der Volksvertreter in der Rich- 
tung einer einschränkenden Interpretation unterworfen, dass das- 
selbe sich nur auf Wortdelicte beziehen, während es bei durch 
«ine Aeusserung begangenen Thatdelicten (Anstiftung zu einem 
Morde und dgl.) keine Geltung haben solle. Diese Interpretation 
findet weder im deutschen, noch im österreichischen Gesetze einen 
Anhaltspunkt. Strafbare Aeusserungen qualificiren sich allerdings 
strafrechtlich theils als Wortdelicte, theils als Thatdelicte. Aber es 
ist nirgends gesagt, dass die Immunität sich nur auf den einen 
Theil strafbarer Aeusserungen beziehen solle. Eine Aeusserung 
hört darum nicht auf, Aeusserung zu sein, weil sie das Strafgesetz 
als Thatdelict charakterisirt, und das Privileg erstreckt sich nach 
dem klaren Wortlaute des Gesetzes auf Aeusserungen schlechthin. 
Wäre es möglich, Volksvertreter wegen Aeusserungen in ihrem 
parlamentarischen Berufe strafgerichtlich zu verfolgen, wofern man 
nur die richtige strafrechtliche Qualification derselben in Anwendung 
brächte, dann wäre wohl das ganze Privileg praktisch werthlos und 
illusorisch. 1 ) 

§. 3. 

Die Zeugnispflicht der Volksvertreter über ihre in Ausübung 

des Berufes gemachten Aeusserungen. 

I. Aus der Darstellung des englischen Rechtes hat sich er- 
geben, dass die Bestimmung des Art. 9 der bill of rights allein 



Aeusserungen wäre allerdings in Erwägung- zu ziehen, ob der besteheude Rechts- 
zustand ein befriedigender ist, oder ob nicht eine Aenderung des Strafgesetzes in 
der Richtung am Platze wäre, dass derartige Ehrenbeleidigungen unbedingt 
strafbar erklärt werden. Verzichtet der Staat aus einem höheren Interesse auf 
die gerichtliche Verfolgung rechtswidriger Parlamentsreden, so darf er auch dem 
Einzelnen eine grössere Reserve in der Kritik von Parlamentsreden, beziehungsweise 
in der Entgegnung auf vermeintliche Provocationen in denselben zumuthen. Es darf 
wohl in dieser Beziehung auf das Beispiel Englands und Frankreichs verwiesen 
werden, welche das Ansehen der Volksvertretung mit gutem Grunde als ein zu 
werthvolle* Gut des Staates erachten, als dass sie eine Herabsetzung derselben, auch 
wenn der einzelne Volksvertreter sie im concreten Falle verdiente, zugeben würden. 
*) In der 10. Sitzung des österr. Herr.-Haus. (I. Sess. 21. Juni 1861) hob 
anlässlich der Berathung über das Immunitätsrecht Frh. von Lichtenfels ausdrück- 
lich hervor, dass Aeusseruugen auch Aufforderungen ander er zu Verbrech 
halten können. 
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keine erschöpfende Rechtsquelle für das Privileg des Parlamentes 
in Bezug auf seine Redefreiheit bildet, dass vielmehr zu dem rein 
negirenden Inhalt dieser Gesetzbestimmung andere positive Rechts- 
grundsätze hinzugehören, welche den vollen Umfang und die wahre 
Bedeutung des Privilegs verständlich machen. Kein Wunder dem- 
nach, wenn die entsprechende, wie wir gesehen haben, in allen dem 
französisch-belgischen Muster nachgebildeten Verfassungen stereotype 
Formel, welche die Unverantwortlichkeit der Volksvertreter normirt, 
für sich allein betrachtet nicht im Stande ist, über alle einschlägigen 
Fragen Aufschluss zu geben, und ganz erklärlich, wenn bei jeder 
neu auftauchenden Frage die Praxis in gleichem Maasse in Verlegen- 
heit geräth. Eine solche Frage ist es, inwiefern eine Zeugnis- 
pflicht der Volksvertreter in Bezug auf ihre in Ausübung des parla- 
mentarischen Berufes gemachten Aeusserungen bestehe. Die Frage 
ist in der französischen Gerichtspraxis nach dem Bericht von 
Poudra & Pierre *) einmal im Jahre 1830 auf Grund einer Reso- 
lution der Kammer, das zweite Mal im Jahre 1861 gleichmässig 
dahin entschieden worden, dass die Zeugnispflicht nicht zu Recht 
bestehe. Allein es ist zu bemerken, dass die Resolution der Kammer 
sich hiebei nicht auf eine Interpretation des Wortlautes der das 
Immunitätsrecht der Deputirten normirenden Verfassungsbestimmung 
einliess, sondern ganz allgemein die Zeugenladung als violation des 
regles, exces de pouvoirs, et atteinte port6e aux droits de la Chambre 
für unzulässig erklärt. 

Es hegt hierin ein Beweis, dass in Frankreich nach der com- 
munis opinio das Rechtsinstitut der parlamentarischen Immunität 
über den Wortlaut der betreffenden Verfassungsbestimmung hinaus 
als Unantastbarkeit der Kammern gegenüber jeder Verfügung der 
Staatsbehörden, welche eine Störung der parlamentarischen Berufs- 
tibung bewirken könnte, betrachtet wird. 

Aus der Zeit der geschichtlichen Entwicklung des constitu- 
tionellen Systems in Deutschland verdient es hervorgehoben zu 
werden, dass in der 132. Sitzung der deutschen verfassungsgeben- 
den Reichsversammlung zu Frankfurt a/M. am 9. December 1848 
die Abgeordneten Jacho und Venedey den Antrag gestellt hatten. 



J ) S. 81 ff. 
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„dass Mitglieder der Nationalversammlung nicht verpflichtet seien > 
sich über das, was sich in den Abtheilungen und Ausschüssen zur 
Zeit der daselbst stattgefundenen Berathungen, bezüglich politischen 
Verhandlungen zugetragen habe, ohne Genehmigung der National- 
versammlung als Zeugen vernehmen zu lassen," und dass die Ver- 
sammlung über diesen Antrag zur Tagesordnung überging. Daraus 
möchte der Schluss gestattet sein, dass jedenfalls auch zur da- 
maligen Zeit Immunität und Befreiung von der Zeugnispflicht als 
vollständig disparate Gegenstände angesehen und behandelt wurden. 

In der That kann man, ohne dem natürlichen Sinne der Worte 
die grösste Gewalt anzuthun, nicht annehmen, dass die Befreiung 
von Verantwortlichkeit auch die Befreiung von der Zeugnispflicht 
in sich schliesse. *) Mittelstadt hat sehr richtig hervorgehoben, 
dass es sich bei dem Privileg der Zeugnisfreiheit um nicht mehr 
und nicht weniger handle, als das Vorrecht, die gesammte Wissen- 
schaft eines Abgeordneten über irgend welche Vorgänge des Lebens 
der Zeugnispflicht zu entziehen, sobald dieselbe in einem 
erkennbaren Zusammenhange steht mit beruflichen 
Aeusserungen. 

Die im Parlamente gemachte Aeusserung ist nur das äussere 
Anzeichen für die dem Abgeordneten beiwohnende Wissenschaft 
über gewisse ausserhalb des Parlamentes geschehene Vorgänge. 

Dies wurde auch zum Ausdruck gebracht, als im deutschen 
Eeichstage bei einem concreten Anlasse 2 ) der Antrag eingebracht 
wurde, „die Unzulässigkeit des Zeugniszwangverfahrens gegen einen 
Abgeordneten zu erklären, wegen Aeusserungen über Thatsachen, 
welche ihm in dieser seiner Eigenschaft mitgetheilt sind und 
welche er in Folge dessen im ßeichtage vorgetragen hat. 

Bedeutung kann wohl auch dem ferneren Argumente Mittel- 
städte nicht abgesprochen werden, dass die nachträglichen Codifica- 
tionen des Reichs-Civil- und Strafprocesses über die Zeugnisfreiheit 



J ) Es haben sich gegen die Befreiung von der Zeugnispflicht ausgesprochen : 
Mittelstadt im 57. Bd. der preuss. Jahrb., Lew ald, Gerichtssaal 1887. Binding 
a. a. O.; dafür Fuld, Gerichtssaal 1883 und Annalen 1888. 

2 ) Fall der Zeugenladung des Abgeordneten Schalscha. Der diesbezüg- 
liche Antrag wurde vom Abgeordneten Wind borst eingebracht. 
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der Abgeordneten nichts enthalten, wiewohl der Gesetzgeber in 
einem andern Belange die Stellung der Volksvertreter in Rücksicht 
zog, indem §§. 49 Str.-Pr.-Ord. und 347 C.-P.-O. den Abgeordneten 
das Recht einräumen, während ihrer Theilnahme an den parlamen- 
tarischen Verhandlungen sich als Zeugen nur an dem Orte der 
Verhandlungen vernehmen zu lassen. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der nachträglich codificirten österr. 
Str.-Pr.-O., welche den. Volksvertretern wohl in anderer Richtung 
Privilegien zuerkennt, (Befreiung vom Geschwornen-, Gerichtszeugen- 
dienst), aber nichts über die Zeugenfreiheit enthält. 

Das Privileg der Zeugenfreiheit und das Privileg der Un- j 
Verantwortlichkeit sind offenbar ganz verschiedene Dinge und die Ver- 
schiedenheit beider ist eine so weitgehende, dass man selbst von 
der Analogie zwischen beiden kaum Gebrauch machen könnte. 

Eine andere Frage allerdings wäre es, ob nicht de lege 
ferenda so gewichtige Gründe fiir die Zeugnisfreiheit sprechen, 
dass dieselbe durch eine Gesetzesnovelle eingeführt werden sollte. 

Der Abgeordnete, welcher einen Miss&tand in irgend einer 
Sache zur Sprache bringt, ohne damit eine Denunciation gegen den 
Schuldigen verbinden zu wollen, soll nicht im freien Worte behin- 
dert werden durch die Besorgnis, durch nachträgliche Zeugenladung 
doch zur Denunciation gezwungen zu werden. Die Volksgenossen, 
welche solche Misstände zur Kenntnis der Volksvertreter bringen, 
um auf diese Weise durch sachgemässe Kritik an berufener Stelle 
Abstellung zu erreichen, sollen in diesem Verkehr nicht dadurch 
beirrt werden, dass sie die Zeugenvorladung zu einer öffentlichen 
Gerichtsverhandlung zu gewärtigen haben. 

Anm. Im Zusammenhange mit der vorliegenden Frage sei auch des Falles 
erwiihnt, dass parlamentarische Aeusserungen als Beweismittel für andere Thatsachen 
herangezogen werden, z. B. als aussergerichtliches Geständnis, oder als Beweis 
für die Identität einer im Parlamente gemachten mit einer ausserparlamentarischen 
Aeusserung u. dgl. 

Dass dies mit der Immunität in absolut keinem Zusammenhange steht, braucht 
wohl nicht erst erwiesen zu werden. Uebereinstimmend hat das deutsche Reichs- 
Gericht mit Entscheidung vom 20. October (2. Bd. der Straf , S. 395 ff.) ausge- 
sprochen: „Die Bestimmung, dass die Abstimmungen und die in Ausübung ihres 
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Berufes gethanen Aeusserungen der Reichstagsmitglieder ausserhalb der Versamm- 
lung straflos sind, ist eine materiell rechtliche und kann weder nach ihrem 
Wortlaute, noch nach der Natur der Sache verhindern, dass derartige Aeusserungen 
Schlüsse auf andere Thatsachen begründen und in der Eigenschaft als Beweis- 
gründe für andere Thatsachen angezogen werden.** 



§. 4. 
Die Disciplinargewalt der Vertretungskörper gegen ihre 

Mitglieder. 

Indem das Verfassungsrecht die Befreiung der Mitglieder der 
gesetzgebenden Körperschaften von Verantwortlichkeit gegenüber 
jeder ausserparlamentarischen Instanz anordnet, statuirt dasselbe 
gleichzeitig das Recht der betreffenden Körperschaften selbst, ihre 
Mitglieder für die in Ausübung ihres Berufes gemachten Aeusse- 
rungen zur Verantwortung zu ziehen. Es erübrigt daher noch, die 
rechtliche Bedeutung dieser Verantwortlichkeit zur Erörterung zu 
bringen. 

Es wurde schon an früherer Stelle hervorgehoben, welch tiefer 
Gegensatz zwischen dem englischen und französischen Rechte in 
Bezug auf die rechtliche Stellung der einzelnen Volksvertreter gegen- 
über den Häusern, welchen sie angehören, besteht. Während in 
England jedes der beiden Häuser des Parlamentes Gerichtsbarkeit 
über das Verhalten seiner Mitglieder im Parlamente ausübt, kennt 
das französische Recht nur eine beschränkte Disciplinargewalt der 
Kammern gegenüber ihren Mitgliedern, beschränkt insoferne, als 
die sonst bei Disciplinarverhältnissen regelmässig bestehende höchste 
Strafe, die Ausschliessung des Einzelnen, der Gesammtheit nicht 
zusteht. Das österreichische und das deutsehe Recht haben die 
individuelle Freiheit ihrer Abgeordneten in noch weitergehendem 
Maasse gewahrt, indem die Disciplinargewalt der Kammern des Fer- 
neren noch dadurch beschränkt erscheint, dass denselben irgend 
eine Vollstreckungsbefugnis nicht ertheilt ist, in Folge dessen jede 
Disciplinarstrafe ausgeschlossen erscheint, welche einen Zwang gegen 
die Person bedeutet. *) Die nach Maassgabe der Geschäftsordnungen 



') M oh 1 im 31. Bde der Tübinger Zeitschrift, S. 94 Seydel, Annalen 1880. 
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bestehenden Disciplinarmittel der österreichischen und deutschen Ve- 
tretungskörper kennzeichnen sich rechtlich als Urtheile der Miss- 
billigung seitens des Vorsitzenden, bezw. seitens der Vertretungs- 
körper selbst, ohne andere rechtliche Consequenz, als die eventuelle 
Aufnahme des Vorganges in das Verhandlungsprotokoll und die 
Entziehung des Wortes. Das Detail dieser Geschäftsordnungen 
bietet kein juristisches Interesse. 1 ) 

Anm. Es kann nicht zweifelhaft sein, dass die zukünftige Entwicklung 
in Oesterreich, sowie im Deutschen Reiche einer ausgiebigen Stärkung der 
Disciplinargewalt der Volksvertretungen gegen ihre Mitglieder gehört. Allein die 
Initiative kann hier von keiner andern Seite, als den Parlamenten selbst aus- 
gehen. Solange die Parteien zu einander nicht das Vertrauen haben, dass die 
Handhabung der Disciplinargewalt unparteiisch erfolgen werde, und eine 
Vergewaltigung der Minoritäten durch dieselbe besorgen, kann eine Remedur 
nicht erfolgen. Die Initiative seitens der Regierungen würde aber, wie sich dies 
bei Einbringung einer diesbezüglichen Regierungsvorlage im Deutschen Reichstage 
gezeigt hat, das Misstrauen aller Parteien hervorrufen. Was aber dringlich einer 
Abhilfe bedarf, ist die gegenwärtige Rechts- und Schutzlosigkeit gegenüber im 
Parlamente gemachten Angriffen auf die Ehre Privater. 

Eine solche Reform könnte um so eher eingeführt werden, als mit derselben 
durchaus keine Verschärfung den Disciplinarmittel verbunden sein müsste 

Wenn die parlamentarische Berufsübung mit Recht dem Urtheile jeder ausser- 
parlamentarischen Instanz entrückt ist, so darf andrerseits der durch eine Aeusse- 
rung im Parlamente an seiner. Ehre oder an sonstigen Rechtsgütern Gekränkte 
verlangen, dass er nicht recht- und schutzlos bleibe, sondern dass das Parlament 
selbst ihm Genugthuung verschaffe. Siehe die diesbezüglichen Vorschläge bei 
v. Bar, Redefreiheit, Heinze a. a. O., Kissli ng a. a. O. 



*) Eine ausführliche Darstellung der entsprechenden Einrichtungen der ver- 
schiedenen Staaten siehe Schi ei den a. a. O. 



Seidler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper 
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Drittes Capitel. 

Das Immunitätsrecht des ausserberuflichen 
Verhaltens. l ) 

§. i. 

Die rechtliche Bedeutung des Privilegs der einzelnen 

Volksvertreter. 

I. Wie die Immunität parlamentarischer Berufsübung erscheint 
auch dieser Theil des Privilegs einerseits als Attribut der staatlichen 
Organschaft, andererseits als selbständiges subjectives Recht der 



■&) 



') Dem österreichischen Abgeordnetenhause liegt zur Zeit der folgende Ent- 

~\J/iMu^h wlur ^ au ^ Aenderung des geltenden Rechtes vor, der aus der Initiative des Hauses 

c selbst hervorging. Derselbe wird im Folgenden als Entwurf schlechthin bezeichnet. 

*T0 */ $ 4-l/i/£* Artikel I. Der §. 16 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, 

__ — R.-G.-B1. Nr. 141, hat in seiner gegenwärtigen Fassung ausser Wirksamkeit zu 

/ a (J fa, treten, und künftighin zu lauten, wie folgt: 

I fi~\yl §. ], Die Mitglieder des Hauses der Abgeordneten haben von ihren Wählern 

^ — "flu) keine Instructionen anzunehmen. 

Die Mitglieder des Reichsrathes können wegen der in Ausübung frres Be- 
rufes geschehenen Abstimmung niemals, wegen der in diesem Berufe gemachten 
Aeusserungen aber nur von dem Hause, dem sie angehören, zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Die Mitglieder des Reichsrathes dürfen während der Dauer der Session wegen 
einer strafbaren Handlung — den Fall der Ergreifung auf frischer That ausge- 
nommen — ohne Zustimmung des Hauses weder verhaftet, noch seitens der Ge- 
richte oder Sicherheitsbehörden strafamtlich verfolgt werden. Gegen ein Mitglied 
des Reichsrathes darf keine behördliche Verfügung getroffen werden, welche dessen 
Thei Inahme an den Verhandlungen des Reichsrathes hindert. 

Die Dauer der Session beginnt mit dem Tage der kaiserlichen Einberufung 
des Reichsrathes und endet mit der kaiserlichen Schliessung desselben. 

Selbst in dem Falle der Ergreifung auf frischer That hat das Gericht dem 
Präsidenten des Hauses sogleich die geschehene Verhaftung bekannt zu geben. 
Wenn es das Haus verlangt, muss der Verhaft aufgehoben oder die Ver- 
folgung für die ganze Sitzungsperiode aufgehoben werden. Dasselbe Recht hat 
Haus in Betreff einer Verhaltung oder Untersuchung, welche über ein Mitglied 
desselben ausserhalb der Sitzungsperiode verhängt worden ist. 

Artikel II. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirk- 
samkeit. 
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-einzelnen Volksvertreter. l ) Das Recht der letzteren ist insofern ein 
bedingtes, als der Bestand desselben in concreto von der Entscheidung 
der Vertretungskörper, welchen sie angehören, abhängig ist. Das 
Privileg enthält demnach eigentlich zwei Bestandtheile : erstens das 
durch die Entscheidung der Vertretungskörper bedingte Recht der ein- 
zelnen Mitglieder und zweitens das Recht der Vertretungskörper auf 
diese Entscheidung. Nach den vorausgeschickten Ausführungen über 
die Natur der Organschaft ist damit ein durch die Vertretungskörper 
auszuübendes Recht des Staates verstanden. 

Zunächst soll von dem den einzelnen Parlamentsmitgliedern 
zustehenden Rechte die Rede sein. Wie bei dem Immunitätsrecht 
parlamentarischer Berufsübung, haben wir es auch hier aus dem 
dort angeführten Grunde mit einem unverzichtbaren Recht der ein- 
zelnen Parlamentsmitglieder zu thun. 2 ) 8 ) 

IL Das Privileg ist ein zeitlich begrenztes, es gilt nur während 
der Dauer der Session. 4 ) Nach herrschender Auffassung ver- 
steht man darunter den Zeitraum zwischen Eröffnung und Schliessung 
-der Sitzung. Eine blosse Vertagung innerhalb dieser Zeit bedeutet 
eine thatsächliche Unterbrechung der Verhandlungen, eine Ver- 
längerung der Pausen zwischen den einzelnen Sitzungen. Die Ge- 



Es ist sofort zu bemerken, dass der Entwurf sich nur auf die Mitglieder 
des Reichsrathes, nicht auch der Landtage bezieht, wodurch die be- 
stehende Rechtsgleichheit der beiden Kategorien von Volksvertretern gestört 
würde, was gewiss nieht wünschenswerth erscheint. 

1 ) Den Charakter des Privilegs als subjectives Recht der einzelnen Parlaments- 
mitglieder hat auch das Reichsgericht anerkannt, indem es eine diesbezügliche Be- 
schwerde eines Abgeordneten zum Gegenstande seiner Verhandlung machte. (Erk. 
vom 21. April 1890, Z. 42). A. A. Labadd, I, S. 330 und Weissmann a. a. O. 
S. 391. Siehe im übrigen oben Seite 87, ^nm. 1. 

2 ) Nach Poudra & Pierre, S. 68 wurde das Privileg in Frankreich, als un- 
verzichtbar erklärt, weil es nicht „dans un interöt prive" sondern d'ordre public" sei. 

3 ) Aus den Protokollen des Abgeordnetenhauses vom 13. Juni 1876 geht 
hervor, dass das Bezirksgericht zu M. den Abgeordneten Fürsten L., nachdem der- 
selbe die Erklärung abgegeben hatte, dass er von seinem Iramunitätsrechte keinen 
Gebrauch mache, als Beschuldigten in einem Ehrenbeleidigungsprocesse einver- 
nommen hatte. Das war nach dem Obigen vollkommen unzulässig. 

4 ) Einige Verfassungen dehnen das Privileg auf eine bestimmte Zeit vor, 
bezw. nach Beginn der Sitzungsperiode aus. 

7* 
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schäftsbehandlung ist trotz der Vertagung ein contmuum, die Aus- 
schüsse können während derselben ohne Weiteres in Wirksamkeit 
bleiben, und jede Angelegenheit wird nach der Vertagung dort 
wieder aufgenommen, wo sie vor derselben stand. *) 

Hat während der Sitzungsperiode die Nachwahl eines Abge- 
ordneten stattgefunden, so beginnt das Privileg des Neugewählten 
nicht erst mit dem tatsächlichen Eintritt in das H t a us. beziehungs- 
weise mit der Einladung zu den Sitzungen, sondern unmittelbar 
nach der Proclamation der Wahl, da der Abgeordnete auf Grund 
derselben sein Recht der Mitgliedschaft erworben hat. (§. 49 der 
Reichsraths- Wahlordnung.) Das Wahlcertificat, welches den Gewählten 
im Sinne des §. 55 der Reichsraths-Wahlordnung von dem Landes- 
Chef des betreffenden Kronlandes auszufertigen und zuzustellen ist, 
ist ein Act rein declaratorischer Natur. Es hat wohl die Wirkung, 
dass der Abgeordnete erst auf Grund desselben in den Reichsrath 
einzutreten und sein Mandat auszuüben berechtigt ist, vermag aber 
das von der Ausübung des Mandats unabhängige Immunitätsrecht 
nicht zu berühren. 2 ) a ) Analog beginnt die Immunität der zur Mit- 



') Siehe Ulbrich, Oesterr. Staatsrecht S. 358, sowie die Entscheidungen 
des Obersten Gerichtshofes vom 26. November 1886, Z. 12192 und vom 14. Dez. 
1883, Z. 10272. Die gleiche Auffassung ist auch im deutschen Staatsrecht 
communis opinio, d agegen nur f rfifrspft im 32. Band des Archiv für Strafrecht, S. 
361 — 369, ohne irgendwie überzeugen zu können. Es ist gewiss nur zu billigen, 
wenn der Entwurf des Abgeordnetenhauses, um jeden Zweifel auszuschliessen, 
nunmehr ausdrücklich bestimmt: „Die Dauer der Session beginnt mit dem Tage 
der kaiserlichen Einberufung des Reichsrathes und endet mit der kaiserlichen 
Schliessung desselben." Wenn durch den Umstand, dass es in Oesterreich zur 
herrschenden Praxis geworden ist, den Reichsrath auf Monate hinaus zu vertagen, 
statt die Session ordnungsmässig zu schliessen, das Immunitätsrecht eine weit 
über das Ziel schiessende Ausdehnung erlangt hat, so liegt der Grund hiefür eben 
in jener Praxis, nicht aber in dem Immunitätsrechte an sich." 

*) Die declaratorische Natur des Wahlcertificates zeigt sich auch hierin, dass 
ein Abgeordneter, dem die Ausfertigung eines solchen verweigert wurde, nach er- 
folgter Agnoscirung seiner Wahl seitens des Abgeordnetenhauses, durch den Präsi- 
denten zum Eintritte in den Reichsrath aufzufordern ist. (§. 58 R.-R.-W.-0.) 

Für das deutsche Reich siehe §. 28, Absatz 1 des Wahlreglements. Laband, I r 
S. 306, für Preussen §§. 30 und 31 der Verordnung über die Ausführung der Wahl 
der Abgeordneten vom 30. Mai 1849. Störk, Handb. d. deutschen Verfassungen S. 63. 

*) Für Frankreich Poudra & Pierre S. 67. 
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gliedschaft im Herrenhause Berechtigten unmittelbar mit der Er- 
werbung dieses Rechtes. 

Während der Dauer der Session ist das Privileg davon unab- 
hängig, ob der betreffende Volksvertreter thatsächlich an den Ver- 
handlungen Theil nimmt oder denselben ferne bleibt. ') 

Indem die Geltung des Irnmunitätsrechtes ganz allgemein auf 
die Dauer der Session der Vertretungskörper beschränkt ist, scheint 
keine Rücksicht genommen auf die permanenten parlamen- 
tarischen Commissionen, deren Wirksamkeit unabhängig von der 
Session der Vertretungskörper,' denen sie angehören, eine fort- 
dauernde ist. Solche Commissionen sind in Oesterreich die Staats- 
schulden-Controlscommission und die Landesausschüsse, sowie die 
zeitweilig im Sinne des §.11 des GeseSBs'TinSSP'WWRHmdrung um- 
fangreicher Gesetze im K^tsrathe vüm ^30r?tllt 1867, R.-G.-Bl. 104 
eingesetzten A usschüsse. Desgleichen ist nicht Bedacht genommen, 
auf die Präsidien der Häuser des Reichsrathes, welche nach §. 16 
des Gesetzes in Betreff der Geschäftsordnung des Reichsrathes vom 
12. Mai 1873, R.-G.-Bl. 94 bezüglich der Führung der laufenden Ge- 
schäfte und der Vorbereitungen für die nächste Session in fortdauernder - 
Function bleiben. Gewiss wird man behaupten dürfen, dass es im c / i Aa 
ßo^^v^ ^Geiste des Rechtsinstitutes nur consequent wäre, auch diese Theile~ C- ^ ^ 
__^— -jt* ÄSr^pärlämentarischeil :' Bei'UfStWBf ig* rater^n ll&iftfePder Immunität 
y/f zu. stellen. 

HL Nach österreichischem Rechte beschränkt sich das Privileg 
der Volksvertreter auf Verhaftung und gerichtliche Verfolgung wegen 
strafbarer Handlungen. Civilhaft erscheint daher, insoferne die- 
selbe in Oesterreich überhaupt noch rechtlich besteht, gegen die 
Mitglieder der Vertretungskörper auch während der Dauer der 
Sitzungsperiode zulässig. Das Privileg ist demnach in Oesterreich 
wesentlich beschränkter, als im deutschen Reiche, Preussen, Bel- 



cA~ 




f ) Der österreichische Regierungsentwurf des Jahres 1861 hatte das Privileg 
von der Theilnahme der Mitglieder abhängig gemacht. Der Reichsrath ging mit 
Recht hierauf nicht ein, da damit Controversen zwischen Parlament und Gerichten 
Thtir und Thor geöffnet worden wären und das Privileg bedeutend an praktischem 
Werth verloren hätte. 
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gien, l ) welche auch die Civilhaft ausschliessen. Solche Fälle der 
Civilhaft nach österreichischem Rechte sind: 

1. Der provisorische Sicherstellungsarrest nach §§. 275 C.-P.-O. 

2. Die Haft nach §. 310 C.-P.-O. zur Erzwingung einer Leistung. ' 

3. Die Haft nach §. & "oeTTEBsetzes vom 16. März 1884. 2 ) 
35 K.-G.-Bl. c/LÄcA* p7tU^/^> ^^a^CJ^/ 1 " 

Die Haft nach §§. 98 uh& 99 der Concurs-Ord. kommt an 
dieser Stelle nicht in Betracht, da die Concurseröffuung den Man- 
datsverlust bewirkt. 

Der Begriff der strafbaren Handlung ist, da das Gesetz 
keine Einschränkung macht, im weitesten Sinne aufzufassen, und 
die Verhaftung wegen solcher unzulässig, gleichviel ob dieselbe von 
den allgemeinen oder besondern Strafgerichten, Polizei- oder sonstigen 
VerwältungsbehSrdön attsgeht. "Insbesondere ist die Verhaftung auch 
als Ordnungsstrafe "* unzulässig, da auch bei dieser die Ahndung 
einer strafbaren Handlung vorliegt. 8 ) Nur sind von den Ordnungs- 
strafen iene Zwangsmittel zu scheiden, welche wie die im Vorher- 

1 ) Das österreichische Abgeordnetenhaus hatte bei den Verhandlungen des 
Immunitätsrechtes im Jahre 1861 im Widerspruche zur Regierungsvorlage das Pri« 
vileg auch auf Schuldhaft ausgedehnt, gab aber, da das Herrenhaus den Stand- 
punkt der Regierungsvorlage theilte, in diesem Punkte nach. 

Von Bedeutung war hiebei die Ausfuhrung des Abg. v. Demel, dass dann 
auch die Concurseröffuung, welche die Verhaftung (nach damaligem Rechte) mit 
sich brachte, nicht zulässig sein würde, womit ein bedeutender Eingriff in die 
Rechte der Gläubiger geschähe und das Argument des Abgeordneten Herbst, (in der 
Sitzung vom 6. September 1861), dass bei Verfügung der Schuldhaft schon ein 
richterliches Erkenntnis vorliegen müsse, ein Missbrauch mit derselben also nicht 
so leicht denkbar, sei. Im deutseben, preussiseben und belgischem Rechte ist die 
Verhaftung wegen Schulden der Verhaftung wegen strafbarer Handlungen gleich- 
gestellt. Ueber die Nachtheile einer solchen Gleichstellung siehe oben Seite 49. 

2 ) Der Entwurf des Abgeordnetenhauses dehnt das Privileg durch die ganz 
allgemeine Bestimmung: „Gegen ein Mitglied des Reichsratheß darf keine behörd- 
liche Verfügung getroffen werden, welche dessen Theilnahme an den Verhandlungen 
des Reichsrathes hindert" auch auf die Schuldhaft aus. Ueber die Berechtigung 
speciell einer solchen Ausdehnung des Privilegs siehe oben Seite 49. Die ganz 
all gemein gehaltene Bestimmung dieses Satzes des Entwurfes macht eigentlich den 
Vordersatz, der sich auf Verhaftung und gerichtliche Verfolgung bezieht, entbehrlich? 

3 ) A. A. Fuld im Gerichtssaal 1883, Seite 641 ff., welcher Ordnungsstrafen 
für zulässig erklärt, weil nicht mit Strafe bedrohte Handlungen (?) vorliegen. Da 
müsste wohl Fuld den Nachweis erbringen, dass Ordnungsstrafen keine Strafen sind. 
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4l>4? g e henden angeführten Fälle der Haft (ad 2 und 3) zur Erzwingung / (^ 

einer Rechtspflicht bestimmt sind, und welche mit Erfüllung der ' f 

letztern eo ipso in Fortfall kommen. ^ 

Unzulässig erscheint während der Dauer der Session nur die 
Verhaftung selbst, nicht aber die vorbereitenden Handlungen zum 
Vollzug der Verhaftung nach Schluss der Session, wie etwa ein 
dahin zielender Haftbefehl. >) 

IV. Das Privileg des österreichischen Rechtes, welches die Ver- 
haftung wegen strafbarer Handlungen absolut ausschliesst, befreit j 
von anderweitiger Verfolgung ( d. h. Verfolgung ohne Verhaftu ng}^ I 
wegen strafbarer Handlungen nur, insoterne es sicn um eine ge- | 
richtlic he Verfolgun g handelt . Einerseits umfasst das Privileg 
damit j e d e Art " gerichtlicher Verfolgung, als straf-, civil-, 
disciplinar-, ehrengerichtliche Verfolgung, andererseits bezieht sich 
dasselbe nicht auf Verfolgungen seitens der Verwaltungs- und 
PolizeibehördenV Im Schoosse cTes Tmmunifätsausschusses des 
österreichischen Abgeordnetenhauses wurde gelegentlich der Be- 
rathung des Entwurfes die entgegengesetzte Ansicht vertreten, 
dass das Privileg sich schon dermalen auch auf die persönlichen 
Verfolgungen der Sicherheitsbehörden beziehe, indem man sich 
dabei auf Artikel 4 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
R.-G.-Bl. 144 berief, welcher lautet : „Die Gerichtsbarkeit bezüglich 
derUebertretungen der Polizei- und Gefällsstrafgesetze wird durch Ge- 
setze geregelt" und hieraus den Schluss zog, dass, wenn das citirte Staats- 
grundgesetz von Gerichtsbarkeit bezüglich der Uebertretungen 
der Polizeistrafgesetze spreche, es nur consequent sei, unter dem Aus- 
druck „gerichtlich verfolgt" der in Rede stehenden Gesetzesstelle 
auch die strafämtliche Verfolgung seitens der staatlichen Polizei- 
gewalt zu subsumiren. 

Aus der Codificationsgeschichte des österreichischen Immunitäts- 
rechtes erhellt jedoch die Richtigkeit der hier vertretenen Auffassung. 
Der Regierungsentwurf des Jahres 1861 hatte nur die Verhaftung 
wegen strafbarer Handlungen in das Privileg aufgenommen, während 
jede anderweitige Verfolgung nach demselben zulässig sein sollte. 
Dagegen wurde nun anlässlich der Berathung der Regierungsent- 
wurfes geltend gemacht, dass im Sinne der bestehenden Gesetze 



*) Siehe Weismann a. a. O. Seite 407. 



Digitized by VjOOQlC 



104 Drittes Capitel. 

(§§. 6, 17 und 18 der damaligen Landtags-Wahlordnungen) eine 
strafgerichtliche Verfolgung den Verlust des Mandates für den 
Betroffenen zur Folge hätte, und dass es nicht angebe, eine solche 
Consequenz ohne vorherige Zustimmung des betreffenden Hauses 
eintreten zu lassen. l ) Dementsprechend wurde die Erweiterung 
des Privilegs in der Richtung in Antrag gebracht und zum Gesetze 
erhoben, dass . die gerichtliche Verfolgung der Verhaftung gleich- 
gestellt werde. An3ere7aJß strafgerichtliche Verfolgungen hatten 
dft& angedeutete Consequenz des Mandatsverlustes nicht, und es war 
demgemäss mit der Erweiterung des Privilegs auf diese nicht abge- 
sehen. 2 ) 8 ) Aber auch diejenigen, welche den Begriff der gericht- 
lichen Verfolgung in so weitem Sinne auffassen, werden wohl nicht 
behaupten, dass eine gewerbebehördliche Maassregel, wie etwa die 
Entziehung einer Concession, unter das Privileg falle. 

Es ist nur eine Folge der gemachten Ausführungen, dass die 
Vertretungskörper auch nicht berechtigt sind, die Aussetzung eines 
seitens der Polizeibehörde ausserhalb der Session eingeleiteten 
strafrechtlichen Verfahrens zu fordern. 4 ) 



J ) Dies hervorgehoben zu haben, ist das Verdienst der Abgeordneten 
Tachau und Herbst. Protokolle des Abgeordnetenhauses 1. Session, 10. Sitzung. 

*) Damit stimmt es auch überein, wenn das Abgeordnetenhaus in der 
Sitzung vom 25. September 1863 resolvirte, dass die Beschwerde des Grafen D., 
welcher zum Zwecke der Durchsuchung seines Wagens polizeibehördlich ange- 
halten worden war, nicht begründet sei. Die Anhaltung des Abgeordneten seitens 
der Polizeiorgane, gewiss eine Maassregel der Verfolgung, wurde also nicht unter 
das Privileg subsumirt. 

Das obcitirte Erkenntnis des Reichsgerichtes vom 21. April 1890, Z. 42, hat 
ebenfalls in dem hier vertretenen. Sinne entschieden, ohne indes in seinen Grün- 
den auf die Codificationsgeschichte des Gesetzes einzugehen, sondern indem es den 
Ausdruck gerichtliche Verfolgung im strengen Sinne interpretirte und darauf 
hinwies, dass bezüglich der Verhaftung im Gesetze nicht unterschieden werde, 
durch welches Organ dieselbe erfolge, wohl aber hinsichtlich der Verfolgung, die 
nur insoferne unter das Privileg falle, als sie eine gerichtliche sei. 

3 ) In den Verfassungen Preussens und des deutschen Reiches (oben 
Seite 59) ist der Ausdruck „zur Untersuchung ziehen** gebraucht, der sich 
offenbar auch nur auf Verfolgung seitens der Strafgerichte bezieht. Dagegen er- 
streckt sich das Privileg nach der Verfassung Belgiens (siehe Seite 53) auch 
auf Verfolgungen seitens der Polizeibehörden. 

4 ) Seydel, Annalen d. D. R. S. 401— 406. — Der Entwurf des Abgeordne- 
tenhauses dehnt nunmehr ausdrücklich das Privileg auch auf polizeibehördliche 
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V. Unter das Privileg fällt aber nicht die Straf haft in Gremäss- 
heit eines ausserhalb der Sessionsperiode eingeleiteten Strafverfahrens. 

Schon der Gegensatz, in welchen das Gesetz die Verhaftung 
zur Ergreifung auf frischer That stellt, beweist zur Ge- 
nüge, dass es sich hiebei um eine Strafvollzugshaft nicht handeln 
kann. Das Gleiche erhellt aus der alternativen Gegenüberstellung 
der „Verhaftung" und der „gerichtlichen Verfolgung. a Wenn die 
Frage erhoben wird, warum neben der gerichtlichen Verfolg ung Cl <"7 
überhaupt clie Verhaftung, welche_ d och begrifflich in derselben _ ^ 

enthalten ist, im Gesetze erwähnt ist, so ist hierauf zu erwidern, 
dass eine solche Hervorhebung der Verhaftung schon aus dem 
Grunde nothwendig erschien, weil das Privileg sich nur auf ge- 
richtli che Verfolgun g, aber auf Verhaftung, unangesehen des 
dieselbe verfügenden Organes bezieht, dass ferner auf den Fall 
Bedacht ^genommen werden musste, dass ausserhalb der Sitzungs- 
periode eine Verfolgung eingeleitet und erst im späteren Verlaufe 
derselben während der Sitzungsperiode die Verhaftung vollzogen 
werden solle, endlich dass die Möglichkei t nicht ausgeschlossen werden 
sollte, die Zustimm ung zur gerichtlichen V erfolgung ohne Verhaftun g, 
welche immer eine totale üerulsentziehung bewirEt^ züT ertheiien T^ 

Ebenso wenig liesse sich der Gebrauch des Wortes „verhaftet," 
im Sinne von Strafvollzug mit der gesetzlichen Bestimmung in 
Einklang bringen, welche der Volksvertretung unter einem das 
Recht gewährt, die Freilassung eines auf frischer That Ergriffenen, 
beziehungsweise eines ausserhalb der Sitzungsperiode Verhafteten, 
sowie den Aufschub einer ausserhalb der Sitzungsperiode eingelei- 
teten Verfolgung zu verlangen. 

Wollte der Gesetzgeber, indem er über die Ergreifung auf 
frischer That und über gerichtliche Verfolgung Bestimmungen traf, 
gleichzeitig Normen erlassen, die sich auf Strafvollzug beziehen 
sollten, dann hätte er offenbar sich eines deutlich dahin zielenden 



Strafverfolgungen aus. Mit dem (oben S. 102, Anm. 2) citirten Nachsatze erhält das 
Privileg eine noch viel weiter gehende Ausdehnung, so z. B. auf Ausweisung aus 
dem Orte der Verhandlungen, Internirung an einem bestimmten Orte u. dgl. Ueber 
die Berechtigung einer solchen Ausdehnung siehe oben Seite 50 ; das Mangelhafte 
der juristischen Technik des Entwurfes, welche durch diesen Nachsatz die ersten 
Sätze überflüssig macht, wurde schon bemerkt. 
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Ausdruckes bedienen müssen, nicht aber das Wort „verhaftet, u 
dessen Bedeutung im gewöhnlichen Verstände des Wortes den 
Strafvollzug gar nicht in sich schliesst, und im_angeftihrten Zusam- 
menhange gar nicht in sich schliessen kann, wählen dürfen. x ) 2 ) 

VI. Nach dem klaren Wortlaute des österreichischen Rechtes 
ist jeder Act gerichtlicherVerfolgung während der Dauer des 
Privilegs g e g e i^me Fe r son der Volksvertreter ausgeschlossen. 
Es darf weder Vorladung, noch Vorführung, noch Einvernehmung, 
noch Hausdurchsuchun g erfolgen, gleichviel, ob diese Acte seitens 
der Gerichte selbst, oder seitens der Staatsanwaltschaft, beziehungs- 
weise seitens der Sicherheitsbehörden veranlasst werden, da die .' 
beiden letztgenannten Behörden in den betreffenden Handlungen als 
Organe der gerichtlichen Verfolgung fungiren. Selbstverständlich t* 
vermag auch die Verfahrungsweise der gerichtlichen Verfolgung ^ ^ 
einen Unterschied nicht hervorzurufen, und das Mandatsverfahren 
erscheint ebenso unzulässig, wie das ordentliche '^ffaKrenT^j ^ ^ 



n. 



^ 
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') Ganz dasselbe gilt auch für das deutsche Recht. 

Siehe hierüber die Ausführungen des deutschen Reichstagsabgeordneten Har- 
nier in seinem Berichte an den Reichstag, Session 1874/76, an welche der Text 
sich vielfach anschliesst, sowie des Bundesrathsbe voll mäch» igten Dr. Leonhardt, 
Session 1879, bei Seydel a. a. O. Im Uebrigen ist die hier vertretene Ansicht 
wiederholt im Bundesrath und Reichstag anerkannt worden, und auch in der 
Theorie communis opinio. Anders ist die Interpretation des Privilegs in Frank- ^ .. 

reich. Siehe oben Seite 49. Dort ist aber auch der Ausdruck detenir, und nicht 
arreter gebraucht. 

*) Der Entwurf würde bei der allgemeinen Fassung des Schlusssatzes 
auch den Strafvollzug in sich schliessen, eine Ausdehnung, welche wohl auch von 
den Verfassern des Entwurfes nicht beabsichtigt wurde. 

. *) Das deutsche und preussische Recht gebrauchten den Ausdruck „zur 
Untersuchung ziehen", der zweifelsohne nichts anderes bedeuten soll, als 
der im österr. Recht gebrauchte „gerichtlich verfolgen": Weisraann (a. a. O) 
hält in engster Interpretation des Ausdruckes Hausdurchsuchungen zulässig, weil 
hierin nicht ein Act der Untersuchung gelegen sei, ebenso Vernehmungen und das 
von der Untersuchung zu scheidende sogenannte r staatsanwaltschaftliche Er- 
m ittlun gsve rfahren ", und endlich auch das Mandate verfahren^ Deiwelcnem es eine 
Untersuchung "ffient gebe. Es liegt ausserhalb des Rahmens dieser Arbeit, auf die 
strafprozessuale Bedeutung der angefahrten Momente des Nähern einzugehen und 
es sei daher nur das Folgende bemerkt. Wenn Weismann sich hinsichtlich der Haus- 
durchsuchung unter Hinweis auf Poudra et Pierre auf das französische Recht be- 
ruft, so ist dies nicht zutreffend, da es sich an der bezüglichen Stelle bei Poudra 
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Die blosse Entgegennahme von Anzeigen, beziehungsweise 
Klagen seitens Privater, sowie die Vornahme von ^4«mL^^mmh^ 
ohne Vorladung, Vernehmung unT"VerEaRung"(§".* "IJ^SSatprocess!^ 
Ordnung) enthält noch keinen Act gerichtlicher Verfolgung und ist X* x ^. 

daher ohne Weiteres statthaft« / fh&zfc %&*+*+* Yy * ov \ 

Die streng persönlicheY^Satur xies Privilegs Dringt es mit ~" *"' 
sich, dass Hausdurchsuchungen und Beschlagnahmen in den Be- 
hausungen der VuBlsm 'Ukter,' * alr äri der'Terfolgiitig unbetheiligter 
Persone n nach Maassgabe der strafprozessualen Bestimmungen vor- 
genommen werden dürfen. x ) ** 

# 2 j^* /f" '{ JjXir den Fall der .Ergre ifung auf frischer Th at hat das Privileg 
' v .keine Geltung. Es kann, w ie die Verhaftung, so auch unmittelbar 
^^^t^tTy^ die gerichtliche Verfolgun g eingeleitet werden, und es bedarf hiezu 
s&jp A nicht etwa der nachträglichen Genehmigung seitens des betreffenden 
^(y'c/- Vertretungskörpers. Die Anzeige an denselben seitens des Gerichtes 
hat nur die Bedeutung einer Information, welche dazu dient, die 
Geltendmachung des den Vertretungskörpern zustehenden Rechtes, 
die Unterbrechung der gerichtlichen Verfolgung auf die Dauer de r 
Session zu fordern, rechtzeitig zu^ermöglichen. 2 ) b ) 

/* ' 

— * die 

eine in der Ben 









ierre ni cht um eine geg ei/ die F 
in der Behausung derselben 
& ? Z/j^Biehe unten Anmerkg. 1). Principiell verfehlt ist es aber, wenn Weismann die Zu- ^ 

. ,/fy äB8i - - ......_.. . . ....... 



Person der Volksvertreter, sondern nur un>^ 



Tben vorzunehmende Hausdurchsuchung handelt, 
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- ■ . - . 2 
'lässigkeit des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens damit begründet, dass 

das Privileg nur das Verhältnis der gesetzgebenden zur richterlichen Gewalt regeln * /tsf* t^/ 

wolle. Diese Bedeutung des Privilegs ist dem deutschen Recht absolut fremd. " t 

*) Dies ist auch die herrschende Auffassung in Frankreich Poudra et 
Pierre S. 70. Von Interesse insbesondere die dort angeführten Aeusserungen 
Dufaure^s, dass die Unverletzlich keit der Deputirten nur eine persönliche, ihre ■ " y Ä~si 
Domicile^keineAijJßjSiigg. Derselbe Standpunkt aucnvoi^leinseinerze^^eW^^ ,7 __1 *' 
Ministerpräsidenten Odillon Parrot vertreten, ibid. - ^- ^ 

Die für das österr. Recht in Frage kommenden Bestimmungen über Haus- O r**' "* ?*>++ 
durchsuchungen bei unbetheiligten Personen siud die §§. 139—142 Str.-Pr.-O. und - * . 
des Ges. 27. October 1862, R.-6.-B1. 88. ^y^% ^ ° 

*) Dies ist auch die allgemeine Auffassung für das deutsche Recht. Seydel 
a. a. 0. und die dort citirte Literatur. •& ^1 ~* **- 

8 ) Während nach deutschem Rechte die Ergreifung an dem der That folgen- , 
den Tage geschehen kann, hat der österr. Reichsrath die im Regierungsentwurf 
von 1861 vorgesehene Gleichstellung der gerichtlichen Nacheile mit der Ergrei- 
fung auf frischer That abgelehnt, weil bei gerichtlicher Nacheile die Gewissheit 
der Person nicht mehr absolut feststeht. 
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§. 2. 
Das Genehmigungsrecht der Vertretungskörper. 

I. Die Gesetze Oesterreichs und der deutschen Staaten haben 
nach dem französisch-belgischen Muster das Recht der Vertretungs- 
körper, über die Zulässigkeit der Verhaftung und gerichtlichen Verfol- 
gung ihrer Mitglieder während der Session zu entscheiden, an keinerlei 
Normen gebunden. Dieselben sind daher in Ausübung dieses Rechtes, 
wie schon Seydel hervorgehoben hat, rechtlich völlig unbeschränkt. 
Gleichwohl lag es nicht in der Absicht der Gesetzgebung, die Ent- 
scheidung der Vertretungskörper von dem jeweiligen Interessen- 
standpunkt abhängig zu machen. *) Das den Vertretungskörpern zu- 
stehende Recht bezweckt nicht, Mitglieder derselben, die sich that- 
sächlich einer strafbaren Handlung schuldig gemacht haben, nach 
dem Ermessen der Vertretungskörper der gerechten Verfolgung 
seitens der competenten Organe zu entziehen, sondern will die Ver- 
tretungskörper davor schützen, in ihrer Berufsübung durch tenden- 
ziöse Verfolgung ihrer Mitglieder gestört^ zu werden. Üie v^effre^ 
"tüngsKörper werden 3aher nur dann dem Geiste des Rechtsinstitutes 
gerecht, wenn sie in jedem einzelnen Falle an der Hand der con- 
creten Umstände prüfen, ob die Verfolgung des betreffenden Mit- 
gliedes eine tendenziöse ist, und nach dem Ergebnis dieser Prüfung 
entscheiden. 

Es wäre in der That ein ganz unhaltbarer Rechtszustand, wenn 
das Gesetz auf der einen Seite wegen gewisser Delicte den Verlust 
des activen und passiven Wahlrechtes zu den Vertretungskörpern 
ausspräche, auf der andern Seite jedoch Mitglieder der Vertretungs- 



körper, die 



eines Delictes, eventuell wegen eines die an- 






*4. 



l ) So Gareis im 7. Bd. der Zeitschrift f. d. ges. Strafrechtswiss. ; dagegen 
auch Weis mann a. a. O. S. 392, der allerdings im Weiteren sich dem Standpunkte 
Gareis' nähert. Wenn Weismann aus der Zulässigkeit der Aufhehung von auf 
frischer That oder ausserhalb der Session eingeleiteter Haft und Verfolgung den 
Schluss zieht, dass damit das Interesse der gesetzgebenden Versammlung über 
das der Strafrechtspflege gestellt werde, so verkennt er den Zweck dieses Theiles 
des Privilegs. Auch dieser soll nur eine Schutzmaassregel gegen missbräuchliche 
Anwendung der Strafgewalt des Staates sein. Siehe hierüber oben Seite 49 und 
die folgenden Ausführungen im Texte. 






Digitized by 



Google 



Das Jmmunitätsrecht des ausserberuflichen Verhaltens. \QQ 

geführten Rechtsfolgen nach sich ziehenden Delictes gerechter Weise 
verfolgt werden sollen, nach dem Ermessen der Vertretungskörper 
dieser Verfolgung, wenn auch nur temporär entzogen würden. Dem- 
gemäss ist es nicht zu billigen, wenn die Vertretungskörper mit- 
unter wegen der Geringfügigkeit der in Betracht kommenden straf- 
baren Handlung ihre Zustimmung zur gerichtlichen Verfolgung 
verweigert haben, x ) und das Interesse der parlamentarischen Berufs- 
übung dem der Strafverfolgung gegenüberstellten. 

Ganz derselbe Gesichtspunkt ist maassgebend bei dem Rechte 
der Vertretungskörper, die Aussetzung einer auf frischer That oder 
ausserhalb der Session vollzogenen Verhaftung, beziehungsweise die 
Aussetzung einer ausserhalb der Session eingeleiteten gerichtlichen 
Verfolgung zu begehren. Bei der ersteren wird jedoch zunächst 
festzustellen sein, ob es sich thatsächlich um eine Ergreifung auf 
frischer That handelt. Sollte es sich zeigen, dass es sich nicht 
um eine solche, sondern um eine gewöhnliche Verhaftung handle, 
dann ist der Vertretungskörper in seinem Rechte, die Aufhebung 
der ungesetzmässig erfolgten Verhaftung zu verlangen. 2 ) Dies 
ist von um so grösserer Bedeutung, als bei Ergreifung auf frischer 
That die weitere gerichtliche Verfolgung nicht an die Zustimmung 
der Vertretungskörper gebunden ist. 

II. Das Prüfungsrecht der Vertretungskörper hat nicht die Schuld 
oder Nichtschuld des verfolgten Mitgliedes, sondern ausschliesslich 
das Nichtvorhandensein einer tendenziösen Verfolgung zum Gegen- 
stande. b ) Vermag das um die Zustimmung zur Verfolgung an- 



l ) So hat im österr. Abgeordnetenhause in einem concreten Falle der Referent / 
die Verweigerung der Zustimmung beantragt „mit Rücksicht darauf, dass es sich 
um eine unbedeutende Sache handelt, dass das hohe Haus sich gegenwärtig in 
der Verhandlung der wichtigsten Angelegenheiten befindet und es nicht angeht, wegen 
einer solchen Kleinigheit den Abgeordneten seine Berufspflicht zu entziehen. u In 
einem andern Falle dagegen hat das Abgeordnetenhaus im Falle der Verfolgung 
wegen einer geringfügigen Uebertretung der Hunde-Contumaz Vorschriften die Zu- 
stimmung ertheilt. Dieselben Schwankungen kommen nach Weismann a. a. O. S. 366 
auch in der Praxis des preuss. Abgeordnetenhauses vor. 

7 ) Siehe die Protokolle des Abgeordnetenhauses über die Sitzung vom 
17. September 1863, wo die Freilassung des Abgeordneten R. verlangt wurde, 
weil die Verhaftung nicht auf frischer That erfolgt sei. 

3 ) Auch in Frankreich ist dies die herrschende Auffassung. Poudra et 
Pierre, S. 78. 
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suchende Gericht hiefür nicht entsprechende Beweismittel vor- 
zubringen, so ist der Vertretungskörper befugt, die Zustimmung zu 
versagen. Strafausschliessungs- und Strafaufhebungsgründe werden 
demnach in aller Regel ausserhalb des Bereiches dieser Prüfung 
gelegen sein. 

III. Es ist im österreichischen Abgeordnetenhause Gegenstand leb- 
haften Streites geworden, ob die Vertretungskörper ein von der 
Staatsanwaltschaft ausgehendes Ansuchen um Zustimmung zur ge- 
richtlichen Verfolgung als geeignetes Substrat ihrer Beschlussfassung 
anzusehen haben, oder ob nicht vielmehr ein solches Ansuchen 
ausschliesslich vom Gerichte auszugehen hätte. *) Es wurde von der 
einen Seite geltend gemacht, dass es der Würde der Vertretungs- 
körper nicht entspräche, die Zustimmung zu ertheilen, ehe das 
competente Gericht über die Verfolgung schlüssig geworden sei. 
Es sei daher bei einem von der Staatsanwaltschaft ausgehenden An- 
suchen der Zeitpunkt für die Beschlussfassung der Vertretungs- 
körper ein verfrühter. Die Strafprocessordnung des Jahres 1853, 
welche zur Zeit der Erlassung des Gesetzes über die Immunität 
vom Jahre 1861 in Geltung gewesen sei, habe eine Verfolgung 
seitens des Staatsanwaltes nicht gekannt. Wenn ferner auch schon 
das Staatsgrundgesetz des Jahres 1867 bestimmte, dass im Straf- 
verfahren der Anklageprocess zu gelten habe, so sei derselbe doch 
erst 1873, also lange nach Codification des geltenden Immunitäts- 
rechtes verwirklicht worden. Die Zulässigkeit des Ansuchens seitens 
der Staatsanwaltschaft bewirke zudem, dass der Privatkläger, der 
nur im Petitionswege unmittelbar an die Vertretungskörper heran- 
treten könne, ungünstiger gestellt werde, als der öffentliche An- 
kläger. 2 ) 

Dem gegenüber wurde von entgegengesetzter Seite einge- 
wendet, „dass im Sinne der geltenden Strafprocessordnung die 
gerichtliche Verfolgung in allen jenen Acten bestehe, welche der 
öffentliche Ankläger vornimmt, um eine Person wegen einer straf- 



*) Siebe die Verhandlungen des Abgeordnetenhauses in den Sitzungen vom 
30. October 1876 und 5. April 1883. 

2 ) Den gleichen Standpunkt vertritt für das preussische Becht Weismann 
a. a. O. S. 412. 
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baren Handlung zur Verantwortung zu ziehen, und in den gericht- 
lichen Schritten gegen diese Person, die der staatsanwaltschaftliche 
Verfolgungsact bewirkt." 1 ) Dies ist der entscheidende Gesichts- 
punkt. Im Sinne der geltenden Strafprocessordnung ist die Staats- 
anwaltschaft Organ der gerichtlichen Verfolgung, und wenn das 
Immunitätsrecht auch zu einer Zeit normirt wurde, da dieses 
Organ noch nicht bestand, so vermag das die Anwendung des 
Immunitätsgesetzes auf dasselbe, sobald es nur derzeit als Organ 
der gerichtlichen Verfolgung fungirt, nicht zu beeinträchtigen. 
Es kann daher an sich keinen Unterschied machen, ob das An- 
suchen seitens des Gerichtes oder seitens der Staatsanwaltschaft 
gestellt wird. Worauf es vielmehr ankommt, ist, wie bereits aus- 
geführt, ob das, sei es von dieser, sei es von jener Seite ge- 
stellte Ansuchen, gehörig fundirt ist Der Zeitpunkt des An- 
suchens ist nur dann ein verfrühter, wenn demselben noch nicht die 
entsprechenden Beweismittel beigegeben sind, welche die Berechtigung 
der gerichtlichen Verfolgung darzuthun geeignet sind. Der möglicher- 
weise nach ertheilter Zustimmung des Vertretungskörpers von dem 
Gerichte zu fassende Beschluss, dass die gerichtliche Verfolgung nicht 
statthabe, ist in keinem Falle geeignet, der Würde des Vertretungs- 
körpers nahe zu treten, woferne nur derselbe seinen Beschluss auf 
Grund sachlicher Erwägung gefasst hat. 

Die durch Zulassung des Ansuchens seitens der Staatsanwaltschaft 
bewirkte Ungleichheit des Privatklägers gegenüber dem öffentlichen 
Ankläger kann schon deshalb nicht als stichhältiger Grund an- 
geführt werden, weil beide auch in anderen Beziehungen ungleich 
mit Rechten ausgestattet sind. Und gerade für die vorliegende Frage 
ist diese Ungleichheit berechtigt, da die Stellung eines öffentlichen 
Functionärs doch gewiss grössere Garantien dafür bietet, dass die 
Vertretungskörper nicht mit gegenstandslosen Querelen unnütz in 
Anspruch genommen werden, als dies beim Privatkläger der 
Fall ist 2 ) 




l ) Aus der Rede des Abg. Lienbacher in der Sitzung von 5. April 1883. 

a ) Aus diesem Grunde hat sich auch in Frankreich hinsichtlich der Privat- 
klagen die Praxis herausgebildet, dass dieselben zunächst bei Gericht eingereicht 
werden müssen, welches sohin nach vorläufiger Cognition das Ansuchen an die 
Kammern stellt. Poudra et Pierre. S. 73. ^ 
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IV. Die seitens der Vertretungskörper ertheilte Zustimmung ist 
eine individuelle, sie bezieht sich immer nur auf die concrete 
That, wegen deren dieselbe angesucht wurde, und kann nicht 
auf andere Thaten derselben Person ausgedehnt werden. l ) Die zur 
gerichtlichen Verfolgung ertheilte Zustimmung enthält noch nicht 
die Zustimmung zur Verhaftung, wenngleich in derselben nur ein 
Mittel der gerichtlichen Verfolgung gelegen ist, da das Gesetz beide 
als in gleicher Weise von der Zustimmung der Vertretungskörper 
abhängig, neben einander stellt und der Fall sehr wohl denkbar 
ist, dass ein Vertretungskörper wohl die gerichtliche Verfolgung, 
nicht aber die eine totale Berufsentziehung bewirkende Verhaftung 
als zulässig anerkennt. 

V. Die Ertheilung der Zustimmung seitens des betreffenden 
Vertretungskörpers bildet eine verfassungsrechtliche, von den com- 
petenten* Organen von amtswegen wahrzunehmende Voraussetzung 
für die Zulässigkeit strafgerichtlicher Verfolgung eines Volksver- 
treters während der Dauer der Session *). Es wäre daher eine Straf- 
verfolgung ohne diese Voraussetzung, gleichviel aus welchem Grunde 
dieselbe fehlte, mit einem Nichtigkeitsgrunde behaftet. b ) *) Da die 
Strafprocessordnung eine ipso jure eintretende und fortdauernde 
Nichtigkeit nicht kennt, so bedürfte es auch in diesen Fällen der be- 
sondern Geltendmachung derselben im Sinne der bestehenden Be- 



') Siehe auch Weismann a. a. O. S. 406 und für das französische Recht 
Poudra et Pierre a. a O. S. 77. Die Subsumption derselben That unter mehrere 
Bestimmungen des Strafgesetzes, die sogenannte ideale Concurrenz erscheint 
dagegen ohne besondere Zustimmung zulässig. 

*) Glaser, Handbuch II. S. 57 führt in Uebereinstimmung hiemlt die Immu- 
nität unter den „dilatorischen Einreden 44 des Strafprocesses an. A. A. Weismann. 
S. 414. 

3 ) Nach österr. Strafprocesse käme in Betracht § 281, Abs. 9 AI. b), be- 
ziehungsweise §. 344, Abs. 10 AI. b). In dem der Entschdg. des Obersten Ge- 
richtshofes vom 25. Nov. 1886 (siehe oben Seite 100, Anm. 1) zu Grunde liegen- 
den Falle hatte die Generalprokuratur gegen das freisprechende Urtheil die 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes eingebracht, weil die Verhand- 
lung ohne vorherige Genehmigung des Reichstages stattgefunden hatte. 

4 ) Anders entscheidet für das deutsche Recht Weis mann a. a. O. S. 419, 
der in dem Mangel der Genehmigung kein Interesse der Strafrechtspflege ver- 
letzt erachtet und daraus die Folgerung zieht, dass die Staatsanwaltschaft zum 
Nachtheil des Angeklagten die Revision nicht erheben könne. 
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Stimmungen der Strafprocessordnung. Würde der Mangel der 
Zustimmung im Laufe des Verfahrens wahrgenommen, so wäre das 
Gericht zur Aufhebung desselben von Amtswegen verpflichtet. 

Wenn dagegen im Falle einer Ergreifung auf frischer That, 
beziehungsweise einer ausserhalb der Session eingeleiteten gericht- 
lichen Verfolgung seitens des betreffenden Vertretungskörpers die 
Aussetzung der Verfolgung verlangt wird, dann tritt nur eine Un- 
terbrechung des Verfahrens ein, welches nach Wegfall des Hinder- 
nisses dort wieder aufgenommen werden kann, wo die Unterbrechung 
eintrat. 2 ) 

VI. In Bezug auf die Frage, welchen Einfluss das Immunitäts- 
recht der Volksvertreter auf die Verjährung der Strafverfolgung 
ausübt, besteht in Oesterreich eine Divergenz der Meinungen. 
Während der Oberste Gerichtshof die Entscheidung getroffen hat, 
dass die Verfolgung von strafbaren Handlungen während der Ses- 
sion suspendirt ist, und die Verjährung deswegen während der 
Dauer dieser Periode nicht laufen könne, 2 ) hat das Abgeordnetenhaus 
mit Recht der entgegengesetzten Ansicht Ausdruck gegeben, dass 
die Unterbrechung der Verjährung erst mit dem ersten Verfolgungs- 
acte eintrete, den das Gericht nach erhaltener Genehmigung vor- 
nehme 8 ). Nach dem Wortlaute des Gesetzes (§§. 227 und 531 
Strafges.) tritt die Verjährung ein, wenn der Thäter innerhalb der 
gesetzlich bestimmten Zeit nicht in Untersuchung gezogen wurde, 
ohne dass das Gesetz einen Unterschied machte, aus welchen Gründen, 
ob aus rein thatsächlichen oder wegen rechtlicher Unmöglichkeit, 
dies unterblieb; und wird nach dem Gesetze die Verjährung nur 



x ) Nach Weismann, S. 416 hat der Mangel der Genehmigung keine weiter- 
gehende Wirkung, als das Verlangen der Aussetzung eines ausserhalb der Session 
eingeleiteten Verfahrens. Das ist unrichtig, da bis zum Verlangen der Aus- 
setzung das Verfahren ein ordnungsmäßiges war, was beim Mangel der Geneh- 
migung nicht der Fall ist. 

a ) Sammlung von Adler, Krall, Walter II. Nr. 1068. Es ist allerdings 
richtig, dass die Verfolgung bis zur Ertheilung der Zustimmung seitens des betref- 
fenden Vertretungskörpers rechtlich nicht möglich ist, aber es ist nirgends gesagt, 
dass deshalb die Verjährung bis zu dieser Zeit nicht laufen könne. Der Satz 
agere non valenti non currit praescriptio bedarf zu seiner Geltung ausdrücklicher 
Normirung. 

8 ) Berichte des Immunitätsausschusses, X. Session Nr. 596 und 1048. 
Seid ler, Die Immunität der Mitglieder der Vertretungekörper. g 
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durch solche Acte unterbrochen, durch welche der Thäter als in 
Untersuchung gezogen erscheint. Hält man damit die Bestimmung 
über das Immunitätsrecht zusammen, dass kein Mitglied der Ver- 
tretungskörper während der Dauer der Session ohne Zustimmung 
des betreffenden Hauses gerichtlich verfolgt werden könne, so kommt 
man notwendigerweise zu dem Schlüsse, dass innerhalb dieser Zeit 
ein Act des zur Untersuchung Ziehens rechtlich nicht zulässig ist, 
und eine Unterbrechung der Verjährung daher nicht eintreten kann. 
Dass dieser Rechtszustand weder der Würde der Vertretungs- 
körper entspreche, noch mit den Rechten der Privatankläger und 
Privatbeteiligten vereinbar sei, wurde vom Abgeordnetenhause 
wiederholt anerkannt, und demgemäss eine Aenderung der geltenden 
Bestimmungen aus der Initiative desselben in Vorschlag gebracht. ') 



l ) Der diesbezügliche Antrag lautet: 

„Kann ein -Strafverfahren gegen ein Mitglied eines öffentlichen Vertretungs- 
körpers im Grunde der gesetzlich gewährten Immunität nicht eingeleitet werden, 
so ruht die Verjährung der strafbaren Handlung von dem Zeitpunkte, als von 
der zuständigen Behörde ein auf die Beseitigung dieses Hindernisses gerichteter 
Schritt unternommen wird, bis zu dem Zeitpunkte, in welchem entweder diese Be- 
hörde in Kenntnis gesetzt ist, dass über die Zulässigkeit der Strafverfolgung ent- 
schieden wurde, oder in welchen das in der Immunität liegende Hindernis ent- 
fallen ist." (Bericht des Immunitätsausschusses, X. Sess. 696 der Beilagen). 

Gegen diese Fassung des Antrages sind in zweifacher Richtung Bedenken 
zu erheben. Erstens ist nicht einzusehen, warum das Ansuchen an den betref- 
fenden Vertretungskörper um Gestattung der gerichtlichen Verfolgung den Zeit- 
punkt bilden soll, von welchem die Hemmung der Verjährung beginnt. Es ist 
allgemeiner Grundsatz, dass Hemmung durch solche Umstände bewirkt wird, 
welche eine Geltendmachung des Rechtes temporär unmöglich machen. Dieser 
Umstand liegt hier in der Dauer der Session. Demgemäss müsste die Hemmung 
der Verjährung mit dem Beginne der Session, bzw. bei während der Session be- 
gangenen strafbaren Handlungen vom Zeitpunkte der That beginnen. Die vor- 
liegende Fassung des Antrages würde dann zutreffend sein, wenndurch das 
Ansuchen seitens der Behörde die bis dahin bestehende Möglichkeit der Straf- 
verfolgung zeitweilig beseitigt würde. Indes soll durch dasselbe die bis dahin 
vorhandene rechtliche Unmöglichkeit der Strafverfolgung aufgehoben werden. 

Zweitens scheint es doch sehr fragwürdig, ob es das Richtige ist, das Ende 
der Hemmung für den Fall der Verweigerung der Zustimmung auf den Zeitpunkt 
der in Kenntnissetzung der Behörde zu verlegen, und nicht, wie es in der Natur der 
Sache gelegen wäre, auf den Zeitpunkt, in welchem die Möglichkeit der Verfolgung 
wieder gegeben ist, d. i. den Schluss der Session. Der Einwand des Motivenberichtes, 
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Anm. Im deutschen Rechte ist die Frage strittig geworden, ob die Immu- 
nität der Volksvertreter der einzelnen Gliedstaaten nur innerhalb des Landes, 
dessen Kammer sie angehören, oder im ganzen Reichsgebiete zu respectiren ist. 
Für die Geltung des Privilegs im ganzen Reiche sind eingetreten Gar eis im 7. Bd. 
der Zeitschr. f. d. gesammte Strafrechtswiss. S. 633 ff. und Kries im 5. Bd. d. 
Archiv f. öfftl. Recht. S. 371 ff., dagegen Weismann a. a. O. u. Fuld im 4. Bde. 
d. Archiv f. öfftl. Recht, S. 341 ff. 

Die letztere Ansicht ist nach dem klaren Wortlaut des § 6 des Einftthrungs- 
gesetzes zur Strafpro cessordnung die richtige. Daselbst heisst es: „Unberührt 
bleiben die landesgesetzlichen Bestimmungen 1) über die Voraussetzungen, unter 
welchen gegen Mitglieder einer gesetzgebenden Versammlung während der Dauer 
einer Sitzungsperiode eine Strafverfolgung eingeleitet oder fortgesetzt werden 
kann." . . . Galten bis zur Einfuhrung der Strafprocessordnung diese Bestim- 
mungen nur innerhalb des betreffenden Landes, so soll diese Geltung nach dem 
Einführungsgesetze „unberührt bleiben". Die Ausdehnung des Geltungs- 
gebietes dieser Bestimmungen auf das ganze Reichsgebiet verstösst daher gegen 
den Wortlaut des Gesetzes. 



dass hiedurch für die Volksvertreter die Möglichkeit, verfolgt zu werden, vielleicht auf 
Jahre hinausgeschoben würde, und dieselben gerade durch ihr Immunitätsrecht in 
eine viel ungünstigere Lage versetzt würden, ist nicht zutreffend, da einerseits 
nicht einzusehen ist, worin diese ungünstigere Lage ihren Grund haben soll^ wenn 
die betreffenden Volksvertreter im 'Vorhinein wissen, dass die Hinausschiebung der 
Strafverfolgung stattfindet, und daher in der Lage sind, für die erforderlichen 
Mittel der Verteidigung vorzusorgen, da aber anderseits hiedurch in jenen zahl- 
reichen Fällen, in welchen bis zum Schlüsse der Session die Verjährung der Straf- 
verfolgung eintreten würde, der gegenwärtige, vom Abgeordnetenhause selbst als 
reformbedürftig anerkannte Zustand bestehen bliebe, dass Volksvertreter ganz 
gegen den Geist des Gesetzes der Strafverfolgung entzogen würden. 



K. und k. Hofbuchd nickerei Karl Prochoska in Teschen 
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